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Die nachfolgende Abhandlung darf und will nicht darauf Anſpruch 
machen, für eine im eigentlichen Sinne wiſſenſchaftliche Arbeit zu gel- 
ten. Sie bringt den Fachmännern nichts Neues und ſtützt ſich überall 
nicht auf eigentliches Quellenſtudium, benutzt vielmehr nur außer den ab⸗ 
gedruckten Landeschroniken, Urkundenſammlungen und den in den verſchie⸗ 
denen preußiſchen Sammelwerken zerſtreuten Aufſätzen über einſchlagende 
Materien die Geſchichtswerke preußiſcher Hiſtoriographen und namentlich. 
für das ſechszehnte Jahrhundert die vorzüglichen Bearbeitungen der Land- 
tagsakten von Töppen, wie ſie in den Raumerſchen hiſtoriſchen Taſchen⸗ 
büchern von 1847 und 1849, ſowie in den Programmen des Gymna⸗ 
ſiums zu Hohenſtein aus den Jahren 1855, 1865, 1866 und 1867 
niedergelegt ſind. Das gedruckte Materiel iſt bereits ſo umfaſſend, daß 
eine vollſtändige Benutzung deſſelben einen nicht unerheblichen Zeitaufwand 
nöthig macht; zu den archivaliſchen Quellen zurückzugehen, die allerdings 
namentlich für die ältere Zeit noch eine ſtarke Ausbeute geſtatten würden, 
weil ſie von dieſem Geſichtspunkte aus kaum recht ernſtlich durchſucht 
fein können, war allerdings ſchon vor Jahren der lebhafteſte Wunſch \ 
Verfaſſers. Andere Berufs- und literariſche Arbeiten haben ihn daran 
gehindert und werden ihm wohl auch künftig nicht die Zeit laſſen, ſich 
mit den ſtändiſchen Verhältniſſen Preußens ſo eingehend zu beſchäftigen, 
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daß er's wagen könnte, der Wiſſenſchaft ſeine Dienſte anzubieten. Wenn 
er ſich gleichwohl mit feinen unzulönglichen Kräften an die nachfolgende 
Zuſammenſtellung der Reſultate wiſſenſchaftlicher Forſchungen machte, ſo 
geſchah es hauptſächlich, weil man von competenter Seite noch immer ge— 
nug damit zu thun hat, neue und alte Fundgruben auszubeuten um 
Bauſteine für ein ſicheres Gebäude zu gewinnen, an eine populaire Zuſam⸗ 
menfaſſung des bereits Ermittelten und Gewornenen aber nicht denkt, 
und weil andererſeits doch der gebildete Mann, der ſich in unſerer ſo 
vorwiegend der Politik zugeneigten Zeit über mancherlei die Zukunft un⸗ 
ſeres Vaterlandes betreffende Fragen eine Meinung zu bilden ſucht, dos 
Bedürfniß empfinden muß ſich ohne eigene gelehrte Studien über die Vers 
gangenheit zu unterrichten, bisher aber vergebens nach einer überſichtlichen 
Darſtellung der ſtändiſchen Geſchichte Preußens vom Standpunkte 
des Politikers aus ſuchte. Selbſt wenn die vielbändigen Geſchichts⸗ 
werke von Voigt, Baczko u. A. dieſelbe völlig ausreichend mit enthalten 
ſollten (was doch keineswegs der Fall iſt) ſo iſt es nicht Jedermanns 
Sache, dieſe Werke durchzuarbeiten und ſich aus der oft nichts weniger 
als intereſſanten ſpeciellen Kriegsgeſchichte des Ordens mühſam die Ele⸗ 
mente deſſen zuſammenzutragen, was er wiſſen will und was ihm des 
Behaltens werth ſcheint. Der Fachkenner kennt die ſonſtigen Wege, denen 
der Verfaſſer nachgegangen iſt, dem daher angemeſſen ſchien, ſich alles 
Citirens der Belagſtellen zu enthalten. Der Leſerkreis, auf den er haupt⸗ 


ſächlich reflektirt, könnte ſich dadurch nur abgeichredt fühlen. Möge fih - 


aber bald der Mann finden, der die mangelhaft verſtepfte Lücke würdig 
zugleich im Geiſte der Wiſſenſchaft und dem Bedürfniß des Politikers 
gemäß auszufüllen geneigt und befähigt iſt. 


Die Herrſchaft des deutſchen Ordens über das Land Preußen ſtützte 
lediglich auf den Rechtstitel der Eroberung. Zwar ertheilte der Kaiſer 
im Voraus eine Urkunde, in der geſagt war: „dem Orden ſolle ge⸗ 
ſein, zu ſeinem Nutzen Straßen und Marktzölle anzuordnen, Märkte 
Handelsplätze einzurichten, Münzen zu ſchlagen, Grundabgaben und 
dere Leiſtungen aufzuerlegen, Ungelder zu Land, auf Flüſſen und auf 
dem Meere feſtzuſetzen, Bergwerke anzulegen, Civil- und Criminalrichter 


einzuſetzen; der Hochmeiſter und alle ſeine Nachfolger ſollen auch volle 
Gerichtsbarkeit und alle ſonſtige Gewalt und Macht haben, ſoweit es 
irgend ein Fürſt des Reiches in ſeinem eigenen Lande haben 
könne, alſo daß fie Geſetze und Verfaſſung anzuordnen, Gerichtsverſamm⸗ 
lungen zu halten und alle Einrichtungen zu treffen vermöchten, durch 
welche der Glaube der Gläubigen befeſtigt und für die Unterthanen über⸗ 
haupt ein ruhiges Leben geſichert und begründet werde;“ aber nicht mit 
dieſem kaiſerlichen Privilegium, ſondern mit dem Schwert in der Hand 
eroberte der Orden das Land, und erſt ſehr ſpät ſuchte derſelbe den Kaiſer⸗ 
brief vor, nicht um den urſprünglichen Bewohnern des Landes ſein Recht 
nachzuweiſen, ſie unterjochen zu dürfen, ſondern um den nach politiſchem 
Einfluß ſtrebenden deutſchen Einzöglingen gegenüber beſtrittene Hoheits⸗ 
rechte darzuthun. 

So betrachtete ſich denn der Orden nach der Erorberung, die erſt 
gegen Ende des 13. Jahrhunderts als völlig geſichert angeſehn werden 
kann, als unumſchränkten Herrn des unterworfenen Gebietes 
ſowohl als der unterjochten Bewohner deſſelben. Land und 
Leute wurden ſein Eigenthum. Zwar ſchloß der Orden 1249 zu Chriſt⸗ 
burg mit den beſiegten Heiden, die ſich zum Chriſtenthum bekennen würden, 
einen Frieden, der ihnen Freiheit der Perſon und des Beſitzes, ſowie 
Wahl des Rechts ließ; aber die auflöſende Bedingung dieſes Vertrages, 
wonach derſelbe nämlich nur ſo lange gelten ſolle, als die Preußen am 
Chriſtenthum feſthalten würden, trat ſchon bei der Empörung von 1260 
ein, und ein neuer allgemeiner, das Verhältniß zwiſchen Herrſchaft und 
Unterthanen regelnder Vertrag wurde mit den Beſiegten nicht geſchloſſen. 
Nur als Lohn guter Dienſte erhielten einzelne Preußen Beſtätigung und 
Vermehrung ihres Beſitzes; die Maſſe wurde beſitz⸗ und rechtlos 
geſtellt. 

Der Orden überkam alſo nicht nur die Herrſchaft des Landes 
Stelle der bisherigen Herren, ſondern das ganze eroberte Land war 
Domaine anzuſehen, die er bewirthſchaftete; die Eingeborenen galte 
Pertinenz des Grundes und Bodens, auf dem ſie ſaßen. Jedoch 
er von Anfang an ein Drittel davon mit allen Hoheitsrechten an die Kirch 
ab, welche jedoch ihrerſeits die politiſche Zuſammengehörigkeit des ganzen 
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eroberten Gebiets und eine gewiſſe Oberhoheit des Meiſters als weltlichen 
Gebieters anerkannte. Von den vier Landesbiſchöfen wurden die von Culm, 
Pomeſanien und Samland ſchon früh vom Orden abhängig; da fie mit 
ihren Capiteln eingetreten, alſo ſelbſt Mitglieder der Körperſchaft gewor⸗ 
den waren, was zur Folge hatte, daß demnächſt auch ihre Unterthanen 
gemeinſam ihre Intereſſen verfolgten. Im Ermland dagegen gewann der 
Hochmeiſter keinen ſolchen Einfluß. Der dortige Biſchof wurde daher aus 
Höflichkeit mitunter ſelbſt in öffentlichen Urkunden (fo in der 1383 pub⸗ 
lieirtey allgemeinen Bäckerordnung) „Erzbiſchof“ titulirt, vom Kaiſer „ſein 
Reichsfürſt“ genannt und vom Pabſt wider Willen des Erzbiſchofs zu Riga 
zu einem „ganz freien Biſchof“ gemacht. Dieſe particulariſtiſche Stellung 
des Landesherrn (Biſchof und Capitel) führte dann auch eine particnlar 
riſtiſche Stellung der ermländiſchen Stände herbei, wovon gelegentlich ſpä⸗ 
ter. — Die vier Biſchöſe mußten als Landesherren zu allen das ganze 
Land betreffenden Angelegenheiten vom Hochmetſter zugezogen werden, und 
die Publikation der Landesverordnungen geſchah ausdrücklich auch in ihrem 
Namen. In den Urkunden heißt es ſtets: „Der Hochmeiſter mit Rath 
und Vollwort feiner Gebietiger und Prälaten verordnet ꝛc.“ Als der 
Orden ſpäter auch Pommerellen erwarb, werden als Präſaten mit den 
Biſchöfen gleichberechtigt ſtets auch die Aebte von Pelplin und Oliva 
aufgeführt. — 

Die inneren Einrichtungen des Ordens intereſſiren jedoch hier ebenſo 
wenig als die der biſchöflichen Capitel und Convente; cud) die Art, wie 
in ihnen und im geſchäftlichen Verkehr mit einander der einheitliche Wille 
der Herrſchaft in allemeinen Landesſachen conſtatirt wurde, berührt die 
vorliegende Frage nicht, die ſich vielmehr lediglich dahin richtet, in welchem 
Verhältniß alle dieſe Theilhaber an der Regierungsgew alt, dieſe ſelbſt 
als eine moraliſche oder politiſche Perſon gedacht, zu den Unterthanen 
Regierten ſtanden. Angewandt auf die Beziehungen zu den unter⸗ 
enen Preußen iſt die Antwort ſchon gegeben: es war das Ver⸗ 
ip von Herr zu Knecht. Aber ſchon während der ſtückweiſen Erobe⸗ 
und noch mehr nach derſelben traten fremde Elemente hinzu, welche 
ine neue Rechtsordnung nöthig machten. Aus deutſchen Einzög⸗ 
lingen bildete ſich im 13. und 14. Jahrhundert allmälig ein deut⸗ 
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ſcher Unterthanenſtand, welchem vor Allem Freiheit der Perſon 
und eigenthümlicher Grundbeſitz auf feſte Verſchreibungen (Privi⸗ 
legium) geſichert wurde. An dieſen Privilegien nahmen alle bürgerlichen 
Berufsſtände in der damals üblichen Sonderung und Abgrenzung Theil. 
Es entſtanden deutſche Städte, Dörfer, größere und kleinere Gutsſitze mit 
verſchriebenen Rechten und Verpflichtungen gegenüber der Herrſchaft und 
unter einander. Dieſe Verſchreibungen gaben, und das iſt für uns das Wich⸗ 
tigfte, die rechtliche Norm für die Abgaben und Dienſte ab, welche eine 
Gemeinde oder ein Einzelner vermöge ſeines Beſitzes oder ſeiner Gemeinde— 
behörigkeit der Landesherrſchaft zu leiſten hatte. Weitere Anforderungen 
waren daher ohne Verletzung der Privilegien nicht zuläſſig, ſomit alſo ein 
feſtes contraktliches Verhältniß zwiſchen Herrſchaft und Unterthanen 
conſtituirt. Dazu kam, daß der Orden ſchon in der Kulmiſchen Handfeſte 
(1233), welche das ſog. Kulmiſche Recht feſtſtellte und ſpäter in den mei- 
ſten ähnlichen Verſchreibungen in Bezug genommen wurde, ein ganz all⸗ 
gemeines Verſprechen dahin abgab, daß das ganze Land von allen Zöllen 
gänzlich frei ſein ſollte; wie der Chroniſt Schütz ſich ausdrückt: „gar ein 
ſeltſam Wildpret.“ 

Wir finden alſo in Preußen nicht, wie im eigentlichen Deutſchland, 
eine auf urſprünglich demokratiſchen Grundlagen beruhende Verfaſſung, 
die allmälig durch die Fürſtengewalt umgewandelt und in den Hinter 
grund geſtellt während des ganzen Mittelalters doch nicht völlig beſeitigt 
werden kann und ſich in dauernder Ausübung des uralten Rechts der 
Selbſtbeſteuerung und Theilnahme an der Geſetzgebung der Vergeſſenheit 
entzieht. In Preußen übernahm der Orden kein ſolches Volksrecht, eta— 
blirte auch keine politiſchen Stände, ſondern parcellirte einfach einen 
Theil ſeiner das ganze eroberte Land umfaſſenden Domaine und ſetzte ſich 
privatrechtlich mit den Parcellenbeſitzern durch Contrakt auseinander. So 
lange die Herrſchaft die Koſten der Landesregierung und Landesvertheidie 
gungen mit ihren eigenen Mitteln (Domaineneinkünften, fixirten Abga 
Seezöllen, Landwehren u. ſ. w.) beſtreiten konnte und bei neuen Ve 
nungen die Privilegien reſpectirte, hatte ſie nicht den mindeſten Grun 
Unterthanen einen Einfluß auf die Verwaltung und Geſetzgebung zu g 
ſtatten; und ebenſo wenig konnten unter gleichen Umſtänden die übrigens 
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mit der Conſolidirung ihrer eigenen bürgerlichen und Erwerbsverhältniſſe hin⸗ 


N länglich beſchäftigten Unterthanen für ſich ein Recht herleiten, ſich in die Re⸗ 
f gierung einzumiſchen. So ſehen wir denn auch wirklich während der 
. erſten 150 Jahre den Orden das Land mit abſoluter Macht— 


1 ö vollkommenheit ohne jede nachweisbare Mitwirkung der Un- 
1 terthanen regieren. Die wichtigen älteren Landesordnungen von 1307 

und 1309, wenn nicht überhaupt eine bloße Fabel, wie M. Töppen beweiſen 

will, find auf Generalcapiteln des Ordens zu Engelsburg und Marien⸗ 

burg „geſetzet“ worden. (Nur der Chroniſt Grunau fabelt von der Zuzie⸗ 

hung des Adels und der Städte.) Die Kleiderordnung von 1352, nach dem⸗ 
0 5 ſelben Gewährsmann ebenfalls ſchwer zu halten, qualificirt ſich als eine 
N Polizeiordnung des Hochmeiſters. Ueberhaupt war die lange und ſegens⸗ 
reiche Regierung Winrichs von Kniprode (1351 — 1382) während welcher 
der deutſche Orden den Gipfelpunkt ſeiner Macht und ſeines Anſehens er⸗ 
reichte, am wenigſten geeignet, einen politiſchen Einfluß Nichtberechtigter 
aufkommen zu laſſen. Ob der Hochmeiſter es hin und her für gut befun⸗ 
den hat, einzelne angeſehene Landſaſſen gutachtlich zu hören, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben; jedenfalls handelt es ſich dabei nicht um eine politiſche 
Pflicht. Eine Abgabe, die urſprünglich nicht urkundlich vorgeſehen, aber 
gewiß ſchon vor 1312 erfordert und geleiſtet wurde, war in dieſer Zeit 


5 nur das Wartgeld (Wartpfennig oder Wachgeld zum Schutz der Grenze 
N gegen die Littauer.) Im Jahre 1379 verweigerten die Lehnsleute und 
F Vaſallen des Biſchofs Johannes von Pomeſanien deſſen Entrichtung für 


ihre Perſonen. Es wird berichtet, daß der Biſchof ſie in Folge deſſen 
um ſich verſammelte, und daß ihr Sprecher ſich auf das Kulmiſche 
Recht berief. Schließlich machten ſie ſich auf Koſten ihrer Hinterſaſſen 
für ihre eigenen Pflüge von der Abgabe frei, verſprachen aber in jedem 
Jahr die Befreiung beſonders nachzuſuchen. Auch ſpäter 1407 „wehrten 
Ritter und Knechte ſchalmaiſches Korn und Wartgeld zu geben. 
n fie es bisher auf Bitten der Herren gegeben hätten, bis Littauen 
amaiten bezwungen wären, ſo wollten ſie es nun nicht länger geben. 
auf Bitten des Hochmeiſters begaben ſie ſich, daß fie es noch 
3 Jahre geben wollten.“ So machte ſich zuerſt im biſchöflichen Theile 
gegen Ende der Regierung Kniprodes ein gemeinſames Vorgehn zur Ab- 
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wehr nicht ausdrücklich übernommener Abgaben bemerklich, und zwar un⸗ 
ter den Vaſallen dem Lehnsherrn gegenüber. 1407 hatten ſich die Um⸗ 
ſtände auch in anderer Beziehung bereits ſehr geändert; die Opponenten 
ſind bereits als „Rilter und Knechte“ bezeichnet, worunter man demnächſt 
ſtets die Landſtände im Gegenſatz zu den Städten als politiſchen Ständen 
begreift, der Hochmeiſter bittet und fie bewilligen auf Zeit. Sehr an⸗ 
zuzweifeln iſt die Richtigkeit der Nachricht des Chroniſten Schütz, wonach 
Conrad vor Walleyrodt 1391 eine Auflage aufgeſetzt haben ſoll, die wahr⸗ 
ſcheinlich von den Ständen (?) auf ein Jahr bewilligt geweſen. Als dieſelbe 
nach Ablauf dieſer Zeit und auch noch ins dritte Jahr forterhoben wurde, 
ſollen die Stände in gemeiner Tagfahrt (?) die weitere Zahlung bei Lei- 
besſtrafe verboten und einander verſprochen haben, wenn Jemand dazu 
gezwungen werden ſollte, alle für einen Mann zu ſtehn. Dieſer Hoch⸗ 
meiſter hat das Unglück gehabt den Mönchen zu mißfallen, die denn noch 
abenteuerlichere Geſchichten über ſein Leben und Sterben aufgebracht haben, 
um ſein Andenken verhaßt zu machen. Später mochte man guten Grund 
haben, dieſen angeblichen Präcedenzſall für die Ereigniſſe von 1440 auf 
zuwärmen, wozu der Danziger Chroniſt, der den Abfall vom Orden zu 
rechtfertigen hatte, ganz beſonders geneigt geweſen ſein mochte. Wenn 
1453 im Proceß vor dem Kaiſer der Orden auf die Beſchwerde des Bun— 
des (im 8. Klageartikel) darüber, daß die flämiſche Elle verkürzt ſei, ant- 
wortete, das ſei nicht des Ordens Schuld, ſondern die Verkürzung ſei 
durch die Lande und Städte gegangen und mit ihrer Bewilligung 
geſchehen wohl vor 80 Jahren, ſo ſcheint letztere Zahl nicht ganz genau 
zu ſein. Wahrſcheinlich war die Landesverſammlung von 1383 gemeint, 
die ins Jahr nach Kuiprodes Tod fiel und nur 70 Jahre zurück lag. 
Indeß hatten ſich allerdings Combinationen gebildet und gefeſtigt, die 
urſprünglich anderer Bedeutung, von Wichtigkeit für die Bildung politi- 
ſcher Stände wurden, als die Zeit erſchien, welche eine Aenderung des 
bisherigen Verhältniſſes zwiſchen Herrſchaft und Unterthanen nöthig macht 
Von größtem Einfluß war dabei, daß die größern Städte Preußens, 
mentlich Thorn, Danzig, Elbing, Königsberg u. A. nicht lange nach ih 
Gründung in nahe Beziehung zur deutſchen Hanſe traten und zwar a 8 
Glieder dieſes großen und mächtigen Bundes. Dieſe Städte nahmen feit- 
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dem eine ſehr eigenthümliche Doppelſtellung ein; auf der einen Seite 
nämlich traten fie als faſt unabhängige Glieder der Hanſa in ihrer Be⸗ 
ziehung zu dieſer ſelbſt und zum Auslande auf, während ſie auf der andern 
Seite vom Orden abhängige Communen blieben. Seit dem Jahre 1363 
laſſen ſich beſondere Tagfahrten (Verſammlungen) der ſechs preußi⸗ 
ſchen Hanſaſtädte in Marienburg und Danzig nachweiſen, auf welchen 
ſie durch ihre Rathsmannen und Bevollmächtigte beriethen und 
auf gemein ſame Koſten Sendboten zu den Tagfahrten nach Lübeck 
ſchickten. Damit war eine Form der Vereinigung gefunden, welche ſich 


auch auf andere Verhältniſſe verwendbar machen ließ. 1367 zogen die 


Seeſtädte gemeinſchaftlich auf den König von Dänemark und vertrieben 
ihn aus dem Lande. 1371 kam der vertriebene König Waldemar auch 
nach Preußen, ſuchte die Vermittelung des Hochmeiſters und der preußi- 
ſchen Städte zu einer Verſöhnung mit der Hanſa nach und verlieh ihnen 
auf Antrieb des Hochmeiſters Stapelrechte auf Schonen. Auch in den 
folgenden Jahren 1373 und 74 verhandelte ſowohl der Hochmeiſter als 
auch einzelne Städte, freilich mit Wiſſen deſſelben, mit fremden Mächten 
in Handels angelegenheiten. Es ergiebt ſich daraus, daß der Orden die 
Hanſaſtädte im Verhältniß zum Auslande als ſelbſtändig berechtigte Con⸗ 
trahenten anerkannte und neben ihnen verhandelte. Es war ſehr natürlich, 
daß der Orden, als er ſich ſpäter genöthigt ſah in innern Landesan⸗ 
gelegenheiten die Unterſtützung der Unterthanen in Anſpruch zu neh⸗ 
men, ſich vor allem an dieſe mächtige Städtegenoſſenſchaft wendete, welche 
damit aber ihren hanſeatiſchen Charakter verlieren und durch Zuziehung 
der übrigen Städte allmälig und faſt unmerklich zu einem politiſchen 
Stande der Städte dem Landesherrn gegenüber heranwachſen mußte. Dies 
konnte nicht ohne Einfluß auf das flache Land bleiben. Auch dort fanden 
ſich ganz von ſelbſt für die beſonders wohlhabenden und angeſehenen 
Grundbeſitzer Vereinigungspunkte in den einzelnen Kreiſen. Sie hatten 
ſich zu beſtimmten Zeiten um den Landrichter zu verſammeln, um Ge⸗ 
richtstage über alle freien Leute abzuhalten, und ſchaarten ſich ihrer Land⸗ 
wehrpflichtigkeit wegen zu andern Zeiten wieder um den Bannerherrn. 


Doch ſonderte ſich Landadel (Ritter und Knechte d. h. große Grund⸗ 


beſitzer adliger Geburt, die entweder die Ritterwürde erhalten oder noch 
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nicht erhalten hatten) erft am Ende des 14, Jahrhunderts von dem Stadt⸗ 
adel, welcher den Rath beſetzte, als beſonderer Stand ab. Zunächſt 
ſcheinen die Hochmeiſter zu den Berathungen über Landesangelegenheiten 
nach beliebiger Wahl die Angeſe ſehenſten im Lande berufen zu haben, die 
ſich dann freilich erſt wieder bei ihren Standesgenoſſen informirt haben 
mögen. Von einer Verpflichtung des Ordens, beſtimmte Stände zuzu- 
ziehen, iſt noch längere Zeit nicht die Rede, ſo ſehr auch die ſich nach dem 
Tode Kniprode's mehrenden Verlegenheiten wegen Unterhaltung der Kriegs- 
macht denſelben veranlaßten, ſich möglichſt viele opfer willige Freunde zu 
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Die Bäckerordnung von 1383 ſoll auf einer „Tagfahrt“ oder „all 
gemeinen Landesverſammlung“ zu Bartenſtein berathſchlagt und für das 
ganze Land beliebt ſein. Das Nähere über die Betheiligung der Stände 
iſt jedoch nicht bekannt. Der Receß erwähnt im Eingange nur der Ge⸗ 
bietiger und Prälaten, mit deren „Recht und Vollwort“ der Hochmeiſter 
die Landesordnung zu Bartenſtein „eingetragen“ habe, was freilich die 
Zuziehung ſtändiſcher Räthe zur Berathung nicht ausſchließen würde, 
welche man ſchon deſſhalb annehmen zu müſſen glaubt, weil auch über die 
Münze gehandelt worden, wobei die Städte, welche Münzrechte hatten, 
nicht ausgeſchloſſen werden konnten. Aber gerade der letztere Umſtand 
ſcheint darauf hinzuweiſen, daß nicht politiſche Stände, ſondern nur die 
Städte als Theilhaber an einem Hoheitsrecht mit thätig waren. — 
1385 beſchwerten ſich engliſche Kaufleute beim Hochmeiſter über den ge⸗ 
ſtörten engliſchen Handel. Er berief eine Tagfahrt (alfo urſprünglich 
wieder nur in Handelsangelegenheiten) nach Marienburg, wo beſchloſſen 
wurde eine Geſandtſchaft von Seiten der Städte und des Ordens nach 
England zu ſchicken. Auch wurden zwiſchen den Städten und dem Orden 
Beſchränkungen der Gewerke berathen und angenommen. Wir haben hier 
ein Beiſpiel, wo die Vereinigung des Ordens und der Städte zu gemein⸗ 
ſamem Vorgehn dem Auslande gegenüber zugleich zu Auseinanderſetzungen 
bei inneren Angelegenheiten benutzt wurde. — Auch die Urkunde über den 
wichtigen Preußiſchen Landesſchluß wegen der Pfennigzieſe 
(Rentenkauf) 1386 erwähnt ſtändiſcher Beigeordneter nicht, und auch der 
beſonders zuverläßige Chroniſt Lindenblatt ſpricht nur von dem Rath des 
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Meiſters mit den Biſchöfen und Prälaten des Landes. Aber in einer 
Urkunde von 1397 ſagt der damalige Hochmeiſter ausdrücklich, daß ſein 
Vorfahr Herr Conrad Zöllner „mit ganzer Eintracht ſeiner Gebietiger, Prä⸗ 
laten, Ritter, Knechte und Städte die Landesordnung wegen der 
Pfennigzieſe verliebet und beſtätiget“ habe. An der Betheiligung der ge⸗ 
nannten Perſonen dürfte daher nicht zu zweifeln ſein, nur iſt über die 
Art der Zuziehung und Berathung alles dunkel. — Endlich iſt das Schutz⸗ 
und Trutzbündniß, das der Orden 1386 mit den Herzögen Wartislaw und 
Boguslaw von Stettin abſchloß, von Seiten des Ordens durch die Ge⸗ 
bietiger, ſowie Ritter, Mannen und Städte des Landes beſtätigt 
und verbürgt. Es iſt dies das erſte Beiſpiel einer ſolchen Verbürgung 
durch die Stände, jedoch auch in jener Zeit noch vereinzelt daſtehend, da 
in den folgenden Jahren eine Betheiligung der Stände bei den Ber- 
handlungen mit Polen und Littauen noch nicht zu bemerken iſt. Wahr⸗ 
scheinlich find nur die Stände des angrenzenden Pommerellens gemeint, 
welche ſchon 1311 bei Uebernahme des Landes durch Kauf als berechtigte 
Körperſchaft auftreten und hier allerdings nahe intereſſirt waren. 

Etwas klarer wird die Situation unter der Regierung Conrads von 
Jungingen. Seit 1394 ſehen wir, daß die Vorſtände der wichtigſten 
Städte und die angeſehenſten Landesritter (alſo immer nach Wahl der 
Regierung) zur Berathung bei Landesgeſetzen zugezogen wurden und dieſe 
Zuziehung auch im Eingang der Verordnungen ihren Aus 
druck fand. z. B. „Um Walpurgis (1394) auf die Bitte der Ritter 
und Knechte, der Städte und des gemeinen Landes (?) ward ge⸗ 
ſetzt von dem Hochmeiſter und den Gebietigern u. ſ. w.“ Das „gemeine 
Land“ ſcheint nur die vorgenannten Stände zuſammenzufaſſen. Die ge⸗ 
brauchte Formel läßt über das Verhältniß, wie es nach der Anſchauung 
des Ordens damals beſtand, kaum Zweifel. Ritter, Knechte und Städte 
bitten der Hochmeiſter, und die Gebietiger ſetzen. Anerkannt iſt alſo 
nur ein gemeinſames Petitionsrecht, allerdings ſchon eine namhafte 
Errungenſchaft. Der Geiſt der Unzufriedenheit ſteigerte ſich mehr und 
mehr und trieb zur engeren Vereinigung der Gleichgeſinnten. So entſtand 
im Kulmerlande 1397 zunächſt aus vier angeſehenen Landesrittern nach 
dem Vorbilde ähnlicher Bündniſſe die Eidechſengeſellſchaft in der 
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verbrieften Abſicht ſich gegenſeitig gegen Vergewaltigung Beiſtand zu leiſten. 
Bei Errichtung des ewigen Friedens mit Witowd 1398 ſah ſich der Orden 
genöthigt zum Berathungstage zu Sellin auf dem Werder die älteſten 
Ritter des Landes und die Bürgermeiſter der großen Städte 
zuzuziehen, offenbar um dadurch beſſere Garantie zu geben und gegen das 
eigene Land geſichert zu ſein. Schon zu Anfang des folgenden Jahrhun⸗ 
derts ſcheinen dann die Zuſtände ziemlich anarchiſch zu werden. Ritter 
und Städte namentlich des weſtlichen Preußens verſammelten ſich nach 
Belieben zur Berathung über ar desangelegenheiten. 1408 beriethen ſie 
auf gemeinſamen Verſammlungstagen zu Marienburg verſchiedene Wünſche 
und Bitten in Betreff einer verbeſſerten Landesordnung, die fie dem Hodh- 
meiſter vorlegten. Derſelbe „ſetzte“ darauf am erſten Sonntage des Ad— 
vents folgende für die Situation ſehr charalteriſtiſche Artikel „zu halten 
über all das Land zu Preußen: Zum erſten ſoll Niemand eine Samm- 
lung machen, wer das thut, der ſoll ſeiner Buße nicht wiſſen. Auch ſoll 
Niemand in das Landing (Gericht) mit Freunden und Fremden reiten 
als ſelbſt zehnen, und keiner ſoll in das Landing eine Armbruſt führen. 
Item wo man zu Tage reitet binnen Landes, da ſoll auch Niemand 
ſtärker reiten als ſelbſt zehnen; auch ſoll Niemand eine Armbruſt führen 
binnen Landes auf Tage u. ſ. w.“ Dieſe Verordnung richtete ſich offenbar 
gegen vielfach vorgekommene Ausſchreitungen und verſuchte der eingeriſſe— 
nen Unordnung durch ſtraffere Polizeimaßregeln Einhalt zu thun. Aber 
die unglückliche Schlacht bei Tannenberg (15. Juli 1410) bewies in 
ihrem Fortgang, wie weit bereits die Entfremdung zwiſchen der Ordens⸗ 
regierung und deren Untergebenen gediehen und wie groß ſchon jetzt die 
Neigung war ſich Polen anzuſchließen, das ſeinerſeits wieder alles daran⸗ 
ſetzen mußte, um nach Norden hin das Meer zu gewinnen. 

Ja, bei der blutigen Schlacht ſelbſt ſcheint Verrath zur Niederlage 
des Ordens mitgewirkt zu haben. „Etliche böſe Wichte, Ritter und 
Knechte des Landes Kulm, unterdrückten die Kulmiſche Banner (Banner⸗ 
führer war der Eidechſenritter Nicolaus v. Renys) und auch andere Ban⸗ 
ner, die da flüchtig wurden, alſo daß ihr gar viele davon kamen.“ Nach 
der Schlacht ergaben ſich dem Könige von Polen auf deſſen Aufforderung 
ohne Schwertſchlag nicht nur die Landesbiſchöfe, ſondern auch ſämmtliche 
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(ummauerte!) Städte im Lande und die meiſten Ordensburgen, letztere 
wieder in Folge Verraths. „Und ward groß Jammer über all das Land 
zu Preußen, da ſich Ritter und Knechte und die großen Städte 
des Landes alle umthaten zu dem Könige u. ſ. w.“ Elbing und Thorn 
beeilten ſich dem polniſchen Heere, das Marienburg belagerte, Lebensmittel 
zu ſenden und andere Städte folgten dieſem Beiſpiel. Dafür wurden 
Städte und einzelne Herren vom Adel mit Grundbeſitz belohnt. Eine 
Anzahl Ritter ſchickte an den Hochmeiſter ſogar förmliche Lade- und Fehde⸗ 
briefe. Auch die Ritterſchaft des Balgaſchen und Brandenburgiſchen Ge 
biets huldigte dem Littauerfürſten Witowd und nahm für ihn die Ordens⸗ 
burgen ein. 

Für alle dieſe guten Dienſte gab dann König Wladislaus Jagello 
am 1. Sept. 1410 den Preußen eine Begnadigung, deren Anfang lautet: 
„Wir ꝛc. — haben aus Königl. Mildigkeit angeſehn die Treuheit und 
eigene Erkenntniß des meiſten Theils des Landes Preußen, da ſie zum 
Erbe der Krone Polen, als zu ihrem Erbtheile ſind getreten und 
geſchworen haben als Unterthanen u. ſ. w.“ Er beſtätigte dann ſämmt⸗ 
liche Privilegien, Befreiung von allen Ungeldern, Acciſen, Zöllen und 
Schoßgeldern, hob das Strandrecht auf, verſprach, daß ſelbſt Appellationen 
an den Landesherrn innerhalb Landes gerichtet werden ſollten, und gab 
„den großen Städten ſonderliche Freiheit, die ſie vor nicht hatten, und 
machte ſie damit willig ſeinem Gebot und Willen.“ Aber auch der Or— 
den ſah jetzt die Nothwendigkeit ein, den Ständen Conceſſionen zu machen. 
Heinrich von Plauen wendete ſich ebenfalls mit einem Manifeſt „an alle 
Fürſten, Geiſtliche, Freiherrn, Ritter und Knechte“, um Polens Unrecht 
darzuthun; er ſagt darin, daß er „mit Rathe“ mehrerer Biſchöfe und Ge⸗ 
bietiger „und mit anderer Ritter und Knechte und Mannen, die 
jetzund bei uns ſind“ einen Waffenſtillſtand genommen habe, und ſchlägt 
vor, „alle Sachen und Schelung zu ſetzen zu Fürſten, Herren, Ritter 
und Knechten,“ wovon jeder aus ſeinem Rath ſechs wählen ſollte. Den 
Rittern, Knechten und Mannen wird hier alſo, um einen modernen Aus⸗ 
druck zu brauchen, ſchon ein conſultatives Votum beigemeſſen, aber 
der Zuſatz: „die jetzund bei uns ſind“, beweiſt, daß die Zuſammenſetzung 
der Verſammlung eine zufällige war. Nach des Königs Abzug wurden 
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alle Städte und Burgen bis Elbing wiedergewonnen. Auch Elbing trat, 
nachdem, wie aus einem Schreiben des Elbinger Raths hervorgeht, die 
Rathsmannen die Verhandlungen unter Berathung mit der Gemeinde 
geführt hatten, wieder dem Orden zu, und der Rath entſchuldigte ſeinen 
Abfall mit der Noth. Nun ergab ſich auch die Stadt Thorn. Im 
Oſterodeſchen Gebiet traten ſogar die Landes ritter mit ihrer Wehr⸗ 
mannſchaft zuſammen und entriſſen den Polen alle Burgen für den Orden. 
Schon ein Jahr ſpäter aber findet ſich die Formel, welche die ſchnelle 
Erweiterung der ſtändiſchen Macht unzweifelhaft klar legt. 

Nach dem Frieden zu Thorn 1411 „ſetzte der Hochmeiſter und ſeine 
Gebietiger mit Vollwort der Edelſten des Landes eine Schatzung 
(der erſte allgemeine Landesſchoß!) über das Land, die da williglich und 
freundlich bezahlet haben alle Ritter und Knechte, Biſchöfe, Prälaten, Aebte, 
Klöſter, Pfarrer, Bürger und Bauern.“ Vollwort, d. h. Zuſtimmung, 
Genehmigung! Es handelte ſich, wohl gemerkt, um eine Steuerbewil⸗ 
ligung. Aber auch jetzt ſcheint nur eine Notablenverfammlung, „bie 
Edelſten des Landes“ berufen zu fein. Von einer Mitwirkung der Stände 
aus eigenem Recht iſt noch nicht die Rede. „Einzig und allein die Stadt 
Danzig hat ſich freventlich dawider geſetzt und nicht bezahlt.“ Danzig 
ſtrebte ſchon damals danach ein Freiſtaat unter polniſcher Oberhoheit zu 
werden. Es wurden Gewaltmaßregeln gegen die Stadt angewendet; gleich⸗ 
wohl verſagten die Danziger auf einer vom Hochmeiſter nach Oſterode 
berufenen Tagfahrt dennoch den Schoß und gewährten ihn erſt, als ihr 
Bürgermeiſter Letzkau und zwei Rathsmänner, wie es ſcheint hinterliſtig, 
gefangen genommen und dann hingerichtet waren. Nun bat die Bürger⸗ 
ſchaft um Gnade und erhielt dieſelbe, jedoch unter mancherlei läſtigen Be⸗ 
dingungen, nachdem auf einem allgemeinen Landtage (Oſtern zu 
Braunsberg), auf welchem Biſchöfe, Bevollmächtigte der Städte, Ritter 
und Knechte des Landes verſammelt waren, für die Stadt gebeten war. 
Der Orden behielt ſich hier das Beſtätigungsrecht der Bürgermeiſter aus⸗ 
drücklich vor. Hier zum erſten Mal hören wir von Bevollmächtigten 
der Städte und der Großgrundbeſitzer. Die Bildung politiſcher Stände 
hat einen gewaltigen Schritt vorwärts gethan. — In daſſelbe Jahr fiel 
die Verſchwörung der Eidechſenritter mit dem Komthur von Reden, die 
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jedoch hier weniger intereffirt, jo wichtig an ſich die Verhandlungen vor 
dem Lehnshofe und der Ritterbank für die Kenntniß der älteren Rechts⸗ 
geſchichte ſind. Zur Entſcheidung über einen Competenzconflikt zwiſchen 
Ritter⸗ und Landbank (einem andern Fall angehörig) wurde ein Landtag 
berufen. Auch das Wort „Landtag“, ſtatt Tagfahrt iſt neu und bezeichnend. 

Von dieſer Zeit ab datirt auch das Streben der Stände, zunächſt 
der Städte ſich dadurch, daß fie den Hochmeiſtern bei der Huldigung ge— 
wiſſe Artikel zur Genehmigung und Aufrechthaltung vorlegten, die Erhal— 
tung ihrer Privilegien zu ſichern und bisher zweifelhafte Rechte feſtſtellen 
zu laſſen. So 1411 und 1414. Sie verlangten unter anderm freie Wahl 
der Bürgermeiſter, Rathsmannen und Schöppen nach alter Gewohnheit und 
Recht ohne Einmischung der Herrſchaft. Wenn fie ferner in einem andern 
Artikel die Unanfechtbarkeit der zum Berathungstage vom Lande 
einſtimmig Berufenen wegen deſſen, was ſie über Landesſachen 
offen ſprechen würden, forderten, ſo nahmen ſie damit bereits damals 
vor mehr als vierhundert Jahren ein parlamentariſches Recht für ſich in 
Anſpruch, über welches leider bis auf unſere Tage hin Streit iſt. 

Ende des Jahres 1412 wurde durch Heinrich v. Plauen auf einem Be⸗ 
rathungstage zu Elbing mit dem Landesrath ein neues politiſches Inſtitut 
ins Leben gerufen und 1414 noch weiter ausgebildet. Danach nahm der 
Hochmeiſter um einer guten Eintracht der Lande wegen in ſeinen (bisher 
nur aus den Gebietigern, Prälaten u. ſ. w. beſtehenden) Rath etliche 
Ritter und Knechte, ſowie Bürger aus Städten des Landes, 
zu welchen man ſich Treue verſah, (über die Zahl und manches 
Andere iſt Streit); die ſollten zu des Hochmeiſters und ſeiner Gebietiger 
Rath ſchwören und mitwiſſen des Ordens Sachen und für das Land 
in Treuen und bei Ehren rathen helfen. Dieſer Landesrath hat daher 
nichts gemein mit den ſtändiſchen Verſammlungen und ſollte dieſelbe nicht 
etwa erſetzen, ſondern er ſtellte eine Art von weltlichem Miniſterium 
des Hochmeiſters neben deſſen Ordensminiſterium vor, um dem Lande dafür 
Garantie zu geben, daß der Orden nichts gegen das Land vornehme und 
den Orden ſelbſt vor nochmaligem Abfall zu ſichern. Da es ſich um eine 
reine Vertrauensſache handelte, ſo iſt anzunehmen, daß der Hochmeiſter, 
wie auch aus Lindenblatt geſchloſſen werden muß, ſelbſt die Auswahl traf, 
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und daß Grunau, der übrigens die Jahreszahl 1416 hat, fabelt, wenn er 
ſagt, daß dieſe Räthe „von ihren Gemeinen und Städten erwählet“ worden. 
Die alte Handſchrift ohne Datum endlich, welche Voigt im Geh. Archiv 
gefunden hat, dürfte nur eine ungenaue Aufzeichnung der Funktionen nicht 
dieſes, ſondern des zweiten Landesraths (1430) enthalten, wie aus der 
Erwähnung des jährlichen Elbinger Richttages hervorzugehn ſcheint. Wenn 
darin dem Landesrath unter anderm auch das „Steuerbewilligungsrecht bei 
nothwendigem Schoſſ oder Zins“ eingeräumt iſt, ſo kann damit äußerſten⸗ 
falls gemeint geweſen fein, daß kein Antrag auf Bewilligung von Schoſſ 
oder Zins ins gemeine Land gebracht werden dürfe, als wenn der Landes⸗ 
rath ſeine Genehmigung dazu ertheile, da Niemand über ſein Privilegium 
hinaus verpflichtet werden konnte, die Zuſtimmung alſo auch eine all⸗ 
gemeine ſein mußte, und die damals ſchon mächtigen Stände ſchwerlich das 
wichtige Geldbewilligungsrecht in die Hand von Leuten gelegt haben würden, 
welche, wenn auch aus ihrer Mitte entnommen, doch der Herrſchaft einen 
Eid geleiſtet hatten und mancherlei Verſuchungen ausgeſetzt waren. 

Uebrigens bekam dem Hochmeiſter Plauen dieſer Eingriff in die 
Ordensverfaſſung ſchlecht. Der erſte von den Artikeln, auf Grund deren 
er abgeſetzt wurde, lautete: daß er keinem Rath ſeiner Gebietiger gefolgt 
ſei, ſondern wider das Ordensbuch „fremdem Rathe weltlicher Lüte“ 
folgte. Freilich warf ihm dann auch der zweite vor, daß er das, worüber 
er mit ſeinen Gebietigern und mit dem Lande, die in ſeinen Rath ge⸗ 
ſchworen, eins geworden, nicht einmal befolgte, ſondern ſobald ſie von 
ihm ſchieden alle Dinge nach ſeinem eigenen Willen gewandelt (umgeän⸗ 
dert) habe. Es war im Orden eine conſervative Partei, die den ver⸗ 
änderten Umſtänden nicht Rechnung tragen und, obgleich der Orden ſeine 
Selbſtſtändigkeit verloren hatte, doch keinen Einfluß aufkommen laſſen wollte, 
der im Widerſpruch mit den ihr als alleiniges Geſetz geltenden Ordens⸗ 
ſtatuten ſtand. Dieſe Oppoſition gegen das ſich neu bildende Staatsrecht 
wurde in der Folge immer ſtärker und brachte endlich in die Körperſchaft 
einen unheilbaren Zwieſpalt. a 

In den folgenden Jahren waren bei den Verſuchen, die Streitig⸗ 
leiten mit Polen auszugleichen, ſtets einige Landesritter, ſo die Bürger⸗ 
meiſter und Rathsmannen der Städte in größerer und geringerer Zahl 
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zugegen (wie es ſcheint nicht gerade Mitglieder des Landesraths), ſo auf 
dem zweiten Tage zu Wielun 1415 „aus viel Gebieten die trefflichſten, 
die man gehaben mochte, und dazu die Bürgermeiſter und etliche Rath— 
mannen der großen Städte des Landes,“ auf dem Tage zu Guebkau in 
Cujavien die culmiſchen Bannerführer und Lanudrichter, zwei andere Ritter, 
ſowie die Bürgermeiſter von Culm, Thorn, Elbing und Danzig. Inzwi⸗ 
ſchen nahm der Hochmeiſter aber auch Rath von dem gemeinen Lande, 
wenn es nöthig ſchien, ſo als der polniſche König die Abtretung beträcht— 
licher Landestheile forderte, als das Land der vom Landesrath beſchloſſenen 
Verbeſſerung der Münze entgegen war, (1418) zur Extrahirung der Be⸗ 
ſchlüſſe, daß im ganzen Lande culmiſch Maaß fein ſollte (Elbing St. Galli⸗ 
abend 1417) als der Hochmeiſter 1418 zur Bezahlung der Söldner ein 
Geſchoſſ (allg. Abgabe) wünſchte („aber das Land wehrte ſich es zu geben“) 
ſowie bei der Wiederholung dieſes Antrages im folgenden Jahre, wo ſich 
wegen der großen Koſten und Zehrungen, die auf das Land zu Preußen 
gingen, „die Lande gemeinſam dem Hochmeiſter zu einem Geſchoſſe 
und dem Orden zu Hülfe ergaben.“ 

Unter Paul von Rußdorf wendete ſich 1422 der König von Polen 
wieder mit Briefen an die Stände, ſtellte ihnen des Ordens Unrecht vor 
und bat um ihren Beiſtand. Aber der Hochmeiſter berief nun ſelbſt 
„Prälaten, Ritter, Knechte, Städte und Dienſtpflichtige (?)“ nach Marien⸗ 
burg. Sie erklärten einſtimmig, daß ein Krieg mit Polen nicht zu ver⸗ 
meiden ſei und daß ſie treu zum Orden halten wollten. Eine päpſtliche 
Bulle, die gerade aus Rom kam, theilte der Hochmeiſter ſofort den Ber- 
ſammelten mit. Nachdem nun aber der König ins Kulmerland eingefallen 
war und große Verwüſtungen angerichtet hatte, der Meiſter in Folge 
deſſen auch die Stände in demſelben Jahre noch einmal verſammelte, 
ſtimmten ſie jetzt allgemein für Frieden, der denn auch ſehr 
ſchimpflich für den Orden am Melno-Gee zu Stande kam. Im Namen 
der Stände verhandelten denſelben drei Landesritter. Am Schluß der 
Friedensurkunde heißt es: „wenn ein Theil dem andern gegen dieſen Frie— 
den Krieg oder Fehde zuziehn wollte, ſo ſollen des Friedbrüchigen 
Unterthanen ihm weder Gehorſam noch Beiſtand leiſten und er 
ihm ſchriftlich die Befugniß zur Widerſetzlichkeit und zum Unge 
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horſam verbriefen und verbürgen.“ Zu fo tiefer Demüthigung hatte ſich 
der Orden bisher noch nicht verſtehn dürfen. 

Aus den Verhandlungen, die 1425 und 26 in Betreff der Münze ge⸗ 
pflogen wurben, ift nur wichtig anzumerken, daß ſich Ritterſchaft und 
Städte des Ermlandes die ſchon von Plauen und Küchmeiſter gegebene 
Verſicherung wiederholen ließen, „daß dieſe Maßnahme nicht wider den 
Biſchof, ſondern wohl zu Dank geſchehe.“ Die eximirte Stellung, welche 
der Biſchof von Ermland einnahm, theilte ſich auch den Ständen dieſes 
Landestheils mehr und mehr mit. 

Inzwiſchen ſcheint der 1412 eingeſetzte Landesrath allmälig in Ver⸗ 
geſſenheit gekommen zu fein. Nun ſetzten es 1430 die Stände in der Be- 
drängniß des Ordens durch, daß der fog. große Landesrath im Früh⸗ 
jahr in gemeiner Tagfahrt der Prälaten, Land und Städte zu Elbing 
gewährt wurde. Mitglieder deſſelben ſollten ſein: der Hochmeiſter, ſechs 
Gebietiger, ſechs Prälaten, ſechs von den Landen (Ritter oder Gutseigen⸗ 
thümer) und ſechs aus den Städten, alles redliche, rechtſchaffene und er⸗ 
fahrene Männer, vom Hochmeiſter und dem Lande gewählt. Wie 
dieſe Wahl zu denken iſt, und ob etwa dem Lande reſp. den Städten das 
Repräſentationsrecht, dem Hochmeiſter das Beſtätigungsrecht zuſtand, iſt 
nicht geſagt. Die Funktionen des Landesraths wurden auf dieſer und 
auf einer Tagfahrt 1433 näher dahin beſtimmt: 

1. Keine Sachen, die den Status des Landes anrühren, ſollen ohne 
den Rath beſchloſſen und geendigt werden; 

2. In jedem Jahre einmal an einem beſtimmten Tage ſolle der 
Rath zu Elbing zuſammentreten und über gutes Regiment und 
des Landes Münze verhandeln; 

3. Dort auch Klageſachen über Verkürzung und unrichtige Ausle⸗ 
gung von Privilegien oder über Gewalt und Unrecht von Jeder— 
mann annehmen und entſcheiden, auch darüber wachen, daß Nie⸗ 
mand ohne Urtheil und Recht gerichtet werde; 

4. Keine hohe und ernſte Sachen, als Bündniſſe und neue Kriege 
ſoll der Hochmeiſter ohne Wiſſen, Willen und Vollwort ſämmt⸗ 
licher ſeiner geſchworenen Räthe vornehmen oder in's Werk 
richten. Dabei wurde dem Landesrath überlaſſen, falls es ihm 
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nöthig ſcheine, „den geſchworenen Rath zu ſtärken“ oder „ſolche 
Sachen an ſämmtliche Lande und Städte zu bringen.“ 

5. Vorberathung bei Steuerauflagen. — Doch wurde der Landes- 
rath verpflichtet, falls er eine Steuer, Schoß oder Zieſe 
auflegen wollte, daß dies nur mit Wiſſen und Willen der 
gemeinen Land und Städte (des gemeinen ganzen Landes 
Verwilligung) ſollte geſchehn können. Der Orden behielt ſich 
bei dieſem Punkt ſeine Gerechtſame aus kaiſerlichen und päpſt⸗ 
lichen Privilegien vor. 

Damit waren die wichtigſten Züge der ſtändiſchen Verfaſſung, wie ſie 
ſich während der letzten 50 Jahre faktiſch herangebildet hatte, urkundlich 
firirt, Der Hochmeiſter war früher nur an den Rath der Ordensgroß— 
beamten und der Prälaten gebunden geweſen; jetzt war neben Orden und 
Kirche das Land als dritter berechtigter Factor getreten und zwar mit 
gleich viel Stimmen, wie Gebietiger und Prälaten zuſammen. Das Land 
4 hatte bei der Wahl feiner Räthe eine Mitwirkung; nothwendige Eigen⸗ 
ü ſchaften eines ſolchen waren nur Redlichkeit, Rechtſchaffenheit und Erfah⸗ 
rung in Landesſachen (nicht alſo auch Gutgeſinntheit.) Der große Lan⸗ 
f desrath war aber nicht Verwaltungs- ſondern nur Aufſichtsbehörde und 
N hatte als ſolche ſogar richterliche Funktionen. Alle Sachen von Wichtigkeit 
mußten im Landesrath vorberathen werden; außer in Steuerſachen 
N hatte er auch überall die Endentſcheidung, war jedoch befugt, ſich belie⸗ 
big durch Zuziehung angeſehener und einflußreicher Leute zu erweitern, 
N oder auch das ganze Land zu befragen. Was hier ſeine Befugniß war, 
war in Geldbewilligungsſachen ſeine Pflicht. Der Grundſatz, daß nur 
des gemeinen ganzen Landes Verwilligung eine neue Steuer geſetzlich ma⸗ 
chen könne, war damit ausgeſprochen. In Betreff der Mitwirkung bei der 
Geſetzgebung iſt keine beſondere Beſtimmung getroffen. Endlich iſt zu ber 
merken, daß Land und Städte abgeſondert vertreten, alſo als zwei be- 
ſondere politiſche Stände anerkannt ſind. Wer im Einzelnen die 
Berechtigung als Landſtand hatte oder an der Wahl der ſtändiſchen Be⸗ 
vollmächtigten Theil nehmen durfte, iſt nicht zu ermitteln. Jedoch muß 
angenommen werden, daß noch immer nur die großen, ſchon durch die 
Hanſa unter ſich vereinigten Städte im Landesrath und wahrſcheinlich auch 
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bei den allgemeinen Berathungstagen vertreten waren, und daß auf dem 
flachen Lande nur die angeſehenſten und begütertſten Ritter und Knechte, 
welche auch an der Wahl des Landrichters und Bannerführers Theil nah⸗ 
men, ihren politiſchen Einfluß geltend machten. Daß auch dörfliche Ge⸗ 
meinweſen, Schulzen, Köllmer, Müller und Freie wenigſtens an den 
Kreisverſammlungen Theil genommen haben, läßt ſich nicht erſehn, obgleich 
ihre Beſitzprivilegien nicht hinter denen der größern Lehnsleute zurückſtanden. 
Zwanzig Jahre ſpäter, als die Landesritter Anhang im Volk ſuchten und 
im Oſterodeſchen „den kleinen Freien ihre Handfeſten gloſſirten“ ſtrafte 
der Komthur die letzteren, die wohl Gefallen daran gefunden haben moch⸗ 
ten, mit Gefängniß. 

Auch dieſes Inſtitut des großen Landesraths ſcheint nicht im Stande 
geweſen zu ſein feſten Boden zu faſſen; von feiner practiſchen Wirkſamkeit 
iſt wenig zu hören. Kein Theil mochte dem andern völlig trauen oder 
ih auf die Mittelsperſonen wirklich verlaſſen. Dabei wurde die Noth 
des Ordens immer größer. Als 1433 die Huſſiten im Lande wütheten, 
ſchlug der Meiſter den Ständen des Landes auf einem Tage zu Elbing 
zur Deckung der Kriegskoſten eine Abgabe von Lebensmitteln ſog. Zieſe 
(Acciſe) vor und verſprach ſogar: das Geld ſolle in einigen Städ— 
ten des Landes zu guter Verwahrung gelegt und nur zur Noth- 
durft des Landes verbraucht werden. — Dies iſt das erſte Mal, daß eine 
ſolche Bedingung erwähnt wird, nach welcher alſo die Steuer auch nach 
der Bewilligung und Erhebung zur Dispoſition der Steuerzahler bleibt. 
Im folgenden Jahrhundert entſtehen daraus die ſtändiſchen Landkaſten. 
Auch über die formelle Behandlung eines ſolchen Antrages findet ſich hier 
ſchon das Nähere. Lande und Städte nahmen denſelben nämlich 
zu den ihrigen zur Berathung leine Formel, die ſeitdem bei Gele⸗ 
genheit faſt jeder Propoſition wiederkehrt), d. h. die Deputirten reiſten 
nach ihrer Heimath zurück, um zunächſt in ihren Gebieten und Gemeinden 
abſtimmen zu laſſen, ob der Antrag beliebt werde. Als ſie darauf wieder 
zurückkehrten, hatten die beiden Stände mit einander Unterredung. (Auf⸗ 
fallenderweiſe hat Schütz hier den Paſſus: Ritter, Knechte „und Lande“ mit 
den Städten. Ritter und Knechte machen zuſammen die Lande aus.) 


Auf Vorhalten der Städte ſchlugen die Lande dem Meiſter die Zieſe rund 
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ab. Dann that es ihnen aber leid, daß fie den Meiſter ſo gar troſtlos 
laſſen ſollten, und forderten die Städte zur Berathung auf, ob man nicht 
eine andere Steuer bewilligen wolle. Erſt nach manchem abgeſonderten 
und gemeinſamen Berathen, und als namentlich der Meiſter den Städten 
den Modus zu beſtimmen überließ, kam eine allgemeine Kopf- und Ver⸗ 
mögensſteuer zu Stande. 

Wichtig ſind ferner folgende Artikel aus den 1434 zwiſchen dem Or⸗ 
den und den Städten vereinbarten Ordinantien: a 

Item, wer nach Eintracht des Landes der Städte Wort 
führet, auch was Lande und Städte der Herrſchaft rathen für 
das Beſte, daß dieſelben von der Herrſchaft keine Noth und Hin⸗ 
derung darum leiden ſollen. (Alſo Unverletzlichkeit der Abgeord— 
neten und namentlich der Sprecher wegen ihrer dem Orden etwa 
unlieben Rathſchläge.) 

Item, was der Hochmeiſter und ſeine Gebietiger mit den 
Landen und Städten einträchtiglich beſchließen in ihren Landen 
zu halten; daß daſſelbe ſtet und feſt bleibe und nach Abſchieden 
nicht gewandelt werde: iſt aber hernachmals irgend etwas daran 
zu wandeln, daß ſolches mit der Lande und Städte Mitrath ge 
wandelt werde. 

(Alſo: ſtändiſche Beſchlüſſe können nur wieder durch ſtändiſche Be⸗ 
ſchlüſſe aufgehoben oder geändert werden; die Nothſtandsklauſel wird aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen.) 

Als der Hochmeiſter 1435 für nöthig fand eine neue Kriegsrüſtung 
auszuſchreiben, widerſetzten ſich die Stände mit der Erklärung, daß ſie den 
Beifrieden auf 12 Jahre mit unterſchrieben hätten und bei ihrer Ehre 
halten würden. Ja, ſie machten ſogar auf die verfängliche Clau— 
ſel am Schluß aufmerkſam. Im Kulmerlande kam es zu offener 
Widerſetzlichkeit, und der Orden, für ſeine Herrſchaft fürchtend, mußte nach⸗ 
geben und zu Unterhandlungen mit Polen ſeine Zuflucht nehmen. Zu 
Raczanz war ein Berathungstag angeſetzt. Nun aber wollten die Städte 
Preußens die vom Hochmeiſter zu dieſem Tage erwählten ſtädtiſchen 
Sendboten nicht anerkennen, behauptend, ſie allein hätten das 
Recht ſolche aus ihrer Mitte zu wählen. Die Gebietiger betrach— 
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teten dies als ein neues Recht, das die Stände für ſich in Anſpruch 
nahmen. Daſſelbe wurde auch nicht anerkannt, denn bei Abſchluß des 
Friedens zu Brzesz wirkten wieder vom Meiſter ernannte Sendboten der 
großen Städte mit. Viele von der Ritterſchaft weigerten ſich aber dieſen 
Frieden zu beſiegeln. g 

Mit der Noth nahm auch mehr und mehr die Unordnung zu; ſchon 
bewilligter Schoß wurde in einzelnen Gebieten ganz oder theilweiſe ver⸗ 
weigert, und bei den häufigen Zuſammenkünften zwiſchen den Städten und 
der Ritterſchaft einzelner Gebiete (namentlich von Culm und Chriſtburg) 
zeigte ſich der aufſtändige Geiſt in förmlichen Verbündniſſen gegen die 
Herrſchaft. Ohne die Macht zu haben ſeinem Willen Nachdruck zu geben, 
verbot endlich der Hochmeiſter die Verſammlungen der Städte 
ganz. Sie kamen trotzdem zu Anfang 1440 in Elbing zu einer Tagfahrt 
zuſammen, und nahmen mit der Kulmer Ritterſchaft einen Bund in Aus⸗ 
ſicht. Darüber ſollte der Rath jeglicher Stadt ſich mit ſeiner Gemeinde 
beſprechen und auf nächſter Tagfahrt die Meinung der Einzelnen gehört 
werden. Nun ſetzte der Meiſter einen allgemeinen Berathungstag an. Die 
Stände kamen jedoch vorher in Elbing zuſammen und vereinigten ſich über 
gewiſſe Artikel, die fie dem Meiſter vorlegen wollten. Sie verlangten na- 
mentlich: einen allgemeinen Richttag, Aufhebung der Zölle, Erhaltung der 
Privilegien, „auf die ſie dem Meiſter gehuldigt hätten,“ und daß der 
Orden das viele Kaufſchlagen (Handlung mit den Produkten der Domai⸗ 
nen ꝛc.) aufgeben ſollte. Der Meiſter nahm dieſe Artikel nicht an, erklärte 
auch, daß er eine Tagfahrt des Landes in kurzer Friſt nicht bewilligen 
könne. Da faßten die Verſammelten den Beſchluß, ſich früher aus eigener 
Macht einen ſolchen Tag zu ſetzen. Dies geſchah wirklich. Ritter, Knechte 
und Städte, hauplſächlich aus den Gebieten von Culm und Oſterode ver- 
ſammelten ſich am Sonntag Reminiscere zu Elbing und brachten ihre Klagen 
in 40 Artikel. Dieſelben enthalten wirr duch einander Beſchwerden 
über Verletzung von Privat- und ſtändiſchen Rechten, über Ordens- und 
Landesverhältniſſe, im Einzelnen: über Errichtung eines neuen Zolles, über 
ſchlechte Münze und ſchlechtes Maß, über den Mahlzwang, über ungerecht⸗ 
fertigte Gütereinziehung — überall gegen die eulmiſche Freiheit; ferner 
über Verletzung des Rechts der Stände bei Bündniſſen und Kriegser- 
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klärungen gehört zu werden, über die Einziehung und Erhebung des Pfund» 
zolls gegen die ausdrückliche Zuſage des Meiſters, über willkürliche, par⸗ 
teiiſche und gewaltſame Rechtspflege der Ordensbeamten, über unrechtmäßige 
Bedrückung und Belaſtung der Unterthanen; endlich über Punkte, bei 
denen die Competenz der Stände jedenfalls ſehr zweifelhaft war, nament⸗ 
lich: daß die Gebietiger den Hochmeiſter v. Plauen und ſeinen Vetter 
den Komthur von Danzig ohne Mitwiſſen der Lande abgeſetzt hätten; daß 
zum Verderben des Landes Zwietracht im Orden herrſche; daß die Ge— 
bietiger und Ordensherren ein unzüchtiges Leben führten; daß der Orden 
Kaufmannſchaft treibe; „item, daß die Gebietiger ſich gegen die allgemei— 
nen Freiheiten des Landes unterſtänden, den Landen und Städten ihre 
Zuſammenkunft zu unterſagen und zu hindern, hießen es conspirationes, 
heimlich Verbündniß und Sammlungen, da doch je und alle Wege von 
Alters und über Menſchengedenken Land und Städte befugt geweſen, ihre 
Zuſammenkünfte zu halten, des Landes und der Städte Noth zu bedenken, 
zu berathen, zu ſchließen und auch zu verordnen außerhalb dem, was den 
Oberherrn für ſich ſelbſt mit berührte, ohne Jemandes Eintrag.“ (Sie 
verhandelten aber vorwiegend gerade über Angelegenheiten, die den Ober⸗ 
herrn ſehr ſtark mit berührten.) Man beſchloß einen Bund, der in 
Marienwerder ſollte beſiegelt werden. Die Lande Culm ſollten mit 20, 
die Oſterodeſchen mit 10, die übrigen mit 4 Siegeln „als der Landrichter, 
der Bannerführer und ſonſt zwei der geeignetſten von Rittern und Knech— 
ten“ ſolche Vereinigung befeſtigen (damit war die Zahl der Deputirten 
angegeben), jede Stadt, welche durch einen Bürgermeiſter und einen Raths⸗ 
mann vertreten werden ſollte, mit ihrem großen Inſiegel. Die Culmer 
Ritter und Knechte ſollten dieſe Vereinigung den übrigen Gebieten, die 
großen Städte den kleinen antragen. Die von Thorn, Culm und Dan⸗ 
zig ſollten zugleich ihre Schreiber mitbringen. 

Man handelte dabei keineswegs hinterm Rücken des Hochmeiſters, 
an den vielmehr eine Deputation abging, welche den Bund, als eine 
Vereinigung zum Schutze des Ordens und des Landes gegen Polen mel- 
dete, aber auf Befragen zugab, daß man ſich einigen wolle, um ſeines 
Leibes und Gutes ſicher zu fein. Der Hochmeiſter verbot die Zufammen- 
kunft nicht, ergriff auch ſonſt keine Maßregeln dagegen. Nur verſuchte er 
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durch den Großkomthur, als Lande und Städte am feſtgeſetzten Tage (14. März) 
wirklich zu Marienwerder zuſammenkamen, dieſelben zu bewegen, die 
Beſiegelung bis zur nächſten Tagfahrt nach Oſtern auszuſetzen, da inzwi⸗ 
ſchen alle Beſchwerden abgeſtellt ſein ſollten. Man ließ ſich jedoch nicht zum 
Aufſchub bewegen, unterſchrieb die Urkunde und nahm ſpäter den Beitritt 
der Ausgebliebenen entgegen. Beinahe ſämmtliche große und kleine Städte 
des Landes und viele Ritter der meiſten Gebiete ſind unterſchrieben. 
Nach dieſer Urkunde nun verpflichteten ſich die Verbündeten zunächſt 
dem Hochmeiſter und Orden, ſowie reſp. den Prälaten Alles zu thun, was 
ſie ihnen von Ehren und Rechtswegen ſchuldig wären nach Ausweis aller 
ihrer Privilegien, Freiheiten und Rechte. Ebenſo erwarteten ſie bei allen 
ihren Privilegien, Freiheiten und Rechten erhalten zu werden. Würde Je⸗ 
mand darin wider Recht bedrängt oder vergewaltiget, ſo ſolle zuerſt an den 
Hochmeiſter, eventuell an den gemeinen Richttag gegangen werden. Würde 
ein ſolcher nicht beſtellt oder fortgeſetzt, und Kläger ſei von der Nitter- 
ſchaft, ſo ſolle er an die Aelteſten der Culmer Ritterſchaft gehn und von 
den durch dieſe und die Städte Thorn und Culm berufenen Landen und 
Städten ſein Recht erhalten; geſchehe das Unrecht einem Bürger, ſo ſolle 
er ſich an die Städte Thorn und Culm wenden, und dieſe nebſt der 
Culmer Ritterſchaſt Macht haben, die übrigen Lande und Städte zu glei- 
chem Zwecke zu berufen. Sie wollten ſich dann gegen Gewalt ge⸗ 
genſeitig beiſtehn, auch ſich gegenſeitig Meldung thun, wenn einer von 
einem ſchädlichen Anſchlage gegen ein Bundesglied etwas erfahren ſollte. 
Endlich: was von den gemeinen Landen und Städten auf den Tagfahrten 
mit Eintracht nach alter Gewohnheit beliebt und beſchloſſen wird, das 
ſolle von allen unterſchriebenen Landen und Städten alſo gehalten wer⸗ 
den. — Es war mithin zwar nicht ausdrücklich gejagt, daß die Vereini⸗ 
gung gegen die Herrſchaft gehe oder daß man Gewalt gegen dieſelbe brau— 
chen wolle; da jedoch als letzte Inſtanz, bei welcher die Herrſchaft als 
richtende Gewal: fungirte, der jährliche Richttag gedacht war, ſo ging 
offenbar die Gewalt, welche man bei der Verſagung dieſes Ausgleichungs- 
mittels gleichſam zu bekämpfen beſchloß, von der Herrſchaft aus, und fo 
wendete ſich die Spitze des Bundes doch allein gegen ſie. Es lag ferner 
zwar nicht in der Verabredung ſelbſt die Abſicht, den Bund an Stelle 
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der bis dahin fungirenden ſtändiſchen Körperſchaften zu ſetzen oder die Herr⸗ 
ſchaft zu zwingen eine ſolche Wandelung anzuerkennen. Aber indem alle 
diejenigen dem Bunde beitraten, die bis dahin politiſch berechtigt waren, 
fiel nicht nur der Schwerpunkt der ſtändiſchen Vertretung in ihn, ſondern 
letztere wurde mit ihm völlig identiſch. Faktiſch war alſo durch den Bund 
eine Organiſation der politiſchen Stände erreicht, welche bis dahin noch 
immer gefehlt hatte. An Stelle des Beliebens der Herrſchaft, zu verhan⸗ 
deln, mit wem ſie für gut hielt, trat die Nothwendigkeit, ſich gegenüber 
eine geſchloſſene Körperſchaft als Vertretung des Landes anzunehmen, die 
für ſich ſelbſt ſelbſtſtändig beſtimmte, wer zu ihr gehören dürfte. Nament⸗ 
lich erhielten jetzt erſt die kleinen Städte neben den großen und im Schutz 
derſelben politiſchen Einfluß. | 

Der Orden jelbft war ſehr getheilter Meinung über fein Verhältniß 
zu dieſer ohne fein Zuthun hervorgerufenen Inſtitution. Der Deutſch⸗ 
meiſter war in Streit mit dem Hochmeiſter; die Konvente zeigten ſich ge— 
radezu aufrühreriſch und machten mit den Bündiſchen gemeinſame Sache, 
welche nun mit Gewalt drohten, wenn den Konvenien Gewalt geſchehe. 
Endlich blieb dem Meiſter nichts anders übrig, als nebſt 39 Gebietigern, 
Komthuren und Amtleuten den Bund förmlich anzuerkennen und zu 
beſtätigen. Viele andere widerſprachen aber auch. Die Vermittelung 
zwiſchen dem Hochmeiſter und den drei Konventen übernahm auf dem nun 
angeſetzten allgemeinen Berathungstage (Himmelfahrt 1440) der Biſchof 
von Ermland mit den Ständen. Letztere verlangten für ſich haupt⸗ 
ſächlich Aufhebung des Pfundzolls und antworteten, als der Meiſter über 
die Frage durch ein Schiedsgericht entſcheiden laſſen wollte, der Meiſter 
hätte ſie frei gefunden und ihre Privilegien belobt; darauf hätten ſie 
ihm gehuldigtz fie wollten um ihre Privilegien nicht rechten, ſondern 
verlangten ſchlecht Antwort auf Ja oder Nein! Und ſpäter als ein Ver⸗ 
mittelungsvorſchlag gemacht wurde: ſie wollten ſchlechtweg den Zoll ab⸗ 
geſchafft wiſſen; wollten ſie künftig zum gemeinen Beſten einen 
gemeinen Zoll ſetzen, ſo ſtünde das alsdann bei ihnen. Der 
Meiſter mußte nachgeben, auch ein „großes Landgericht“ zufammen- 
geſetzt aus Mitgliedern des Ordens, der Prälaten, der Ritterſchaft und 
der Städte bewilligen, welches über alle Beſchwerden entſcheiden ſollte, ſich 
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aber ſchon bei der erften Zuſammenkunft auflöfte, indem die Ordensritter 
mit der Drohung den Saal verließen: „Ihr Lande und Städte ſollet hin⸗ 
fort nicht wieder den Tag erleben, an dem ihr über eure Herren richten 
und Recht ſprechen wollet!“ Noch in demſelben Jahre wurde jedoch das 
große Landgericht von Neuem als Ober-Gerichtshof anerfannt, und der 
Hochmeiſter verpflichtete ſich, ſich in kein Bündniß, Frieden oder 
Krieg einzulaſſen, ohne Wiſſen und Zuſtimmung der Prälaten, 
Ritterſchaft und Städte. Endlich beſtätigte auch der Kaiſer Friedrich III. 
am Montag nach unſerer lieben Frauen Tag purificationis 1441 den 
Städten Culm und Thorn auf deren Anſuchen die Befugniß, ſich jetzt und 
künftig zur Erhaltung ihrer Gerechtſame mit andern Städten, Rittern und 
Knechten zu verbünden, jedoch ohne Beeinträchtigung der Rechte der Herr- 
ſchaft. Dies wurde als eine kaiſerliche Beſtätigung des Bundes angeſehn. 

Anfangs des Jahres 1441 war Paul von Rußdorf geſtorben. An 
ſeine Stelle wurde Conrad von Erüchshauſen gewählt, der nun zum Segen 
des Landes faſt zehn Jahre lang regierte und durch ſeine weiſe Mäßigung 
ernſtliche Zwiſtigkeiten vermied oder bald gütlich beizulegen wußte. Einige 
Schwierigkeiten machte anfangs die Eidesformel, indem ſchon jetzt die 
Neigung der Stände vortrat, ſich dem Orden ſelbſt möglichſt loſe zu ver⸗ 
pflichten und nur der Perſon des Hochmeiſters die eigentliche Huldigung 
zu leiſten. Man vereinigte ſich über einen Eid, nach welchem die Stände 
dem Hochmeiſter Treue gelobten und nach ſeinem Tode dem Orden 
Gehorſam bis zur Wahl des neuen Meiſters. Der Meiſter verſprach 
dagegen Aufrechterhaltung der Privilegien; wegen Abſtellung der Beſchwer⸗ 
den vertröſtete er die Stände auf den nächſten Richttag. Auch ſetzte er, 
indem er theils durch freundliche Ueberredung theils durch die Drohung, 
ſich auf Grund des Privilegiums von 1226 an den Kaiſer zu wenden, erſt 
die Ritterſchaft von den Städten und dann die kleinen Städte von den 
großen zu trennen wußte, durch, daß ihm wieder die Erhebung des Pfund⸗ 
zolls geſtattet wurde. Für die Zukunft aber verpflichtete er ſich ausdrück⸗ 
lich keinen Zoll aufzulegen außer mit der Stände Bewilli— 
gung. Ja, es wäre ihm vielleicht der Verſuch gelungen, Lande und 
Städte gütlich zur Auflöſung des Bundes zu bewegen, wenn ſeine Unter⸗ 
gebenen nicht durch zu großen Eifer in Beeinfluſſung und Aushorchung 
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der Einzelnen geſchadet hätten. Nun erklärten ſich erſt die großen Städte 
feſt, dann auch die kleinen, daß ſie zu ihnen halten wollten, „es ginge hoch 
oder lege,“ und endlich Städte und Lande gemeinſam, ſie wollten den 
Bund feſthalten und ihn vertheidigen mit Leib und Gut. Der Meiſter 
drang nicht weiter in ſie. Gegen Ende ſeiner Regierung waren es haupt⸗ 
ſächlich nur noch die Eidechſenritter und die Stadt Thorn, die in geheimen 
Zuſammenkünften das Intereſſe für den Bund rege erhielten. 

Aber ſchon bei der unglücklichen Wahl Ludwigs von Erlichshauſen 
1450 warf der anweſende Deutſchmeiſter neuen Streit in's Land, indem 
er den Orden aufforderte, die Widerſpenſtigen unter Beiſtand des Papſtes 
und des Kaiſers mit Gewalt zum Gehorſam zu bringen. Die Stände 
glaubten ſich ſichern zu müſſen, und verlangten nun, als nach alter Ge⸗ 
wohnheit die Angeſehenſten aus der Ritterſchaft und Abgeordnete der 
großen Städte zur Huldigung zuſammengerufen waren, nicht nur eine 
allgemeine Verſammlung der großen und kleinen Städte und der 
Abgeordneten der geſammten Ritterſchaft zum Huldigungstage, ſondern na- 
mentlich auch die Zuſicherung der Privilegien und Abſtellung der Beſchwer⸗ 
den vor der Huldigung. Zu dieſer offenbaren Neuerung mußte ſich der 
Meiſter bequemen, ja ſich ſogar einen von den Ständen vorgeſchriebenen 
Huldigungseid gefallen laſſen, „da es ja anders nicht fein konnte.“ Indeß 
brachte der Deutſchmeiſter die Sache wirklich an den Papſt und an den 
Kaiſer. Nachdem ein Legat vergeblich die Beſeitigung des Bundes durch; 
zuſetzen bemüht geweſen war, wurde auf deſſen Veranlaſſung die päpſtli⸗ 
che Bulle, welche den Bund verdammte, von allen Kanzeln herab 
verleſen. Auch der Kaiſer drang in einem Schreiben auf die Auflöſung 
deſſelben. Um ſo rühriger wurde der Bund, indem er, was der Meiſter 
ihm vergeblich verwies, ohne Wiſſen und Erlaubniß Tagfahrten hielt, wo 
und wann er wollte, und ſogar einen allgemeinen Schoß ausſchrieb, alſo 
ſelbſtändig und zu eigenen Zwecken Steuer erhob. 

Die Vorgeſchritteuen im Bunde dachten jetzt ſchon ernſtlich daran, 
ſich Polen in die Arme zu werfen. Vorerſt wurde auf einer Tagfahrt zu 
Culm 1452 beſchloſſen, die Sache vor den Kaiſer zu bringen. Der⸗ 
ſelbe nahm das ihm ſonach von beiden Theilen angetragene Schiedsrichter— 
amt an, und lud beide Theile in beſonderen Briefen unter der Verwarnung 
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vor, daß beim Ausbleiben des Einen auf Anrufen der gehorſamen Partei 
in der Sache ſelbſt verfahren werden würde, verwarnte auch „Mannſchaft 
und Städte in Preußen“ „dieweil die Sad’ vor uns in Rechten unent- 
ſchieden hanget“ aller Feindſeligkeiten ſich zu enthalten, gab aber zur 
gleich in einem andern Schreiben, das freilich ſpäter einſchränkend inter⸗ 
pretirt wurde, den Ständen die Befugniß, ſich der Streitſache wegen „zu 
verſammeln, mit einander zu unterreden und zu berathen,“ auch Voll 
machten zu ertheilen und, „da ſolch Recht ohne Zehrung und Koſt nicht 
mag vollführt werden,“ „ unter ſich eine ziemliche Schatzung und Schoß“ 
aufzuſetzen, was der Bund benutzte, ſich für alle Fälle zu rüſten. 

Vor dem Kaiſer nun, als „gewillkürtem Richter“ trat 1453 der 
Orden als Kläger, der Bund als Beklagter auf. Die Hauptklage ging 
dahin, „daß die Preußiſchen Stände Muthwillens ohne Erlaubniß des 
Hochmeiſters und der Prälaten wider ihre Herren einen verächtlichen Bund 
gemacht und darin Dinge aufgeſetzt hätten, die wider göttliche, natürliche, 
geiſtliche und kaiſerliche Rechte, auch die goldene Bulle, der Kirchen und 
des Ordens Freiheit und löbliche Gewohnheit liefen.“ Der Schlußantrag 
des Ordensanwalts lautete: „Unterſagung und Aufhebung des Bundes, 
Auflegung einer Peene gemäß Kaiſerrecht, goldner Bulle, Kaiſerlichen Frei⸗ 
heiten und Beſtätigungen, Rückzahlung alles vom Bunde eingenommenen 
Schoſſes und Wiedereinſetzung in die Gewehre ihrer Gerechtigkeit, der ſie 
durch die Bundesgenoſſen entwehrt worden.“ Als Beweismittel wurden 
folgende Sätze geltend gemacht: Der Bund ſei a) wider göttlich Recht 
nach Petri Ausſpruch, man ſolle auch dem böſen Herrn unterthänig ſein, 
nicht nur dem guten; auch Chriſtus habe dies bis zu ſeinem Ende bewie⸗ 
ſen; b) wider natürliches Recht nach dem Satze: was du nicht willſt, 
daß dir geſchehe, das thue auch andern nicht; c) wider geiſtliche und 
kaiſerliche Rechte, welche ſolche Bündniſſe ausdrücklich verböten. — Die 
Bevollmächtigten des Bundes brachten dagegen eine Gegenklage ein. 
Sie ſtützten das Recht des Bundes darauf, daß Paul v. Rußdorf denſel— 
ben ausdrücklich beſtätigt habe, (worauf erwidert wurde, daß der Hoch⸗ 
meiſter ſolche Einwilligung nur mit Einſtimmung ſämmtlicher Gebietiger 
und der Prälaten hätte geben können), ferner darauf, daß ihr Bund vom 
Kaiſer beſtätigt worden (was der Ordensanwalt zu widerlegen ſuchte), auf 
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natürliches Recht der Selbithilfe, wonach Jeder Gewalt mit Gewalt ver- 
treiben könne, (worauf aber geantwortet wurde, daß dieſe Regel auf das 
Verhältniß zwiſchen Unterthanen gegen ihre Herren und Richter nicht 
zugegeben werden könne,) endlich auf die Rechtsverletzungen des Ordens, 
die in eine Anzahl Artikel gebracht waren, und zu deren Beweis die Bün⸗ 
diſchen ſich erboten. Der Streit vor dem Kaiſer wurde nun zunächſt dar⸗ 
über geführt, ob dem Bunde eine Friſt gelaſſen werden ſollte, dieſe ſeine 
Klageartikel zu beweiſen. Dem widerſprach der Ordensanwalt, indem er 
beſtritt, daß ſelbſt durch den Beweis dieſer Klageartikel das Recht zum 
Bunde dargethau werden könnte, und verlangte daher nach dem gemein— 
rechtlichen Satze, „daß derjenige umſonſt zur Weiſung gelaſſen werde, der 
da erweiſen wolle, was zu ſeinem Rechte nicht erheblich ſei“ daß ſofort 
in der Sache ſelbſt entſchieden werde. — Der Kaiſer reſolvirte denn auch 
dahin, daß den Ständen keine Friſt zur Beweiſung gegeben werden, viel⸗ 
mehr in der Sache ſelbſt geſchehen ſolle, was Recht ſei. 

Damit war eigentlich ſchon gegen den Bund entſchieden. Die Ban- 
desanwälte ſuchten deshalb das ganze ihnen ungünſtige Verfahren dadurch 
aufzuhalten, daß ſie ihre Vollmacht nicht für ausreichend erklärten und von 
den Gerichtstagen trotz ausdrücklicher nochmaliger Ladung des Kaiſers aus⸗ 
blieben, auch eine Proteſtation eingaben, deren Hauptargument darauf 
hinauslief, daß der Kaiſer als gewillkürter Schiedsrichter nicht in 
Abweſenheit der einen Partei weiter verhandeln könne. Der Kaiſer ging 
jedoch darauf nicht ein, ſondern verhandelte gegen den Bund in contunia- 
ciam weiter und erkannte im Dezember dahin: „daß die von der Ritter⸗ 
ſchaft, Mannſchaft und die von den Städten des Bundes in Preußen 
nicht billig den Bund gethan und den zu thun Macht gehabt haben; auch 
daß derſelbe Bund von Unwürden, Unkräften, ab- und vernichtet ſei.“ 
Kurz darauf entſchied der Kaiſer zuſätzlich, daß auf die angehängten Stücke 
der Klage des Ordens, wegen der verlangten Strafe, Koſten, Schaden und 
wegen der Geſchoſſe kein weiterer Rechtsſpruch zu thun ſei. Alle dieſe 
Stücke nehme er vielmehr zum Beſten und zu gut der Sachen an ſich und 
behalte ſie zu ſeinem Willen. 

Dieſer Nachtrag ſollte ſicher den Eindruck einer Milderung des Haupt⸗ 
urtheils beabſichtigen. Aber der Bund war bereits zum äußerſten ent⸗ 
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ſchloſſen. Er proteſtirte gegen das kaiſerliche Urtheil, ſagte dem Meiſter 
5 ab, weil die Bedingungen, unter denen ihm gehuldigt worden, nicht er- 
füllt ſeien, und trug das Land dem König von Polen an, der denn auch 
am 22. Febr. 1454 dem Orden den Krieg erklärte und unterm 6. März 
durch die ſog. Incorporationsakte die Preußen urkundlich als feine 
Unterthanen aufnahm. Darin erhielten die Stände außer der allgemeinen 
Beſtätigung aller Privilegien zugefagt: das Recht der Königswahl mit den 
polniſchen Ständen, Abſchaffung aller Zölle und des Pfundzolls, Abſchaf— 
fung des Strandrechts, das Verſprechen, daß alle Aemter und Würden 
im Lande und mit Eingeborenen beſetzt und alle wichtigen Landesangele⸗ 
geuheiten nur mit Zuziehung der Landesräthe, der Prälaten, des Adels“ 
und der Städte verhandelt und vollführt werden ſollten, ferner freien 
Handel nach und durch Polen und endlich die Genehmigung des vom 
Könige ernannten Gubernators durch die Stände. 

Noch in demſelben Jahre gab der König den auf einer Tagfahrt zu 
Graudenz verſammelten Ständen das Recht, die Landesräthe ſelbſt zu wäh⸗ 
len, und die beiden Stände ſchloſſen nun unter einander den Vertrag, daß 
im Landesrath zur Berathung aller das Land betreffenden großen und 
kleinen Angelegenheiten 7 Stimmen von den Landen und 7 Stimmen aus 
den Hauptſtädten ohne Rückſicht auf die jede einzelne Stimme vertre- 
tende Perſonenzahl berechtigt fein ſollten. Auch beſchloſſen fie die Steuer 
ſelbſt zu erheben und ſich ſelbſt einzuſchätzen, was auch geſchah. Die 
ganze Contribution betrug 46,600 Mark, wovon auf die großen Städte 
26,900 Mark trafen, darunter allein auf Danzig 10,000 M., auf die 
drei Städte Königsberg zuſammen 7400 Mark, woraus ſich zugleich un⸗ 
gefähr der Einfluß abmeſſen läßt, den einzelne Stände vor andern hatten. 
Im Jahre 1456 brachte die einzige Stadt Thorn ebenſoviel auf, als die 
geſammte Ritterſchaft. 

Der Krieg, der dieſes Abfalls wegen zwiſchen dem Orden und Po— 
len entbrannte, dauerte 13 Jahre, in denen unſägliches Elend über das 
Land gebracht wurde. Er wurde beendigt durch den Frieden zu Thorn 
(1466), durch welchen ganz Preußen in Polen incorporirt wurde, doch ſo, 
daß ein Theil (das Culmerland, Michelau, Pommerellen u. ſ. w.) als 
beſonderes Nebenreich in eine Art von Perſonalunion zur Krone Polen 
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kam, der Reſt aber (Samland, Niederland, Hinterland u. ſ. w.) unter der 
Herrſchaft des Ordens verblieb, der aber in ein Lehnsverhältniß zur Krone 
Polen trat. Der Hochmeiſter wurde polniſcher Reichsfürſt und beſtändiger 
Rath. Er und ſeine Gebietiger ſollten nie ohne des Königs, der König 
nie ohne den ſpeciellen und ausdrücklichen Rath, Willen und Zuſtimmung 
des Hochmeiſters, der Prölaten, Gebietiger und Ritter mit irgend Jemand 
Bündniſſe und Verträge ſchließen oder deſſhalb unterhandeln. Die Stände 
beider Theile ſollten dieſen Frieden mitbeſchwören. 

Von da ab blieben beide Landestheile mehr als drei Jahrhunderte 
lang von einander getrennt, und bildeten ſelbſtſtändig die politiſchen Rechte 
der Stände unter ſehr verſchiedenen Verhältniſſen weiter fort. Im All⸗ 
gemeinen iſt zu conſtatiren, daß die Stände des Königl. Preußens die ihnen 
vom Orden beſtrittenen Rechte durchſetzten und lange behaupteten, während 
die Stände des Ordenslandes auch nach der Trennung nur diejenigen Rechte 
behielten, welche den Ständen des geſammten Landes ſchon vor Errich⸗ 
tung des Bundes zugeſtanden waren. Es würde zu weit führen, wenn 
wir von hier ab, namentlich in Betreff des Königl. Preußens die Aus⸗ 
bildung der Verfaſſung durch alle Streitigkeiten mit der Krone Polen oder 
unter einander Schritt nach Schritt verfolgen wollten Von nun an kam 
es im polniſchen Preußen weniger auf eine Erweiterung, als auf eine 
Befeſtigung und Wahrung der ſo blutig erkämpften Rechte an. Der 
Schwerpunkt aller Bemühungen lag fortan darin, daß Polen immer neue 
Verſuche machte, die Perſonalunion zu einer Realunion zu erweitern, die 
Stände dagegen, und ſchließlich wenigſtens die drei großen Städte Danzig, 
Elbing und Thorn Alles daran ſetzten in allen innern Landesangelegen⸗ 
heiten völlig getrennt zu bleiben. Unter ſich waren die Stände fortwäh⸗ 
rend bemüht, ihren Einfluß gegen einander auszudehnen. So wurden nicht 
nur allmälig die kleinen Städte um jeden politiſchen Einfluß gebracht, 
ſondern auch die großen Städte wirkten aus Handelsneid und Eiferſucht 
gegen einander, ſo daß zuletzt nur noch Danzig ſeine Unabhängigheit be⸗ 
hauptete. Im 15., 16. und 17. Jahrh. hatte ſich hier folgende Ver⸗ 
faſſung ausgebildet: 

Im Landesrath ſaßen die Biſchöfe von Ermland und Culm, die 
Woywoden von Marienburg (urſprünglich Elbing) Culm und Pomeranien, 
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die Caſtellane von Culm, Elbing und Danzig, die Succammerarii (Grenz. 
richter) von Culm, Marienburg und Pomeranien, endlich je zwei Inter⸗ 
nuntii (Landboten) der großen Städte Thorn, Elbing und Danzig, im 
Ganzen 17 Stimmen. Dieſer Landesrath behielt ungefähr die vermittelnde 
Stellung zwiſchen der Herrſchaft und den Ständen, wie die gleichnamigen 
Inſtitute unter dem Orden und während des Bundes. Ohne fein Mit⸗ 
wiſſen und ſeinen Beirath konnte der König in preußiſchen Landesangele— 
genheiten nichts verfügen, wogegen die Räthe (außer den Internuntien der 
Städte) ihm einen beſonderen Eid der Treue ſchwören mußten. 

Andere Beamten (nur vom Adel) waren: der Schatzmeiſter (vom 
König zwar ernannt, aber nur dem Lande zur Rechnungslegung ver⸗ 
pflichtet) der Culmiſche und Marienburgiſche Schwertträger, eine Anzahl 
Landrichter mit ihren Aſſeſſoren (von der Ritterſchaft gewählt) und eine 
Anzahl Capitanei oder Staroſten, Aufſeher der Königlichen Schlöſſer (frü⸗ 
her Ordensburgen) und Verwalter der Domainen und als ſolche vom 
König ernannt. Der Marienburgiſche Staroſt hatte nur die Auſſicht über 
Schloß und Beſatzung, war aber der erſte von allen und eigentlich Königl. 
Statthalter im Lande. 

Die Stände unterſchieden ſich nach wie vor in Lande und Städte, 
letztere wieder in große und kleine Städte. Nach einem Privileg Sigis⸗ 
munds J. v. 1530 ſollten die Preuß. Stände zur Königswahl gefordert 
werden; die großen Städte Thorn, Elbing und Danzig genoſſen dieſes 
Recht mit, und der letzteren Stadt iſt es 1632 nochmals confirmirt. Nach 
einem Privileg deſſelben Regenten von 1537 waren die Stände erſt nach 
Beſeitigung ihrer Beſchwerden über Verletzung ihrer Gerechtſame zu 
ſchwören verpflichtet. Der Eid wurde nicht in Krakau, ſondern in Preußen 
ſelbſt geleiſtet. Doch zwang König Heinrich die Palatine und Caſtellane 
auf dem Krönungstage zu ſchwören. 

Der ſtets wiederholte Verſuch der Polniſchen Könige, die Preußiſchen 
Räthe mit den Polniſchen zu einem Corpus zu verbinden und die preußi⸗ 
ſchen Stände zu nöthigen auf den Polniſchen Reichstagen mitzuberathen, 
ſchlug lange fehl. (Eine höchſt charakteriſtiſche Verhandlung dieſer Art 
aus dem Jahre 1492 theilt Schütz mit allen Reden und Gegenreden des 
ſtändiſchen Geſandten Niclas von Baiſen, des Königs und feines Kanzlers 
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mit.) Zwar ſaßen mitunter einzelne von den Ständen dort, aber nur 
privatim, nicht in Vertretung des Landes. Wenn Preuß. Abgeſandte auf 
dem Reichstag erſchienen, nahmen ſie beſondere Sitze ein und proteſtirten 
ſtets, daß dieſes allen ihren Privilegien nicht präjudicirlich fein ſolle. Auf 
dem Reichstage zu Lublin 1569 erſchienen jedoch die berufenen Räthe 
ſchon nicht mehr als Abgeordnete der Preuß. Stände, und obgleich ſich 
einige, namentlich die großen Städte, dagegen ſperrten, wurde doch die 
Union durch ein Deeret beſchloſſen, und 1571 wohnten zum erſten Mal 
die Preuß. Landboten den Poln. Rathſchlägen bei. Trotzdem proteſtirten 
in den folgenden Jahren die Preuß Räthe gegen die Union und erklärten 
das Deeret für nicht geſetzlich publicirt. Unter der Regierung Sigis— 
mund III. fügten ſich jedoch die Biſchöfe, Palatine und Caſtellaue, mit 
der Zeit auch die Landboten (nuntii terrestres); nur die Succammerarii 
und Internuntii der drei großen Städte gingen außer bei den Wahl und 
Krönungstagen nicht in den Poln. Rath. Auch erklärten die ſämmtlichen 
Preuß. Räthe ſich auf den Reichstagen nicht über Contributionen, ſondern 
nahmen dergleichen Anträge an ihre Brüder in Preußen zurück, um auf 
den Preuß. Landtagen darüber zu befinden und das Geld in den Preuß. 
Schatz einzuliefern. 
Die drei großen Städte hatten folgende Prärogativen: ſie durften 
keine Capitanei über ſich haben, ſondern wählten zur Vermehrung des 
Königl. Intereſſes jährlich Burggrafen, welche nur von dem König zu be⸗ 
ſtätigen waren; fie wählten ihre Internuntit, welche (ſelbſt auf Poln. Reichs⸗ 
tagen) vor der Ritterſchaft ihren Sitz hatten; ſie konnten Edelleute, die 
Verbrechen begangen hatten, gefänglich einziehn und ſelbſt zum Tode ver⸗ 
urtheilen; ſie ſiegelten ihre Schriften mit rothem Wachs. Die Stadt 
Thorn hatte überdies zwei Räthe im Landgericht, die Stadt Danzig das 
priv. portorii v. 1585 und dadurch den Zoll faſt ganz in feiner Gewalt. — 
Die 27 kleinen Städte behielten unter ſich die ſchon unter dem Orden 
geſchloſſene Verbindung, 1593 und 1683 wiederholt confirmirt, bis ins 
18. Jahrh. bei. Unter ihnen führte Marienburg das Directorium. Außer 
dieſer Stadt hatten noch Graudenz, Dirſchau, Konitz und Stargardt be⸗ 
ſondere Vorrechte, indem ſie die Angelegenheiten anderer ihnen zugewieſe⸗ 
ner Städte betrieben, und hießen die plenipotenzirten Städte. Von 
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den Landtagen wurden fie allmälig durch den Adel verdrängt. In den 
Jahren 1548 und 1576 ſind freilich noch die von den Ständen an die 
Könige von Polen erlaſſenen Vorſtellungen auch von den kleinen Städten 
unterſchrieben, doch mußten ſchon 1576 die Preuß. Stände den König 
Stephan bitten, daß man die kleinen Städte nicht von ihren Verſamm⸗ 
lungen ausſchließen möchte. Auch 1617 nöthigten die Räthe den Adel, 
fie zuzulaſſen. Doch ſchon 1621 waren fie zum Landtage gar nicht gefor- 
dert worden; doch erklärten die Räthe, daß, wenn dies auch in der Folge 
unterlaſſen würde, die Preuß. Stände keinem Landtage ferner mehr bei— 
wohnen könnten. Auch 1646 erfolgte dieſerhalb zu Graudenz eine feier⸗ 
liche Proteſtation der großen und kleinen Städte und nach 1658 nahm 
ſich die Stadt Danzig ihrer mit Erfolg gegen den Adel an. Schon wenige 
Jahre darauf 1662 wurden ſie jedoch endlich einſtimmig ausgeſchloſſen 
und mußten ſeitdem den Betrieb ihrer Angelegenheiten ihren Gönnern 
oder den großen Städten überlaſſen, weshalb ſie bald von den Königl. 
Hauptleuten ganz abhängig wurden und in größten Verfall geriethen. — 

Was nun die ſtändiſchen Zuſammenkünfte anbetrifft, fo unterſchied 
man noch lange Tagfahrten und Landtage. Die Tagfahrten, anfangs 
nach Belieben der Stände und ohne Vorbewußt des Königs angeſetzt, ſeit 
1538 durch eine Verordnung Sigismund J. jährlich auf zwei Tage, den 
St. Stanislaustag zu Marienburg, den St. Michaelstag zu Graudenz 
(ſeit 1562 Thorn) fixirt, beſchäftigten ſich hauptſächlich mit Gerichtshän⸗ 
deln, weshalb im 16. Jahrh. dazu nur die Räthe erſchienen. Später 
wurde wegen der Contributionen auch die Ritterſchaft per deputatos nebſt 
den kleinen Städten zugezogen. Die ermländiſche Ritterſchaft und Städte 
wurden, als dem Biſchof unterworfen, ſeit 1562 nicht mehr zugelaſſen. 
Mitunter wurden auch außerordentliche Tagfahrten an andern Orten ab- 
gehalten. Die Tagfahrten kamen aber überhaupt in der Mitte des 
17. Jahrh. außer Gebrauch, weil damals ſchon die Appellationen meiſtens 
ins Königl. Tribunal zu Peterkau gingen, und Landesſachen auf den Land⸗ 
tagen abgehandelt wurden. Die letzte iſt 1647 abgehalten. Der Geſchäfts⸗ 
gang auf den Tagfahrten war folgender: zuerſt wurden die Präparatoria 
(Vorleſung von Behinderungsſchreiben u. ſ. w.) erledigt; dann folgte die 
ſolenne Einführung des Königl. Legaten in die Rathsſtube, Entgegennahme 
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der Credenzbriefe und Inſtruktion deſſelben. Sodann wurden die Punkte 
der Inſtruktion, darauf Sachen gemeiner Wohlfahrt berathen, dann die 

Gravamina der Ritterſchaft und Städte erledigt, das Gericht abgehalten, 

wobei nur die Räthe ſaßen, endlich eine ſchriftliche Antwort an den 

König ertheilt. 

Die Landtage unterſchieden ſich von den Tagfahrten vornehmlich da⸗ 
durch, daß darin keine ordentlichen Gerichte gehalten wurden, und daß die 
Ritterſchaft dort förmlich Sitz und Stimme hatte. Wie es den kleinen 
Städten mit ihrer Vertretung ging, iſt bereits ausgeführt. Die Landtage 
hatten eine gewiſſe Beziehung zu den Polniſchen Reichstagen, welche ge- 
ſetzlich alle zwei Jahre ausgeſchrieben werden ſollten. So oft dies nun 
geſchah, ſo hielt die Ritter ſchaft in allen Diſtrikten ihre vorbereitenden 
Zusammenkünfte (particulares conventus) und erwählte daſelbſt je zwei 
Nuntien (Deputirte), denen fie in der Vollmacht gewiſſe beſtimmte Punkte 
auf den Generallandtag des Landes Preußen mitgab. Der Generallandtag 

? wurde zu Marienburg oder Graudenz gehalten, und es erſchienen auf 
demſelben: die Biſchöfe, Palatine, Caſtellane, Succammerarien, die Inter⸗ 
nuntien der großen Städte und die erwählten Ritterſchaftsdeputirten (nun- 
tii terrestres.) Die Präparatoria wurden allein von den Räthen beſpro— 
chen, darauf erfolgte die Einführung des Königl. Legaten mit vieler So⸗ 
lennität. Er ſetzte ſich obenan, worauf die Räthe und zuletzt die Landboten 
folgten. Darauf eröffnete der Legat die königlichen Propoſitionen und 
wurde dann in ſeine Herberge zurückgeführt. Nun wurden die Stände in 
zwei Conclavia getheilt. Im erſten Canclave blieben die Städte, im 
zweiten die Landboten (alſo Lande und Städte als zwei getrennte Stände). 
Die Landboten wählten unter ſich einen Marſchall (Präſidenten), beriethen 
über die Propoſitionen, demnächſt über Punkte ihrer Inſtruktion und faßten 
endlich alle Punkte, über die ſie einig geworden oder uneinig geblieben 
waren, in zwei beſondere Schriften zuſammen. (Die kleinen Städte ſchei⸗ 
nen, ſo lange ſie überhaupt auf den Landtagen erſchienen, mit dem Adel 
zuſammen berathen zu haben.) 5 Hatten die beiden Stände in dieſer Art 
ihre beſonderen Berathungen zu Ende gebracht, jo wurden die Conclavia 
wieder conjungirt. Die Landboten kamen in die Rathsſtube, fetten ſich 

zu den Räthen, laſen ihre Puncta vor, beriethen mit den Räthen noch⸗ 


mals darüber, bis fie ſich auf gewiße Punkte einigten, welche dann die 
nuntii mobilitatis auf den Reichstag mitnahmen. Nach Beendigung 
des Reichstags wurden dann wieder erſt Partikular-Convente und dann 
ein Landtag gehalten, auf beiden Bericht erſtattet, etwanige Proteſtationen 
aufgenommen und über die verlangten Contributionen verhandelt. — Das 
Bisthum Ermland war auf den Generallandtagen nur durch den Bi⸗ 
ſchof vertreten. Derſelbe pflegte jedoch nach Beendigung derſelben in 
Ermland ſelbſt die Ritterſchaft, Städte, Schulzen und Freie (!) zuſam⸗ 
menzuberufen und ihnen in Gegenwart von Abgeordneten des Domeapi⸗ 
tels mitzutheilen, was auf den Landtagen angenommen und welche Con⸗ 
tributionen von ihnen zu leiſten wären. Sie widerſetzten ſich gemeinhin 
den Beſchlüſſen nicht. 

Begnügen wir uns in Bezug auf Weſtpreußen mit dieſem allgemei⸗ 
nen Bilde und gehen nun ſpecieller auf das herzogliche Preußen über, 
wo uns von 1525 ab die Arbeiten Dr. Töppen's leiten. Zunächſt haben 
wir hier jedoch die Periode von 1466 bis 1525 d. h. von der Trennung 
des Landes Preußen durch den Thorner Frieden bis zur Säculariſirung 
des Ordenslandes unter Markgraf Albrecht mit einigen Strichen zu cha⸗ 
rakteriſiren. Es iſt die Periode der Unſicherheit und des Schwankens aller 
Verhältniſſe nach allen Richtungen hin. Nach einem blutigen dreizehn⸗ 
jährigen Kriege war der Orden völlig ruinirt. Er rettete aus dem großen 
Schiffbruche nur die Hälfte feines früheren Beſitzes an Land und mußte 
ſich widerwillig die Lehnsoberhoheit Polens gefallen laſſen. Wiederholte 
Verſuche, dieſelbe abzuwerſen, mißlangen und vermehrten nur die an ſich 
ſchon große Schuldenlaſt. Ebenſo wenig glückten Verſuche den Orden in⸗ 
nerlich zu regeneriren; er ſank zu einer bloßen Verſorgungsanſtalt jüngerer 
Söhne des deutſchen Adels herab. Endlich brachte er ſich ſelbſt um allen 
Einfluß, als er Hochmeiſter aus deutſchen Fürſtenhäuſern berief, die nun 
mit Hilfe ihrer mitgebrachten weltlichen Räthe die landesherrliche Gewalt 
in ihrer Perſon zu vereinigen ſuchten. Man gewöhnte ſich daran, einen 
Fürſten als Oberhaupt zu denken und fand, als fpäter die Auflöſung 
des Ordens förmlich ausgeſprochen wurde, darin kaum etwas anderes als 
die geſetzliche Regelung des faktiſchen Zuſtandes. Aber auch in Betreff 
des Verhältniſſes zwiſchen Landesherr und Ständen brachten ſie die An⸗ 
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ſchauungen mit, die damals in Deutſchland maßgebend waren, und hatten 
zur Geltendmachung derſelben um ſo mehr Spielraum, als in dem Theile 
Preußens, der dem Orden geblieben war, der Kampf um die ſtändiſchen 
Freiheiten nie ſo heftig gewüthet hatte, als in den ſüdweſtlichen Gebieten, 
nach dem Kampfe eine gewiſſe Erſchöpfung eingetreten war und die Unter⸗ 
werfung unter die Botmäßigkeit des Ordens einer Aufgabe der politiſchen 
Streitpunkte gleichkam, die eigentlich den Kampf entzündet hatten. So 
blieben zwar im Allgemeinen die Einwohner des Landes bei ihren vori⸗ 
gen Freiheiten und Privilegien, doch war den Ständen die Macht benom⸗ 
men ſich ohne Bewilligung des Hochmeiſters zu vereinigen und von dem 
gemeinen Beſten abſonderliche Rathſchläge zu halten; auch durften ſie nicht 
unter ſich eigene Collekten und Contributionen anſtellen, ſondern dem 
Hochmeiſter kam es allein zu die Bewilligung der Stände zu neuen 
Steuerauflagen einzuholen. Bei dem Rechte des Krieges, des Friedens 
und der Bündniſſe mit auswärtigen Mächten wurde der Orden nur durch 
die Krone Polen beſchränkt; die Stände verloren alſo hier ihre Befugniß 
unmittelbar dabei mitzuwirken. Ueberhaupt aber ſcheint der Orden es 
anfangs vermieden zu haben, ihren Beiſtand anzurufen. Er ſuchte ſich 
ſeiner großen Kriegs⸗ und namentlich Soldſchulden möglichſt dadurch zu 
erledigen, daß er die bis dahin ſehr beſchränkte Zahl der adlichen Güter 
außerordentlich vermehrte, indem er an Söldnerhauptleute, Rottenführer 
und andere Leute Domainen, Güter, Dörfer und ſelbſt kleine Städte abtrat 
oder verpfändete, theilweiſe ohne das Pfand wieder einlöſen zu können. 
So kamen unter Andern die Sauken, Schlieben, Eulenburg u. ſ. w. zu 
Gütern in Preußen. Dieſe neuen Pfandbeſitzer und Eigenthümer ſpielten 
natürlich eine große Rolle und wurden hauptſächlich zu Rathe gezogen, 
wenn der Orden etwas im Lande durchſetzen wollte. Neben ihnen hatten 
die Städte Königsberg den gewichtigſten Einfluß wegen ihres durch den 
Handel erworbenen und vermehrten Wohlſtandes. Erſt 1470 ſcheint der 
erſte Landtag einberufen zu ſein, und zugleich ein Ordenscapitel. Doch 
kann es auf erſterem kaum ordnungsmäßig zugegangen ſein, denn als der 
Hochmeiſter in Folge des Landtags 1471 eine Land- und Stadtacciſe aus⸗ 
ſchrieb, hielt er es für nöthig, zur Beruhigung des Landes die Verſiche⸗ 
rung hinzuzufügen, daß die Abgabe nur ein Jahr dauern und den Landes⸗ 
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freiheiten und Privilegien keinen Eintrag thun folle, und der Biſchof von 
Samland weigerte ſich, den Schoß in ſeinem Bezirk erheben zu laſſen. 
Bei den Verhandlungen, die darüber mit ihm in den nächſten Jahren ge⸗ 
pflogen wurden, wirkten wieder hauptſächlich die jüngſt mit Gütern Be⸗ 
lehnten mit. Martin Truchſes v. Wetzhauſen, der 1477 gewählt wurde 
und die Huldigung dem polniſchen König verweigerte, berieth zwar öfters 
mit Landen und Städten über Gegenſtände, die auf Tagfahrten der Königl. 
Preußiſchen Stände zwiſchen dieſen und Ordensabgeſandten vereinbart 
waren, kehrte ſich aber an ihre Meinung nicht ſonderlich, beſonders wenn 
Lande und Städte nicht einig waren. So oft er zum polniſchen Könige 
ging, nahm er einige Landesritter und Bürgermeiſter der Städte Königs⸗ 
berg mit. Unter Johann von Tieſen nahmen die Dinge geregelteren 
Verlauf; 1494 kam eine wichtige Landesordnung, deren Inhalt jedoch hier 
nicht weiter intereſſirt, durch ordnungsmäßige Vereinbarung zwiſchen dem 
Meiſter, den beiden Landesbiſchöfen, den Landen und den Städten zu Stande, 
und zweimal während ſeiner Regierung wurden von den Ständen mäßige 
Abgaben bewilligt. Auch Friedrich von Sachſen berief 1498 gleich nach 
feiner Wahl einen allgemeinen Landtag (ſämmtliche Gebietiger und Kom⸗ 
thure, die beiden Biſchöfe, die vornehmſten Landesritter und ſtädtiſche 
Bevollmächtigte), auf welchem ein allgemeiner Landesſchoß bewilligt wurde. 
Aehnlich waren die Landtage von 1500, 1501, 1506 und 1507 zuſam⸗ 
mengeſetzt. Nachdem endlich 1511 Markgraf Albrecht von Branden- 
burg zum Hochmeiſter erwählt war, wurde die Wahl zu Königsberg dem 
landſäſſigen Adel bekannt gemacht und beifällig aufgenommen. Er ließ 
die Stände ſeinen Stellvertretern huldigen und ſagte ihnen zugleich alle 
ihre Freiheiten zu. Nach Preußen gekommen, berief er die Stände 1513 
wegen der von Polen verlangten Kriegshilfe nach Königsberg und 1514 
in äußerſter Noth nach Heiligenbeil wegen einer außerordentlichen Steuer. 
Hier wollten aber Adel und Städte die Sache erſt zu näherer Berathung 
an ihre Aelteſten (d. h. Vollmachtgeber) und Communen bringen. 
Dies wollte Albrecht nicht geſtatten, konnte aber die Bewilligung 
erſt auf einer zweiten Tagfahrt im December erlangen, wobei die Stände 
ſogleich erklärten, daß fie das Bündniß mit dem Moskoviter ſehr tadeln 
müßten, ſich alſo in die auswärtige Politik einmiſchten. Dieſer Grund⸗ 
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ſatz, daß die Bewilligung von Steuern nur dem geſammten Lande zuſtehe, 
wurde wiederholt aufrecht erhalten, ſo 1515, als der Meiſter im Aus⸗ 
ſchreiben verlangt hatte, die Abgeordneten ſollten eine Vollmacht „ohne 
allen Hintergang“ haben, und 1518, wo er eine Bierzieſe auf mehrere 
Jahre gefordert hatte „um die Stände nicht ſo oſt herbemühn zu dürfen“, 
und die Abgeordneten jedesmal erklärten, ſie könnten in dieſe Abgabe 
ohne Zuſtimmung der Lande und Städte nicht einwilligen und ſie müßten 
die Sache erſt mit ihren Committenten beſprechen. Schon zu dieſer Zeit 
zeigte ſich aber auch die Neigung des Adels, ſich von den Städten zu 
trennen, um durch Willfährigkeit gegen den Fürſten für ſich Sonderrechte 
zu erlangen. So ſagte der Adel 1518 die beſonders den Städten läſtige 
Bierzieſe auf fünf Jahre zu und zwang dieſe dadurch, wenigſtens für drei 
Jahre zu conſentiren, der erſte Schritt zu einer ſtehenden Steuer, 
zumal der Hochmeiſter das Verlangen der Städte, ihnen Brief und Gie- 
gel darauf zu geben, daß die Zieſe nach dieſer Zeit nicht wieder gefordert 
werden würde, ablehnte. Auch wußte der Adel die Steuern, die er groß— 
müthig bewilligte, von ſich auf die bürgerlichen Gutsbeſitzer und Bauern 
abzuwälzen; ſo auch 1520. Endlich iſt zu bemerken, daß Albrecht ſchon 
als Hochmeiſter, um Steuerbewilligungen durchzuſetzen, das Mittel anwen- 
dete, mit den Gemeinen der Städte Königsberg direkt zu verhandeln 
(ſo 1522). Die kleinen Städte ſtanden unter dem Einfluß von Königsberg; 
um denſelben zu verringern wurden mitunter die Landtage nach anderen 
Orten berufen. Das Verſprechen, das die Städte Königsberg ſich 1516 
in Heiligenbeil geben ließen, daß fortan alle Landtage in Königsberg ab- 
gehalten werden ſollten, wurde ſpäter beſtritten und jedenfalls nicht beach⸗ 
tet. Es finden ſich noch 1567 und 68 trotz- des Proteſtes der Städte 
Landtage zu Heiligenbeil und Raſtenburg. 

Im Jahre 1525 vollzogen ſich nach zwei Seiten hin hochwichtige 
Veränderungen, welche auch für die ſtändiſchen Verhältniſſe von großem 
Einfluß werden mußten. Das Ordensland wurde ein weltliches Herzog— 
thum unter Polniſcher Oberlehnshoheit und der proteſtantiſche 
Staat trat zugleich an Stelle des katholiſchen. Auf dem Berathungstage 
zu Krakau waren Seitens des Ordens zugegen: der Biſchof von Pome— 
ſanien und H. v. Heideck, von Seiten des Adels H. v. Kittlitz und Georg 
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v. Kunheim, Seitens der Städte Nicolaus Richau, Bürgermeiſter vom 
Kneiphof Königsberg. Die Abgeordneten der Stände machten Anfangs 
Schwierigkeiten, als fie hörten, daß es ſich um die Säculariſation handelte, 
und entſchuldigten ſich, daß ſie ſo weit nicht Vollmacht hätten, gaben aber 
nach, als Albrecht ihnen die ausdrückliche Verſicherung ertheilte, daß er ſie 
bei allen Privilegien laſſen wolle. Auf ihre Forderung, daß der künftige 
Herzog nur mit Preußen regieren ſolle, ging er nicht unbedingt ein. Im 
Krakauer Frieden wurde denn auch der ſtändiſchen Rechte gedacht, 
allerdings nur in ſofern der König von Polen verſprach: den Markgraf 
Albrecht, ſeine Erben und alle Einwehner der Lande Preußen bei allen 
ihren Privilegien, ſoweit ſie nicht dieſem Vertrage und des Königs Ober⸗ 
herrlichkeit entgegen ſeien, zu erhalten. Dagegen gaben, nachdem die Ab⸗ 
geordneten der Stände am 9. April den am Tage vorher geſchloſſenen 
Frieden in einer beſondern Verſchreibung genehmigt hatten, der neue Her⸗ 
zog und ſeine beiden mitbelehnten Brüder den Landen und Städten auch 
ihrerſeits eine beſondere ſchriftliche Beſtätigung aller ihrer Privilegien, 
Freiheiten und Gewohnheiten, worauf dann Ende Mai ein Huldigungs⸗ 
landtag berufen wurde, auf welchem die Stände, voran die beiden Biſchöfe, 
ohne weitere Erörterung die Huldigung leiſteten. 

Somit waren nun die Rechte des Ordens auf den weltlichen erblichen 
Herzog übergegangen. Nicht mehr, wie der Hochmeiſter, hatte er den 


Rath der Gebietiger neben ſich, ſondern war in der Verwaltung der Lan⸗ 


desſachen, ſoweit davon nicht die ſtändiſchen Rechte betroffen wurden, ganz 
ſelbſtſtändig. Namentlich wurden auch die früheren Ordens⸗Domainen 


jetzt herzogliche, und er bezog deren Einkünfte, ſowie die fixirten Landes⸗ 


abgaben zur Beſtreitung ſeines Hofhalts und der nöthigen Ausgaben für 
die Verwaltung, ohne verpflichtet zu ſein, den Ständen über die Verwen⸗ 
dung Rechenſchaft zu geben. Nur traten an Stelle der Komthure und Vögte 
des Ordens jetzt herzogliche Haupt- und Amtleute, die mit der herzoglichen 
Kammer abzurechnen hatten. Soweit der Herzog nicht die Steuerhilfe 
der Stände in Anſpruch zu nehmen brauchte, war er ebenſo wie der 
Orden in ſeiner günſtigſten Zeit, völlig unbeſchränkt in der Adminiſtration 
des Landes. Freilich fehlte dieſe Vorausſetzung von Anfang an, denn in 
Folge der vorangegangenen Kriege waren die Finanzen arg zerrüttet, be⸗ 
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deutende Schulden gemacht und Verpfändungen von Domainen in ſolchem 
Umfange bewirkt, daß der Beiſtand der Unterthanen zur Beſeitigung dieſer 
mißlichen Verhältniſſe nicht entbehrt werden konnte. Das Beſtreben des 
Herzogs und ſeiner Nachfolger geht denn auch hauptſächlich dahin, die 
Stände in möglichſter Ausdehnung zur Uebernahme von Laſten, die eigent⸗ 
lich der landesherrliche Säckel leiſten ſollte, heranzuziehn, während an- 
dererſeits die Stände ihre Bewilligungen möglichſt einſchränken, die Ab⸗ 
ſtellung ihrer Beſchwerden zur Bedingung der Hilfe machen und nach 
Garantien für eine derartige Finanzwirthſchaft ſtreben, welche das Wieder- 
kehren ähnlicher Nothſtände auszuſchließen vermögen, wodurch allmälig ein 
Eingriff in die Adminiſtration des Herzogs unvermeidlich wird. 
Andererſeits bewirkte die Reformation, daß die Biſchöfe von Sam⸗ 
land und Pomeſanien (1525 und 1527) ihre Bisthümer an den Herzog 
abtraten. Sie hörten damit auf im früheren Sinne als Landeshern mit 
beſchränkten Rechten Mitſtände der Landesherrſchaft zu ſein und wurden 
ſelbſt Unterthanen des Herzogs, behielten aber gleichwohl vermöge ihrer 
kirchlichen Stellung Sitz und Virilſtimme im Landtage; ſie bildeten daſelbſt 
mit den Landräthen und der Herrſchaft den erſten Stand. Abgeſehen von 
dieſer Genoſſenſchaft aber waren die Stände ia vielfacher Hinſicht veran— 
laßt ſich fortan in Kirchenſachen zu miſchen. Wie in andern evangeliſchen 
Ländern die Fürſten die Reſte der biſchöflichen Gewalt ihrer landesherr⸗ 
lichen Hoheit im Wege erachteten und es für ſich förderlich hielten, in ſich 
den primus episcopus und den princeps zu vereinigen, ſo machte demnächſt 
auch Herzog Albrecht alle Anſtrengungen, die Landesbiſchöfe zu beſeitigen 
und an deren Stellen bloße Conſiſtorialpräſidenten zu ſetzen. Darin ſahen 
jedoch die Stände mit ſeltener Einigkeit eine für ſie ſchädliche Erweiterung 
der fürſtlichen Gewalt und einen Eingriff in ihre Privilegien und leiſteten 
den hartnäckigſten Widerſtand. Auch die durch die Reformation nöthig 
gewordene Neugeſtaltung griff, da Adel und Kirche ein ausgedehntes Pa- 
tronat hatten, tief in deren Privatverhältniſſe ein, ſo daß jede Aenderung 
des Beſtehenden ihre Zuſtimmung forderte. Endlich führte auch der Um— 
ſtand, daß die lutheriſch⸗evangeliſche Kirche zur Landeskirche erklärt war, 
zu Verhandlungen über die Ausſchließungen der Anhänger anderer Be— 
kenntniſſe von den politiſchen Rechten, und den Biſchöfen wurde es bei dem 
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kirchlich regen Leben damaliger Zeit nut zu leicht, rein dogmatiſche Zwiſtig⸗ 
keiten zur Erörterung auf den Laudtagen zu bringen, um durch die 
Artikel der ſtaatlichen Gewalt eine Uniformität des alleinſeligmachenden 
Glaubensbekenntniſſes, das fie vertraten, durchzuführen. So kamen die 
Kirchenſachen kaum zeitweiſe von der Tagesordnung. 

Gleich zu Anfang ſeiner Regierung machte Herzog Albrecht, unterſtützt 
durch ſeinen ränkevollen Rath Hans v. Beſenrode, den Verſuch die ſtän⸗ 
diſchen Rechte zu beſchränken und fein Regiment zu ſtärken. Der 1525 
ausgebrochene Bauernaufftand ſchüchterte den Adel ein und machte ihn 
gegen den Willen des Fürſten, der in einem die gutsherrlichen und bäuer⸗ 
lichen Verhältniſſe betreffenden Streite die entſcheidende Stimme hatte, 
willfähriger. Dafür gab der Herzog dem Verlangen des Adels, die Städte 
von den Verhandlungen über dieſe Dinge auszuſchließen, nach und verfuhr 
auch ſonſt willkührlich gegen fie. So verlangte er gleich nach Niederwer— 
fung des Aufſtandes von den Städten Königsberg, deren Thore er mit 8 
ſeinen Söldnern beſetzt hatte, und von den gerade anweſenden Edelleuten 
die Bewilligung der Bierzieſe auf zehn Jahre und erhielt ſie wenigſtens 
für fünf. Dennoch blieb ſeine Finanzverlegenheit groß, und der Antrag 
einer neuen Bewilligung wiederholte ſich ſchon 1528. Er ſetzte hier wirk— 
lich durch, daß der Landtag vom Jahr 1530 ab eine Bierzieſe zum halben 
Betrage der vorigen, aber, und das war eine ſehr erhebliche Errungenſchaft 
auf Lebenszeit des Herzogs und ſeiner männlichen Leibeserben 
zuſagte, alſo ſich zu einer ſtehenden Steuer entſchloß. Freilich mußte er 
einen Revers ertheilen (nom 23. April 1528) in welchem er ausdrücklich 
anerkannte, daß die Stände eine Zeitlang „mit wehmüthigem mitleidigem 
Herzen“ feine Finanznoth angeſehn und ſich zur Hilfe erboten hätten, 
und daß dieſe Hilfe unt Steuer auch nicht anders gedeutet werden ſollte, 
„denn daß ſie allein von ihnen aus eigenem ungenöthigtem freien guten 
und unterthänigem Willen und ohne Abbruch und Verkleinerung der Priv 
vilegien, Freiheiten, Gerechtigkeiten, alten löblichen Gewohnheiten und 
Herkommen aller Untertharen von Landen und Städten geſchehen,“ ſich 
auch für ſich und ſeine Nachfolger verpflichtete, das Land fortan mit 
keiner andern Auflage, Steuer und Beſchwerung, ſie möge 
Namen haben, wie ſie welle, zu beläſtigen und zu beſchweren; 
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aber der Damm war nun einmal durchbrochen, und das Verſprechen, der 
Fluth Einhalt zu thun, erwies ſich bald genug als eine bloße für den 
Augenblick begütigende Redensart. Dieſer Erfolg war mit Beiſtand des 
Adels erzielt, der perſönlich von dieſer Steuer frei blieb und ſchon da⸗ 
mals ſein Augenmerk auf eine Erweiterung ſeiner Rechte mit Hintanſetzung 
der Städte richtete, welche übrigens in dieſem Falle nicht einmal unter 
ſich einig waren, da ſich der Kneiphof Königsbergs durch Verſprechungen 
für eine Trennung von den andern Städten hatte gewinnen laſſen. 
Sicherte ſich der Herzog auf dieſe Weiſe eine erhebliche Vermehrung 
ſeiner Einkünfte, ſo ſuchte er nun auch in anderer Art ſeine landesherrliche 
Gewalt auf Kofien der Stände zu erweitern. Schon 1526 hatte er ſich 
vom Könige von Polen das Recht Zölle aufzulegen, Abgaben zu beftim- 
men und Verordnungen zu machen, urkundlich zuſichern laſſen. Er er— 
höhte auch wirklich den Zoll zu Labiau und legte den Zoll zu Kukerneſe 
neu auf und machte dieſe Neuerungen erſt auf Andringen des Königl. 
Preußens und Littauens rückgängig. Als er 1527 nach Anſpach reiſte, 
benutzte Beſenrode ſeine Abweſenheit, um einen Verſuch zu machen, den 
Katholicismus wieder einzuführen und die Königsberger um ihre Privile⸗ 
gien zu bringen. Um den Adel für ſich zu gewinnen, hielt der Herzog 
Eintauſend fünfhundert deſſelben unter den Waffen, fand dieſelben aber doch 
nicht ganz zuverläßig, ſodaß er ſie wieder entlaſſen mußte. Endlich dachte 
Beſenrode darauf, dem Herzog ein ſtehendes Söldnerheer zu organi— 
ſiren, was allerdings von ſeinem ſtaatsmänniſchen Blick Zeugniß ablegt; denn 
nur eine ſolche ganz zu Dienſten des Landeshern ſtehende Militairmacht konnte 
demſelben die Stände unterwürfig machen, wie ja ſpäter auch der große 
Kurfürſt hauptſächlich durch fein Heer den Widerſtend der Stände gründ⸗ 
lich brach und dem abſoluten Regiment ſeiner noch beſſer unterſtützten 
Nachfolger Bahn machte. Wo Beſenrodes Ziel lag, erkennt man auch 
aus ſeiner Aeußerung: „er wolle ſeinem Fürſten ein eigen Volk ſchaffen, 
das kein beſonderes Recht noch Gerechtigkeit gebrauchen möchte“; nur daß 
er feine geheimen Abſichten ausplauderte, olme ſich verſichert zu haben 
fein Programm durchzuführen, war nicht diplomatiſch. Der Adel wurde 
dadurch kopfſcheu gemacht, und die 400 Hrſaren, die wirklich eine Zeit 
lang gehalten wurden, genügten nicht ſo groze Pläne durchzuführen, zumal 
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die Finanzwirthſchaft damals noch fo tief in den Kinderſchuhen ftedte, daß 
die Regierung nicht daran denken konnte, aus den Einkünften der Domai⸗ 
nen einen Ueberſchuß zur dauernden Unterhaltung einer bewaffneten Macht 
zu gewinnen, ſondern ſelbſt zur Beſtreitung der gewöhnlichen Bedürfniſſe 
das Land in Anſpruch nehmen mußte. So drang der Herzog nicht durch, 
und ſuchte nun das gute Einvernehmen mit den Ständen auf dem Wege 
gütlicher Verhandlung zu erhalten, 

Bei dieſen friedlichen Beſtrebungen fand der Herzog lange Zeit willige 
Unterſtützung des Adels, ſowohl des im erſten (Herrſchaft und Landräthe) 
als im zweiten (Ritterſchaft) Stande vertretenen, während die Städte ihre 
Oppoſition gegen dieſe vereinigten Faktoren nicht durchzuſetzen vermoch⸗ 
ten. Der Adel ſah bald ein, daß er durch kluge Nachgiebigkeit gegen den 
Fürſten bei der neuen Ordnung der Dinge für ſich das meiſte gewinnen 
könne, ſei es daß ſeine Privilegien, namentlich in Betreff des Erbrechts, 
Erweiterungen erfuhren, ſei es daß alle wichtigeren Hof- und Landesämter 
mit Mitgliedern dieſes Standes beſetzt wurden, wodurch ſein Einfluß auf 
die Verwaltung überwiegend werden mußte. So führte der zweite Land⸗ 
tag von 1535 zu einer neuen Bewilligung, deren ſich der Adel lange Zei- 
ten gegen die Städte rühmte und die in der That merkwürdig iſt, da 
diesmal die Landſchaft allein ſteuerte; Adel, Schulzen, Freie und 
Krüger gaben ſtatt der Kriegsdienſte Geld. In den Jahren 1538 und 
1539 wurde eine neue Steuer zur Türkenhilfe gefordert. Die Städte be⸗ 
willigten ſie jedoch nur mit der ausdrücklichen Beſtimmung, daß ſie den 
Ertrag ihrer Steuern auf den Rathhäuſern aufheben woll— 
ten, die dann ohne ihr Wiſſen und Willen nicht angegriffen 
werden ſollten, wodurch ſie ſich eine Garantie dafür verſchafften, daß 
die Steuern auch wirklich zu den geforderten Zwecken, und nur zu dieſen, 
verwendet würden. Eine ſolche Garantie war nöthig, da die Stände 
keine Controlle der fürſtlichen Ausgaben hatten, auch keine Rechnungsle⸗ 
gung fordern konnten. Das vom Adel zuſammengebrachte Geld blieb zwar 
ebenfalls geſondert, wurde aber vertrauensvoll auf dem Schloſſe Tapiau, 
alſo in die Hand der Regierung niedergelegt. Mehrfache ſpätere Verſuche 
die Städte zu vermögen, ihre Steuereinnahmen mit den in Tapiau depo⸗ 
nirten zu vereinigen, mißglückten. Für ſeine Willfährigkeit erwarb der 
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Adel das neue Gnadenprivilegium vom 31. October 1540, worin das 
Erbrecht im Lehne bedeutend erweitert und dem Adel geſtattet wurde, 
preußiſche Freigüter zu kaufen und zu beſitzen. 

Aehnliches wiederholte ſich 1542. Wieder wurden Abgaben zur Hilfe 
im Türkenkriege gefordert. Der Adel war zur Bewilligung einer Steuer 
auf Getränke bald bereit. Gerade dieſe Art der Steuer war aber den 
Städten beſonders läſtig; ſie widerſprachen daher, beriefen ſich auf den 
Zieſebrief und wollten nur den Vorrath von 1538 hergeben. Der Her⸗ 
zog, durch die Uebereinſtimmung mit den beiden erſten Ständen ſtark, konnte 
deshalb eine bis dahin ungewohnte Sprache anwenden; er nannte die 
Städte wegen ihrer Weigerung ungehorſame Unterthanen und drohte, 
wenn ſie ſich nicht fügten, ſo werde er dennoch „neben einer ehrbaren 
Landſchaft des Landes, unvermeidliche Ehehaft und was dieſe Dinge auf 
ſich haben, erwägen“, was der Andeutung gleichkam, daß die Steuer ohne 
Einwilligung der Städte erhoben werden würde. Nun gaben die Städte 
nach, freilich wieder mit der Reſerve „aber nicht aus ſchuldiger Pflicht, 
ſondern aus gutem freiem Willen,“ und nebenher mit der ihre Machtloſig⸗ 
keit bezeichnenden ziemlich wehmüthigen Bitte: „die Macht einer ehrbaren 
Landſchaft, über uns arme Unterthanen nach ihrem Gefallen zu ſchließen, 
nicht einzuräumen.“ Der Adel erwarb diesmal das jog. kleine Gnaden⸗ 
Privilegium, welches beſagt, daß die Eingeborenen von der Herrſchaft, 
Ritterſchaft und Adel vorzüglich und vor allen Fremden mit Aemtern und 
Lehnen bedacht werden ſollen. 0 

Von beſonderer Wichtigkeit für die Geſtaltung des geſammten politi⸗ 
ſchen Zuſtandes des Herzogthums wurde die mit den Ständen verein⸗ 
barte Regimentsnotel vom 18. November 1542. Sie beſtimmte, wie es 
fortan mit dem geiſtlichen und weltlichen Regiment im Lande zu halten 
Zwei Biſchöfe ſollten bleiben. Der Herzog verſprach mit den vier ober⸗ 
ſten Räthen, dem Hofmeiſter, Burggraf, Marſchall und Kanzler, die 
Einzöglinge dieſer Lande, Deutſche, auch von der Herrſchaft oder Adel ſein 
ſollten, zu regieren, ferner zu deren Hilfe ein ſechs oder acht Perſonen 
guten ehrbaren Namens und chriſtlichen Glaubens von den Unterthanen 
und erſt in deren Ermangelung von Fremden, zu Hof⸗ und Gerichts— 
räthen zu ernennen, worunter ſtets zwei der Rechte Kundige. Ferner 
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ſollten die vier nächſtgelegenen Aemter, Brandenburg, Schaaken, 
Fiſchhauſen und Tapiau, nur mit Einzöglingen des Landes beſetzt und in 
wichtigen Fällen zum Rath zugezogen werden. Die vier oberſten Räthe 
ſollten den fürſtlichen Haushalt zu Königsberg beſorgen und unter Zuzie— 
hung des Rentmeiſters jährlich ſämmtlichen Amtleuten die Rechnungen ab- 
nehmen auch die Einkünfte verwalten. Das Haus Tapiau wurde den 
Ständen zur Aufbewahrung ihrer Urkunden, Privilegien u. ſ. w. einge⸗ 
räumt. So oft der Herzog außer Landes abweſend wäre, oder nach dem 
Tode des Fürſten bis zur Ankunft ſeines Nachfolgers ſollten die vier Re⸗ 
gimentsräthe als ein Collegium regieren, jedoch verpflichtet fein, nach Be- 
ſchaffenheit der Händel auch noch die Hauptleute der vier Aemter und 
drei Perſonen aus den Räthen der drei Städte Königsberg, ſämmtlich 
oder zum Theil zum Regiment zuzuziehn. Dieſe elf Perſonen ſollten 
auch nach Bedarf die Hof- und Gerichtsräthe um ihre Meinung befragen. 
Falls einer von den vier Regimentsräthen mit Tode abginge, ſollten die 
übrigen an deſſen Stelle einen von den vier Hauptämtern (zum Kanzler 
unter Umſtänden auch einen anderen der Rechte kundigen Mann) und aus 
den übrigen Amtleuten einen an deſſen Stelle wählen. „Sintemalen ſich 
in Regimenten“ heißt es dann weiter, „wohl täglichen ſolche Händel zu- 
tragen und fürfallen können, daß man in Erheiſchung des Landes Noth⸗ 
durft kleine oder große Zuſammenkünfte auf einen gemeinen Landtag be⸗ 
ſchreiben muß, ſo wollen wir den obgenannten Perſonen des Regiments 
vollkommen Gewalt nach Gelegenheit der Händel wenig oder viel Perſonen, 
auch wol einen gemeinen Landtag (alſo lang das Regiment bei ihren Han⸗ 
den) zu beſchreiben und die Unterthanen von allen Ständen in kleiner 
oder großer Anzahl zu ſich zu erfordern, gegeben und überreicht haben.“ 
Dieſe Regimentsnotel wurde mit einiger Heimlichkeit berathen; die Land⸗ 
ſchaft erhielt Abſchrift, den Städten wurde ſie jedoch nur vorgeleſen, „damit 
nicht populus communis mit derſelben bekannt werde.“ Sie wurde in 
der Folge für den damals noch gar nicht vorgeſehenen Fall, daß der 
Nachfolger wegen Minderjährigkeit oder Geiſtesſchwäche nicht ſelbſt regie- 
ren kann, in Verbindung mit Albrechts Teſtament von größter Wichtigkeit. 

Auf dem Landtage von 1543 einigten ſich die Stände mit dem Her⸗ 
zog zur Ernennung von Vollmächtigten für die Verhandlung mit einer 
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auswärtigen Macht. Der Herzog ſprach darüber ſeine Freude aus, weil 
man doch „ein corpus“ bilde. In dieſen Worten ſteckt der Embrio 
einer neuen Idee, der modernen Staatsidee, von der man bis dahin noch 
gar keine, und auch noch lange ſpäter nur eine ganz ſchwache Ahnung ge⸗ 
habt zu haben ſcheint. Oberhaupt und Stände ein corpus! davon 
wußte das Mittelalter nichts. 

Der Adel erwies ſich längere Zeit für die ihm gewährte Gunſt dank⸗ 
bar und zeigte ſich zu Geldbewilligungen bereit. Er hielt ſich altem Her- 
kommen entgegen zum erſten Stand und iſolirte dadurch die Städte, die 
ſich, als fie ſich 1546 nicht zu einer Geldbewilligung verſtehen wollten, 
vom Herzog ſogar „an den Gehorſam, den fie inhalts göttlichen Be⸗ 
fehls ihrer Obrigkeit zu leiſten ſchuldig“ erinnern laſſen mußten. Al⸗ 
brecht konnte ſo weit gehn, „mit auferlegtem Befehl“ zu begehren, 
daß fie ſich mit der Landſchaft einigen ſollten. Doch kam ſchon 1547 
trotz aller Gegenbemühungen des Kanzlers und der Landräthe wieder eine 
Vereinigung des Adels und der Städte zu Stande, weil beide gegen die 
geforderte Geldbewilligung waren. 

Sechs Jahre lang verſuchte darauf der Herzog ohne Landtag auszu- 
kommen. Als er ihn endlich wieder in ſeiner Finanznoth zuſammenberufen 
mußte, hatte er nicht nur die Städte und den Adel, ſondern eine Zeitlang 
ſelbſt den erſten Stand gegen ſich. Nach langen ſehr unerquicklichen Ver⸗ 
handlungen wurde zwar 1563 eine Steuer genehmigt, doch mit der das 
tiefe Mißtrauen der Stände ausſprechenden Maßgabe, daß die Abgabe von 
ſtändiſchen Abgeordneten aufbewahrt werden ſollte Der Herzog ſeinerſeits 
erledigte die Beſchwerden nicht, die ſich, abgeſehen von allerhand kirchlichen 
Händeln hauptſächlich darauf richteten, daß der Herzog ſich von den frem⸗ 
den Räthen, namentlich einem gewiſſen Scalichius und feinen Creaturen 
berathen laſſe, eine beſondere Kanzlei mit dieſen neuen Räthen führe und 
im Regiment eine ſchlechte Wirthſchaft einreißen laſſe. Der Streit zwiſchen 
dem Herzog und den Ständen ſchien endlich auf die gewöhnliche Weiſe 
nicht mehr auszugleichen zu ſein, und die Unzufriedenen wandten ſich nach 
Polen mit der Bitte, Commiſſarien zur Unterſuchung und Beilegung in's 
Land zu ſchicken. Es war dies der empfindlichſte Streich, der den aller⸗ 
dings ſchon altersſchwachen und gegen ſeine Räthe zu nachgiebigen Herzog 
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treffen konnte. Die Commiſſarien, welche 1566 anlangten und eifrig be⸗ 
müht waren, den Einfluß des Lehnsherrn zu ſtärken, nahmen ſich der 
Stände an und unterſuchten deren Beſchwerden in ſehr verletzender Art 
für den Herzog, der ſeine Räthe Funk, Horſt und Schnell nicht vom Tode 
durch den Henker, Steinbach nicht von der Landesverweiſung retten konnte 
und ſelbſt die ſchwerſte Demüthigung erdulden mußte. Drei Reeeſſe, 
ſpäter 1569 auf dem Reichstage zu Lublin feierlich beſtätigt, waren die 
hauptſächlich dem Adel zufallende Frucht dieſer Commiſſion. 

Dieſe Receſſe find wichtig für die geſammten ſtändiſchen Verhältniſſe 
dieſer und der folgenden Zeit. Sie fixiren das Staatsrecht und ſchaffen 
es zum Theil neu. Nach dem erſten Receß (v. 4. Oct. 1566) ſollten die 
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vom Adel und 8 von den Städten, von den Ständen ſelbſt gewählt wer⸗ 
den; nur Eingeborne ſollten zu Aemtern kommen, kein Beamter ohne 
hinlängliche Gründe entſetzt werden dürfen; der Herzog ſolle Gerechtigkeit 
halten „mit Gnaden und ohne Verletzung, Spott oder Beſchwer,“ in der 
Rathsſtube ſollten 5 vom Adel und 3 doctores juris ſitzen; der Zieſebrief 
ſolle gehalten werden. „Alle unnöthigen Landtage,“ heißt es weiter, wol⸗ 
len F. D. gern vermeiden, haben auch ſelbſt keine Luſt dazu; damit nun 
ſolchen langen beſchwerlichen Verzögerungen vorgebeugt werde, wollen F. D., 
da ein nöthiger Landtag müßte gehalten werden, in Ausſchreibung 
deſſelben ſtets die ganze Propoſition des Landtages in alle Aemter 
mitſchicken, damit in den Kreiſen, ehe man zu den Landtagen Vollmächtige 
ſchickt, davon nothwendige und gebührende Berathſchlagung und Erwägung 
zu halten und die Vollmächtigen mit deſto richtigerer Antwort und Reſolu⸗ 
tion zu den Landtagen abzuſenden, die ſich dann auch über die ausgeſchickte 
Propoſition, es wäre denn, daß während des Landtages etwas Neues und 
Mehreres zufiele, in Weiteres nicht einzulaſſen ſchuldig ſein ſollen.“ Damit 
war alſo der Streit über die „Vollmachten ohne Hintergang“ zu Gunſten 
der Stände entſchieden; die Deputirten von Adel und Städten reßräſen⸗ 
tirten nicht frei ihren Stand, ſondern traten nur als Bevollmächtigte der 
ſämmtlichen und jedes einzelnen Standesgenoſſen auf und ſprachen nur 
deren vorher in Kreisverſammlungen feſtgeſtellten Willen aus. Dieſe „Voll⸗ 
mächtige“ haben daher nicht die mindeſte Aehnlichkeit mit unſern modernen 
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Volksrepräſentanten, die bekanntlich an keine Inſtruktion ihrer Wähler ge⸗ 
bunden ſind und nach der conſtitutionellen Doctrin die Geſammtheit des 
Volks, nach der Praxis die Intereſſen einer politiſchen Partei vertreten. — 
Der Receß ſagt weiter, daß die Rentmeiſter und Kaſtenherrn (fürftliche 
und ſtändiſche Kaſſenbeamte) genau Rechnung ablegen ſollen. Jeder 
Kreis habe dem Herzog zwei Landrichter zu präſentiren, von denen er 
nach ſeinem Belieben einen wähle und beſtätige. Der Herzog und ſeine 
Nachfolger ſollen ohne der Stände und der Krone Polen Rath keine Ver— 
bindungen mit fremden Fürſten eingehn; geſchehe es doch, ſo ſolle ſolche 
Verbindung ungiltig und ohne Kraft fein. Endlich: handele der 
Herzog gegen des Landes Rechte und Privilegien und beachte der Stände 
Vorſtellungen nicht, ſo können die Stände, ohne daß ſie einer Rebellion, 
Widerſetzlichkeit oder des Aufruhres beſchuldigt werden dürfen, die Krone 
Polen um Schutz anrufen. Dieſes Recht der Appellation an den Ober— 
lehusherrn hatte den Zweck, die ſtändiſchen Freiheiten gegen abſolutiſtiſche 
Neigungen des Fürſten zu ſchützen, machte denſelben aber zu wenig mehr 
als einer gekrönten Puppe. Kein Wunder, daß ein Jahrhundert ſpäter ein 
kräftiger Monarch, der große Kurfürſt, Alles daran ſetzte, dieſe Obervor— 
mundſchaft loszuwerden, und daß andererſeits die Stände ſo eifrig gegen 
die Souverainetät des Fürſten kämpften, weil ſie in Polen den Schutz 
ihrer die fürſtliche Gewalt beſchränkenden Rechte verloren. 

Der zweite Receß (vom 25. Oct. 1566) ordnete das Verhältniß 
zwiſchen dem Fürſten und den Räthen in der milden Form einer Anſprache 
an die letzteren. In der That giebt er unter dem wohlmeinenden Vor⸗ 
wande, der Herzog müſſe „in ſeinem hohen wohl hergebrachten Alter und 
Unvermögen“ geſchont werden, die äußerſten Beſchränkungen feines perfün- 
lichen Regiments und legt die wirkliche Regierung in die Hände der Re— 
gimentsräthe, die zugleich der Krone Polen verantwortlich gemacht wur⸗ 
den. Die Perſon des Herzogs wurde gefliſſentlich von jeder Verbindung 
mit der Außenwelt abgeſperrt. Um jede — wir würden jetzt ſagen Kabi⸗ 
netsregierung — unmöglich zu machen, wurde beſtimmt, daß nur die Re⸗ 
gimentsräthe (verfaſſungsmäßige Miniſter) und diejenigen, welche von die⸗ 
ſen zugelaſſen würden, bei ihm Zutritt haben ſollten. Die Regiments- 
räthe allein ſollten Vortrag halten, und zwar nur in wichtigen (alſo ihnen 
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wichtig ſcheinenden) Sachen, alle unwichtigeren aber ſelbſtſtändig abmachen. 
Freilich wurde wieder zur Controle der Regimentsräthe verordnet, daß 
dieſelben ſtets als ein Collegium zu berathen und in corpore Vortrag zu 
halten, ſonſt aber einander gegenſeitig zu überwachen und bei Verſtößen 
gegen die Ordnung oder Widerſetzlichkeit des Einzelnen die Sache bei 
Polen anhängig zu machen hätten. In derſelben Weiſe wurde die ge- 
ſammte Landſchaft zur Wüchterin über die Regimentsräthe beſtellt. 

Der dritte Receß endlich (gleichfalls vom 25. October 1566) ordnete 
eine Anzahl Streitigkeiten zwiſchen dem Herzog und den drei Städten 
Königsberg. Die Städte hatten ſich namentlich über Eingriffe in ihre 
Gerechtſame zu beklagen gehabt; doch blieb ihr Wunſch, den Adel gänzlich 
vom Krugverlage auszuſchließen, unerfüllt. Ebenſo erlangten ſie keine un⸗ 
bedingte Anerkennung ihres prätendirten Seehandelmonopols (namentlich 
gegen Memel.) Dagegen wurden ihre Klagen: daß der Herzog willkürlich 
Perſonen des Raths und Gerichts ab- und eingeſetzt, auf einſeitigen Be⸗ 
richt einer Partei Proceſſe gehindert, oder nach rechtskräftig erkannter 
Sache Kabinetsjuſtiz geübt, auch verurtheilte Verbrecher, ohne Bericht zu 
erfordern, in Schutz genommen habe, für begründet erachtet und abgeſtellt. 
Im Ganzen waren die Vortheile, welche die Städte aus dem ganzen Ver- 
fahren für ſich erlangten, gering; der Löwenantheil fiel dem Adel zu. 

Von nun an ſpielten häufiger Polniſche Commiſſarien auf den Land⸗ 
tagen eine Rolle. Die neue Ordnung, welche die Reeeſſe einleiteten, 
konnte nicht ſo ſchnell praktiſch gemacht werden. Albrechts Schwäche nahm 
immer mehr zu. Schon immer hatte es ihm an Feſtigkeit gefehlt. Nach 
dem Sturz Saalich's und feiner Creaturen nahmen die Regimentsräthe 
unter polniſchem Schutz und Druck die Regierung völlig auf ſich. Aber 
auch gegen ſie war das Mißtrauen der Stände nur zu gerecht, und die 
Schuldſumme der herzoglichen Kammer, die auf irgend eine Art beſeitigt 
werden ſollte, war unter der Günſtlingsherrſchaft auf mehr als 600,000 Mk. 
geſtiegen. Wir finden in den folgenden Jahren Landtage außer in Königs⸗ 
berg trotz des Proteſtes deſſelben auch in Heiligenbeil und Raſten burg, 
vornehmlich mit Verhandlungen über die Beſtellung eines beſſern Regi- 
ments und über Finauzangelegenheiten beſchäftigt. 1567 war die Noth ſo 
groß, daß der Herzog in dem Ausſchreiben die klägliche Bitte that „daß, 
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weil wir auf feinen grünen Zweig kommen können, ein ſtattlich Stück 
Geldes in unſere Rentkammer, (weil dieſelbe alſo gar, daß wir auch faſt 
feinen Gulden zu täglichen unſerer Nothdurſt, erſchepft) gegeben werde.“ 
Der Credit des Herzogs war nicht einmal für 8000 Gulden gut, und die 
Stände, die um ein Darlehn auf dieſe Höhe angegangen wurden, wollten 
ſich auf das Geſchäft nur unter der (allerdings ſchon früher einmal vom 
Herzog ſelbſt angebotenen) Bedingung einlaſſen, daß der Herzog verſpreche, 
das Darlehn in beſtimmter Zeit an den Landkaſten zu erſtatten, und daß 
die Kaſtenherrn, wenn dies nicht geſchehe, Macht haben ſollten, das Geld 
anderweitig auf Zinſen aufzunehmen, mit demſelben und einem Zuſchuß 
eine verpfändete Domaine auszulöſen, und dieſelbe in ihrer Gewalt und 
Pfändung zu behalten, bis die Erſtattung erfolgt ſein würde. Daß der 
herzogliche Fiscus dadurch immer unfähiger werden mußte, ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen, war ein Gedanke, der damals den Ständen 
ganz fern gelegen zu haben ſcheint. Man kannte keine Solidarität der 
Staateintereſſen und hielt überdies bei der ſchlechten Finanzwirthſchaft des 
Hofes jede Aushülfe für verſchwendet, ſo lange nicht beſſere Garantie für 
die Verwendung geſchafft war. 

Dies mußte nothwendig zu einer Kun eng der Stände in die 
Adminiſtration führen. Das Land konnte kein ſchwereres Unglück treffen, 
als daß nach dem 1568 erfolgten Tode Albrechts deſſen erſt minderjähriger, 
dann geiſtesſchwacher Sohn Albrecht Friedrich an die Regierung kam 
und bis zum Jahre 1618 am Leben blieb; aber die Macht der Stände, 
namentlich des Adels, gelangte bei dieſem Zuſtande auf den Höhepunkt, 
nur zeitweiſe von kräftigeren Gubernatoren beſchränkt. Zunächſt regierten 
die Regimentsräthe als Vormünder, natürlich ohne große Neigung die 
Execution der Receſſe zu fördern, da es ſich mit um ihre eigene Stellung 
handelte. Sie hatten ihre Stütze im Herrenſtande, mit welchem ſie ſich 
verſchwägert hatten; ſie ſelbſt waren unter einander theils verwandt, theils 
verſchwägert, und hatten ſich bei der Schwäche der Regierungsſpitze Vor⸗ 
theile zugeeignet, die mit dem gemeinen Beſten nicht beſtehn konnten. Adel 
und Städte verlangten ihre Beſeitigung und wandten ſich, als Markgraf 
Georg Friedrich 1571, als nächſter Anwarter, in's Land kam, mit einer 
Beſchwerde an ihn, in welcher ſie die Regimentsräthe der Beſtechlichkeit, 
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ſchlechten Finanzwirthſchaft, des Eigennutzes und namentlich eines uner⸗ 
hörten Nepotismus beſchuldigten, auch die von ihnen abgelegte Rechenſchaft 
über ihre Verwaltung ungenügend fanden. Doch war es Georg Friedrich 
weder jetzt, noch bei ſeiner Wiederkehr 1573 rechter Ernſt den Streit über 
die Receſſe zu beſeitigen, da er's mit den Regimentsräthen und dem erſten 
Stande nicht verderben wollte und wohl ſchon damals an eine Vermehrung 
ſeines eigenen Einfluſſes auf die Regierung des Landes dachte. Als er 
nun aber durch ſeine Räthe den Zuſtand des jungen Herzogs unterſuchen 
ließ und, ohne den Ständen über den Befund genügende Auskunft zu geben, 
den Vorſchlag machte, dem Könige von Polen Mittheilung über die Sach⸗ 
lage zu geben, vereinigten ſich die Stände gegen ihn zu der Annahme, 
daß im vorliegenden Falle nur Regimentsnotel und Teſtament entſcheidend 
ſein könnten und vor allen Dingen für ein gutes Regiment geſorgt werden 
müſſe. Auf dem Landtage von 1574 wurde denn auch eingehender über 
den Rücktritt der jetzigen Regimentsräthe, von denen zwei Brüder waren, 
der dritte ein Schwiegerſohn des Burggrafen und „gar ſeltſam in's Amt 
gekommen,“ der vierte aber der allerverhaßteſte war, verhandelt. Der 
Adel machte allen Ernſtes den Vorſchlag, eine Art von Aemtercom⸗ 
munismus (um den Ausdruck Töppen's zu acceptiren) einzuführen. Ein 
ſtändiſcher Ausſchuß ſollte niedergeſetzt und den Räthen bei der Ad⸗ 
miniſtration beigegeben werden, namentlich ſollte derſelbe auch bei der 
Wahl der Beamten mitwirken. Auch ſollten dieſelben immer nur fünf 
Jahre im Amt bleiben und ſich dann einer Neuwahl unterziehn müſſen. 
Zwar gingen dieſe auf eine republicaniſche Verwaltung zielenden Anträge 
nicht durch, aber die Drohung der Berufung polniſcher Commiſſarien 
wirkte doch ſo viel, daß der verhaßteſte von den Regimentsräthen gegen 
Ende des Jahres abtrat und auch die übrigen nachgaben, worauf die 
Stände die erledigten Aemter vorläufig interimiſtiſch beſetzten und 1575 
wirklich dahin gelangten, daß dieſelben definitiv nach ihren Vorſchlägen 
beſetzt wurden. 

Gleichwohl gelangten die Schuldverhältniſſe der herzoglichen Kammer 
zu keiner Ordnung. Bei Schluß des Jahres übernahmen zwar die Stände 
im Allgemeinen die Verpflichtung die Schulden des Herzogs zu bezahlen, 
der Landtag mußte aber entlaſſen werden, ohne daß eine Einigung über 
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die Art der Contribution zu erzielen war. Die Regimentsräthe verhan⸗ 
delten darüber mit den einzelnen Kreis- und Amtsverſammlungen, ohne 
weſentlich weiter zu kommen, und mußten 1577 doch wieder zu einem all⸗ 
gemeinen Landtag ihr Zuflucht nehmen, der jedoch ebenfalls keine rechte 
Einigung brachte. 

Geregelter wurden die Zuſtände des Landes, als 1578 Markgraf 
Georg Friedrich von Anſpach nach Königsberg kam, dem König Stephan 
Bathory die Curatel und Mitbelehnung übertragen hatte. „Aus Gnade“, 
heißt's in der Urkunde vom 22. Sept. 1577, weil der König nämlich die 
Adminiſtration an ſich hätte behalten können. Die Stände waren bei 
dieſen Verhandlungen nicht zugezogen worden, und die Regimentsräthe 
ſowohl als der Adel ſahen dieſe Aenderung nicht gern, zumal ihnen der 
vom Markgrafen geleiſtete Eid: juro tibi ... regi... et regno Poloniae, 
dominis meis (darunter ſollte nach ausdrücklicher Erklärung allerdings 
nicht jeder einzelne Landbote oder Woiwode gemeint ſein) eine verfängliche 
Neuerung ſchien. Doch ließ man es mit „heimlichem Seufzer und demü⸗ 
thiger und glimpflicher Bitte,“ die Landesfreiheiten zu ſchonen, bewenden, 
zumal die Städte Königsberg, die in dem Fürſten ein Gegengewicht gegen die 
Uebermacht des Adels zu gewinnen hofften, ſofort zur Huldigung bereit waren. 

Der Markgraf faßte die Zügel der Regierung ſtraffer. Er änderte 
die Regimentsverfaſſung, indem er Anſpachiſche Räthe beiordnete, führte 
namentlich aber mit ſicherem Blick, daß hier der Grundſchade wurzele, 
eine beſſere Oeconomie ein, indem er die Beſitzrechte feſtſtellte, die Rega⸗ 
lien zweckmäßiger handhabte, die Beſtallung „von Haus aus“ abſchaffte, 
das Einkommen der Amtleute minderte, die unmäßigen Holzlieferungen 
beſchränkte und die Forſten beſſer einhegte. f 

In dem erſten Jahren ſtand der Markgraf mit den Städten gut; er 
erlangte durch ſie die doppelte Bierzieſe auf ein Jahr. Als freilich dieſe 
Steuer nach ſeiner Abreiſe forterhoben wurde, und die Regimentsräthe 
gegen das Vorſtellen der drei Räthe Königsbergs erklärten, ſie könnten in 
Abweſenheit des Fürſten die Zieſe nicht abſchaffen, konnten die Bürger 
ſich nur dadurch helfen, daß ſie einige Wochen lang das Brauen einſtellten. 
So entfremdete er ſich die Städte wieder, und es erfolgte von Neuem die 
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Vereinigung der Stände zur gemeinſamen Abwehr von Unternehmungen 
gegen die Landesverfaſſung. 

Schon 1582 war die Unzufriedenheit wieder auf's Höchſte geſtiegen. 
Die Stände beſchwerten ſich namentlich über die ausländiſchen Räthe und 
über die Vorenthaltung der Biſchofswahl, wurden jedoch abgewieſen. Ein 
Verſuch, den Streit durch Churbrandenburgiſche Räthe zu ſchlichten, miß⸗ 
lang völlig. Der Markgraf vertheidigte ſeine Regierungsweiſe damit, daß 
an einen blödſinnigen Herzog in den Privilegien nicht gedacht, der Fall 
alſo neu ſei. Da keine Einigung zu Stande kam, entließ er den Landtag 
mit dem Verbot ſich ferner zu verſammeln. Gleichwohl kamen die Stände 
zuſammen und beſchloſſen Appellation nach Polen, fertigten auch 
ſofort Bevollmächtigte ab. Doch drang der Adel diesmal nicht durch, 
weil Polen Grund hatte die Unterſtützung zu verſagen. — 

Gleichwohl erreichte der Herzog nicht, was er eigentlich hatte erreichen 
wollen: die Anerkennung feiner fränkiſchen Räthe in der Landesregie ; 
rung. Er verſuchte dieſerhalb wieder Particular-Verhandlungen, zuerſt mit 
den Städten, die gegen die andern Stände gehetzt wurden, fand aber nur 
beim Kneiphof Billigung und mußte ſich ſchließlich doch auf die „Stände 
in's Gemein und in's Geſammt“ verweiſen laſſen. 

So mußte der Herzog ſich entſchließen, zum 17. November 1584 einen 
Landtag nach Saalfeld auszuſchreiben. Die Haupt⸗Propoſition bezog ſich 
wieder auf die 400,000 Mark, deren Zahlung die Landſchaft übernommen 
hatte. Ihm begegnete hier die heftigſte Oppoſition, da man erſt Abſtel⸗ 
lung der Beſchwerden und Sicherung der an den König von Polen Be⸗ 
vollmächtigten forderte, ehe man ſich auf irgend etwas einlaſſe. Es kam 
bis zur Quadruplik, aber nicht zur Einigung, und ſo wurde der Landtag 
am 14. Januar 1585 ohne Reſultat in der Hauptſache geſchloſſen. Ein 
nicht unintereſſantes Intermezzo bezog ſich auf die Frage, ob die Stände 
an ſie gerichtete Briefe ohne Genehmigung des Herzogs öffnen könnten; 
es erfolgte diesmal darüber keine prinzipielle Entſcheidung. 

Sofort begannen wieder Unterhandlungen ad partem, zunächſt mit 
Königsberg. Um die Räthe gefügig zu machen, wurde verſucht Uneinigkeit 
zwiſchen ihnen und den Gemeinden zu Wege zu bringen, wozu die An⸗ 
kündigung einer Viſitation Gelegenheit geben ſollte. Es half aber nichts: 
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fie antworteten zuſammen und beriefen ſich für ihre Behauptung, daß der 
Stadtmagiſtrat nicht ſchuldig ſei, einen Oberherrn bei der Stadtrechnung 
zu haben, auf ein dreihundertjähriges Herkommen. Der Herzog war zwar 
anderer Meinung, ſtand aber, da ſich die größte Aufregung der Bürger⸗ 
ſchaft bemächtigte, „diesmal aus bewegenden Urſachen“ von der Viſitation 
ab, ohne im Prinzip nachzugeben. 

Er hatte inzwiſchen hinter dem Rücken der Stände durch eine Art 
von Notablenverſammlung, die er berufen, beſſere Verſprechungen erhalten. 
Fünf vom Herrenſtande, ſechsundachtzig angeſehene Edelleute und mehrere 
Bürgerliche hatten ſich ſchriftlich verpflichtet dafür zu ſorgen, daß der nächſte 
Landtag ſich lediglich mit der Schuldenangelegenheit befaſſe. Dies hatte 
die Wirkung, daß der Ende März 1586 berufene Landtag ſich ohne Weige- 
rung irgend eines Standes an die Regulirung machte. Die Geſammt⸗ 
forderung des Herzogs incl. der Flickſchulden betrug 503,341 Mark.“) 
Mau genügte derſelben im Weſentlichen, nur der Modus der Aufbringung 
machte Schwierigkeiten, die aber erledigt wurden. Der Herzog beſtätigte 
die Wahl der Kaſtenherrn und die Inſtruction derſelben. 

Bald darauf, reiſte der Herzog ab, ohne daß die Beſchwerden erledigt 
wurden. Er hatte in dieſen vier Jahren, hauptſächlich freilich durch die 
Unterſtützung Polens, viel erlangt. „Die Idee der fürſtlichen Präemi⸗ 
nenz und Hoheit,“ ſagt Töppen, „wurde von ihm unter allen preußiſchen 
Fürſten zuerſt ſo in die Praxis eingeleitet, daß er durch dieſelbe nicht blos 
die Suspenſion von Privilegien rechtfertigte, ſondern auch den bis 
dahin feſtgehaltenen Zuſammenhang des Steuerbewilligungs- 
rechts mit dem Beſchwerde- oder Petitionsrecht der Stände 
unterbrach. Es war dies der einzige Weg, wie die veralteten, den Zeit⸗ 
verhältniſſen und dem Gedeihen des Staatsganzen nicht mehr entſprechen⸗ 
den Sonderprivilegien der Stände beſeitigt werden konnten.“ 

Die privilegirten Stände waren natürlich mit dieſer feſten Handhabung 
des Regiments ſehr unzufrieden, wagten jedoch nicht mehr eigentlichen 


) Eine Summe, die nach dem Werthe des Silbers und dem Stande der Korn: 
preiſe zwiſchen dem ſechszehnten und neunzehnten Jahrhundert ungefähr die Bedeutung 
von zwei Millionen Thaler nach unſerer heutigen Schätzung hatte. Vgl. die Tabellen 
in dem Artikel: „A. Horn vom preußiſchen Gelde,“ S. 54 und 65 dieſes Jahrgangs. 
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Widerſtand. Georg Friedrich berief die Stände bis zu ſeinem 1603 er⸗ 
folgten Tode nur noch drei Mal, jedesmal auf beſondere dringende Ver⸗ 
anlaſſung. Zuerſt 1590 wegen der Türkenhilfe. Hier brachte der Herzog 
auch wieder ſein Verlangen vor, daß ſtatt der Biſchöfe Conſiſtorien ein⸗ 
geſetzt werden ſollten, ſtieß aber auf den alten Widerſpruch. Unter den 
Beſchwerden befindet ſich auch die, daß viel neue Edelleute, „wie ſie 
ſich dafür halten und ſein wollen,“ ſich in Preußen eiuſchleichen, „dadurch 
die alten Geſchlechter geſchwächt werden und untergehen.“ Und gebeten 
wird unter anderm: der Herzog ſolle „gewiſſe Landräthe, die er in vorfal⸗ 
lenden Sachen und Landtagen erfordern und gebrauchen kann,“ beſtellen 
und ihnen für ihre Mühe einen gewiſſen Unterhalt verordnen (das 
iſt die Hauptſache!) da es ihnen ſchwer falle, ohne einige Entſchädigung 
das Ihrige zu verſäumen und den Landeshändeln abzuwarten. Der Landtag 
von 1594 zeigte ſich nach mancherlei Discurſen, in denen auf die alten 
Beſchwerden zurückgegriffen wurde, ſchließlich in allen Punkten gefügig. 
Von da ab ſcheinen 8 Jahre lang nicht einmal Kreistage berufen zu ſein, 
nur von einem „Ausſchuß der Landſchaft,“ der hie und da von der her⸗ 
zoglichen Regierung zu Rathe gezogen, iſt die Rede. Der wegen der 
Kriegesnoth berufene Landtag von 1602 endlich fand Städte und Adel 
ſehr einig in der Zurückweiſung gewiſſer Erſatzforderungen des Herzogs, 
der dem König von Polen ohne Bewilligung der Stände Leiſtungen ge 
macht hatte, die über ſeine ſtricte Verpflichtung hinausgingen, und nun 
Erſtattung wünſchte. Wie ſtets, beſchwerte man ſich darüber, daß die 
früheren Beſchwerden nicht erledigt ſeien, machte aber doch die Erledigung 
nicht zu einer conditio sine qua non der theilweiſen Bewilligung einer 
Contribution. Der Herzog vertröſtete immer damit, daß die Beſchwerden 
erft unterſucht und abgeſtellt werden könnten, wenn er in's Land kommen 
würde, ſchob aber wohlweislich ſeinen Beſuch weiter und weiter hinaus. 
Er erfolgte erſt kurz vor ſeinem Tode. Merkwürdig iſt der von Fabian 
von Dohna entworfene Plan einer Landesvertheidigung, der auf dieſem 
Landtage vorgelegt und berathen wurde. Der Herzog wollte in den Nieder⸗ 
landen etwa 1000 Söldner anwerben und dieſelben ins Land bringen; 
die junge Mannſchaft des Landes, „aus jedem Amte nach deſſen Gelegen⸗ 
heit eine gewiſſe Anzahl,“ könnte unter das geübte Kriegsvolk an⸗ und 
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abziehen und nicht nur das Kriegsweſen, ſondern auch den Gehorſam 
gegen ihre Vorgeſetzten, „daran das ganze Kriegsweſen und Defenſion 
eines Landes gelegen,“ lernen. Die Befehlshaberſtellen würden mit Ein— 
heimiſchen beſetzt werden, ſobald dieſelben die nöthige Erfahrung erlangt 
hätten. Die Stände ließen ſich auf dieſe Vorſchläge nicht ein. — 

Bis hieher führen uns die bis jetzt veröffentlichten Quellenſtudien 
Töppen's. Es bleibt uns nur noch übrig eine allgemeine Ueberſicht über 
die ſtändiſchen Verhältniſſe des 16. Jahrhunderts aus denſelben zu ſchöpfen, 
wozu reichliches Material vorhanden iſt. Für das 17. Jahrhundert, na⸗ 
mentlich von der Zeit ab, wo der große Kurfürſt kräftig eingreift und den 
eigentlichen Grund zur Preußiſchen Monarchie legt, fehlen noch alle ge⸗ 
nügenden Vorarbeiten zu einer völlig objectiven Betrachtung der beider⸗ 
ſeitigen Standpunkte. Die Stände verloren ihre politiſchen Rechte und 
das Land gewann unſtreitig, namentlich in wirthſchaſtlicher Beziehung, 
durch das ſtramme abſolute Regiment thatkräftiger Fürſten von echt deutſcher 
Geſinnung; erſt ſo wurde der Staat, die proteſtantiſche Großmacht im 
Norden Deutſchlands möglich, ſeitdem und wohl noch für lange Zeit der 
Träger der deutſchen Culturbeſtrebungen. Von dieſem höheren Geſichts⸗ 
punkte aus mag man den Verlauf der Begebenheiten für ganz naturgemäß 
und das gewaltſame Vorgehen der Machthaber gegen die Hemmniſſe eines 
an ſich kranken Rechtszuſtandes für nothwendig halten, wie ja von dem 
Grundſatze aus, daß vor dem Geſetz völlige Gleichheit aller Staatsbürger 
ſtattfinden müſſe, jedes Privilegium, auch das urſprünglich wohlthätigſte, 
als ein Unrecht erſcheint. Aber die preußiſchen Stände deshalb, weil ſie 
ihre politiſchen Rechte, und namentlich ihr Steuerbewilligungsrecht ſo 
lange als möglich vertheidigten und auf den Rückhalt Polens, der ihnen, 
wenn überhaupt Etwas, dieſes Recht allein ſichern konnte, nicht freiwillig 
verzichteten, des Landes⸗ und Hochverraths bezüchtigen, wie dies preußiſche 
Hiſtoriographen zu thun pflegen, heißt denn doch alle hiſtoriſchen Voraus⸗ 
ſetzungen abſichtlich unbeachtet laſſen und den Beſtrebungen der damaligen 
Zeit nach beiden Seiten hin einen ganz verkehrten Maßſtab unterlegen. 
Der Geſchichtsſchreiber, der ſich vorurtheilsfrei in jene Kämpfe zurück zu 
verſetzen und die Ideen der im Streit begriffenen Parteien anzueignen im 
Stande iſt, wird ſich der Einſicht nicht entziehn können, daß die Stände 
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auf dem Boden des poſitiven Rechts ſtanden, die Fürſten aber revolutionair 
einen neuen Rechtszuſtand herbeiführten, der urſprünglich ihre eigene 
Machterweiterung bezweckte und erſt mittelbar einer höheren Culturidee 
dienſtbar wurde. Sucht man doch jetzt nach zwei Jahrhunderten, freilich 
auf anderm Wege, in anderer Form und zu allgemeinerem Nutzen jene 
hauptſächlichſten Rechte der Steuerzahler wiederzugewinnen, und ſind doch 
die modernen Verfaſſungskämpfe für alle Theile deshalb fo ſchwer zu über- 
winden, weil eine ſo lange Unterbrechung der Ausübung dieſer Rechte 
eine nochmalige Rückkehr zu dem Anfangspunkte ihrer Entſtehung nöthig 
zu machen ſcheint. Unſer moderner Conſtitutionalismus hat ſich nicht, wie 
der engliſche, allmälig im Wege der Reform aus der ſtändiſchen Verfaſſung 
entwickelt, iſt alſo nicht das Ergebniß einer hiſtoriſchen Entwickelung, ſondern 
ein doctrinaires Experiment, das fürs Erſte verunglücken mußte, weil es 
auf dem Papier neue Staatsgewalten creirte, ohne ihnen die erforderliche 
Gewalt verleihen zu können ſich geltend zu machen. . 
Die alten Stände Preußens waren eine Macht, und nur als ſolche, 
nicht aus Achtung vor ihrem Recht, wurden ſie von der Regierung berück— 
ſichtigt. Ihr politiſches Recht beſtand überhaupt nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Regierung ſie brauchte, ihre Hilfe in Anſpruch zu nehmen 
genöthigt war. Gelang es der Regierung mit den Mitteln, über welche 
ſie frei verfügte, ihre ſämmtlichen Bedürfniſſe zu beſtreiten, und verlangte 
dieſelbe keine Aenderung des geſetzlichen Zuſtandes, ſoweit er die Privat- 
rechte der Unterthanen berührte, ſo war für ſie nicht die mindeſte geſetz⸗ 
liche Nöthigung vorhanden, die Vertreter der Stände zu berufen und mit 
ihnen zu verhandeln. Von demſelben Standpunkt aus ſahen es auch die 
Stände keineswegs als ein ſchätzbares Recht, ſondern weit eher als eine 
Laſt an, zu Landtagen berufen zu werden, denn jede ſolche Berufung war 
mit der Aufforderung verbunden, eine außerordentliche, nicht in ihrer ge— 
ſetzlichen oder vertragsmäßigen Verpflichtung liegende Leiſtung zu machen. 
Deshalb die fortwährenden Klagen über zu häufig wiederkehrende und zu 
lange währende Landtage, die eine lange Entfernung von Hauſe und einen 
großen Aufwand nöthig machten und doch nur den Zweck hatten, der Re⸗ 
gierung mit einer Unterſtützung aus der Noth zu helfen. Mußte freilich 
eine ſolche Unterſtützung aufgebracht werden, ſo mußte es den Ständen 


daran liegen als Körperſchaft, nicht als Einzelne, darum angegangen zu 
werden und die Bewilligung auszuſprechen, weil ſie nur ſo ihr Recht, 
eben nicht anders als gutwillig zahlen zu dürfen, auf die Dauer aufrecht 
erhalten konnten. Es lag daher gemeinhin im Intereſſe der Regierung, 
einen allgemeinen Landtag zuſammenzubringen, weil ſie ohne ſolchen ihrer 
Verlegenheit nicht überhoben werden konnte, und die Stände waren eben 
dadurch mächtig, daß ſie das Entgegenkommen der Regierung abwarten 
konnten. Es iſt daher ein ſchiefes Urtheil, wenn man daraus, daß die 
Stände ſelbſt die Landtage als eine Laſt anſahen und oft nur ſehr ſaum⸗ 
ſelig beſuchten, darauf ſchließen will, daß ſie eine politiſche Inſtitution 
waren, die ſich überlebt hatte. Erſt als die ſouverainen Fürſten, geſtützt 
auf ihre ausländiſchen Hilfsquellen und ihre neue Militairmacht, den 
Ständen das Recht der Geldbewilligung ſchmälerten, indem ſie neue Steuern 
decretirten und mit der executiviſchen Einziehung mit oder ohne Geneh- 
migung der Stände drohten, die letzteren aber noch immer beriefen um 
den modus contribuendi feſtzuſtellen, als mithin die Stände aufgehört 
hatten eine Macht zu ſein, fanden ſie die Benutzung jetzt leerer Rechts⸗ 
formen in jenem andern Sinne läſtig und verzichteten mehr und mehr 
ſelbſt darauf, freilich nicht ohne wiederholt ihre Klage laut werden zu 
laſſen, daß man ihnen nur Scheinbefugniſſe zutheile, welche kaum als „der 
Schatten ihrer früheren Freiheit“ zu würdigen ſeien. Jetzt iſt es ein ver⸗ 
faſſungsmäßiges Recht der Volksvertretung, zu beſtimmt wiederkehrenden 
Zeiten zuſammenberufen zu werden und die Auflöſung der Kammer ein 
Recht der Regierung, der man ſo wenig als möglich Gelegenheit zu geben 
ſucht, davon Gebrauch zu machen; im 16. Jahrhundert gebrauchten im 
Gegentheil die Stände die Erklärung, auseinandergehn zu wollen, als ein 
Drohmittel, und oft genug ging der Landtag den zu dreiſten Anforderungen 
der Regierung dadurch aus dem Wege, daß die größte Zahl ſeiner Mit⸗ 
glieder nach Hauſe reiſte, wodurch er zwar keineswegs geſetzlich beſchluß— 
unfähig wurde, faktiſch aber der Regierung keine Garantie mehr gewährte, 
daß ſeine nur von wenigen Bevollmächtigten gefaßten Beſchlüſſe auch von 
den nicht Anweſenden reſpektirt und ausgeführt werden würden. Daher 
auch im Receß von 1566, den doch die Stände ſelbſt diktirten, der Paſſus, 
„daß S. F. Durchlaucht alle unnöthigen und langewährenden beſchwerlichen 
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Landtage vermeiden,“ d. h. ſo wirthſchaften wolle, daß keine außerordent⸗ 
lichen Bewilligungen des Landes erforderlich würden. Allerdings galt im 
Mittelalter der Grundſatz: wo ich nicht kann mitrathen, will ich auch nicht 
mitthaten; aber man riß ſich keineswegs nach dem Mitrathen, weil man 
das Mitthun möglichſt vermeiden wollte. Nicht die Ausübung ſtaats⸗ 
bürgerlicher Rechte, ſondern der freie Gebrauch der Privatrechte ſtand in 
Rede. Beeinträchtigungen derſelben gaben zu Beſchwerden Veranlaſſung, 
und dem Antrage einer Geldbewilligung Seitens der Regierung folgte 
ſtets die unerläßliche Bedingung der Abſtellung der Beſchwerden Seitens 
der Stände, welche dadurch einen wirkſamen Druck auf die geſammte 
Verwaltung auszuüben vermochten. 

Die executive Gewalt des Fürſten war ſehr gering, er hing deshalb 
mehr oder weniger von dem guten Willen der Stände ab. Wie weit 
jeder Grundbeſitzer zur Vertheidigung des Landes mitzuwirken verpflichtet 
war, beſagten die Verſchreibungen; andere Zwecke, als die von den Land⸗ 
tagen gebilligten, ließen ſich mit dieſer nur in außerordentlichen Nothfällen 
verſammelten Landwehr nicht verfolgen. Zum Unterhalt eines ſtehenden 
Söldnerheeres reichten die fürſtlichen Einkünfte nicht aus, und an eine Be⸗ 
willigung von Geldmitteln dazu war bei den Ständen nicht zu denken. 
Nur auf einige Monate wurden Söldner geworben, wenn es ſich um eine 
nöthige Unterſtützung Polens in deſſen Türkenkriegen handelte. Dagegen 
war jede Stadt ummauert und jeder Edelmann im Waffenhandwerk geübt, 
ſodaß allenfalls Eingriffe in die Landesrechte mit Gewalt abgewehrt werden 
konnten. Die Verſuche, dem Fürſten eine Militairmacht zu ſchaffen, 
ſcheiterten im 16. Jahrh. vollſtändig. 

Auch gebot der Fürſt nicht über einen wohlorganiſirten Beamten- 
ſtand, der ſeinem Willen unbedingt Geltung verſchaffen konnte. Nur in 
den Grenzen ſeiner Domainen hatte er völlig freie Hand, doch mußte er 
die Aemter hauptſächlich mit Eingeborenen beſetzen und dadurch dem Adel 
nicht nur Verſorgungen ſchaffen, ſondern, die Solidarität feiner Jutereſſen 
vorausgeſetzt, auch eine weſentliche Betheiligung bei der Verwaltung des 
fürſtlichen Vermögens einräumen. Dazu kam nun, daß die Regiments⸗ 
notel den Inhabern der Hauptämter ausdrücklich miniſterielle Befugniſſe 
gab, ohne deren Verbindung mit den Ständen zu löſen. Auch die vier 


— ne 


Regimentsräthe ſahen ſich keineswegs als fürſtliche Diener an, fondern 
hatten Landesämter inne, die ihnen eine Stellung zwiſchen dem Fürſten 
und den Ständen gaben. Da ſie Einzöglinge von Adel waren, und ſehr 
gut einſahen, daß ihr eigener Einfluß gegenüber dem ſehr natürlichen Wunſch 
des Fürſten, ſich einen beſonderen Rath aus Fremden zu bilden, nur durch 
Erhaltung der ſtändiſchen Rechte des Adels bewahrt werden konnte, fo 
war von ihnen höchſtens inſoſern eine Beeinträchtigung derſelben zu be- 
fürchten, als ſie ihre eigenen Machtbefugniſſe ungebührlich zu erweitern 
trachten konnten; die fürſtliche Macht zu ſtärken, lag nicht in ihrem Intereſſe. 
In den nicht landesherrlichen Gebieten hatten die Städte und großen Erund⸗ 
beſitzer eigene Gerichts- und Polizeigewalt, alſo auch ihre eigenen Beamten 
zur Ausübung derſelben, und im oberſten Gerichtshofe ſaßen ſtändiſche 
Vertreter. Die bewilligten Steuern wurden von den Gemeinden ſelbſt 
eingezogen und an eigene Kaſſen abgeführt, die von ſtändiſchen Beamten, 
den Kaſtenherrn, verwaltet wurden. Wie ſehr die Stände bemüht waren, 
auch der Geiſtlichkeit eine vom Fürſten möglichſt unabhängige Stellung zu 
erhalten oder zu verſchaffen, zeigt das Beſtreben, die Biſchöfe als Mit⸗ 
ſtände zu conſerviren. 

Die größte Sicherheit aber gewannen die ſtändiſchen Inſtitutionen 
Preußens durch den wichtigen Rückhalt an Polen; ſie brachen zuſammen, 
ſowie dieſer Rückhalt aufhörte. Faſt hundert Jahre verfloſſen nach dem 
dreizehnjährigen Kriege, aus dem Preußen als ein Lehn von Polen hervor- 
ging, ehe die Stände von dem Mittel Gebrauch machten, den Oberlehns— 
herrn um die Vermittelung von Streitigkeiten mit dem Landesherrn an⸗ 
zurufen; die Frucht dieſer in gewiſſem Sinne ſehr unpatriotiſchen Maß⸗ 
regel waren jene drei Receſſe, durch welche die fürſtliche Gewalt faſt auf 
Null reducirt und eine Adelsherrſchaft geſetzlich begründet wurde, gegen 
die ſchließlich auch die Städte nicht aufkommen konnten. Seitdem genügte 
meiſtens ſchon die Drohung mit einer Appellation nach Polen, um die 
Regierung zur Nachgiebigkeit zu veranlaſſen, denn es lag in der Natur 
der Sache, daß ſich das fürſtliche Anſehn mehr und mehr mindern mußte, 
je öfter die Abhängigkeit von einer höheren Inſtanz offenkundig wurde, 
und daß Polen in ſeinem eigenen Intereſſe eine Schwächung und Nieder⸗ 
haltung der nach größtmöglichſter Selbſtſtändigkeit und Emancipation rin⸗ 
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genden fürſtlichen Macht wünſchenswerth finden und deshalb feine Ver⸗ 
bündeten in den Ständen ſuchen mußte, die in dieſer Beziehung gleiche 
Ziele verfolgten. Ein Jahrhundert lang dauerte dieſer Schutz, und erſt 
als er unwirkſam gemacht war, gelang es dem großen Kurfürſten, mit den 
Ständen fertig zu werden. Die Warſchauer Schlacht wurde auch gegen 
ſie geſchlagen und gewonnen. g 
So ſtark danach die Poſition der Stände war, ſo hatte ſie doch auch 
ihre ſehr ſchwachen Seiteu. Den Ständen kam unbeſtritten das Recht 
der Bewilligung neuer Steuern (nicht ſchlechtweg das Steuerbewilligungs⸗ 
recht) zu, aber ſie hatten, wie ſchon ausgeführt, nicht das Recht der Con⸗ 
trole der landesherrlichen Einnahmen und Ausgaben, überhaupt keinen 
direkten Einfluß auf die Verwaltung durch Bewilligung oder Vorenthaltung 
beſtimmter Geldmittel für beſtimmte Zweige derſelben. Die Stände konnten 
daher auch nicht direkt hindern, daß der Herzog einen größeren Aufwand 
machte, als ſeine Einkünfte erlaubten, Schulden aufnahm und Domainen 
dafür verpfändete, auf ſolche Weiſe aber die Einträglichkeit des landes⸗ 
herrlichen Grundbeſitzes ſchmälerte und die Unzulänglichkeit der Gefälle 
für eine ordnungsmäßige Verwaltung herbeiführte. In ſolchen Fällen 
hafteten nun freilich die Stände für die Schulden nicht, hatten auch keine 
Verpflichtung ſie zu übernehmen oder dem Herzog aus der Noth zu helfen; 
aber ſo wenig man auch von einer Solidarität der Staateintereſſen wußte, 
ſo mußte doch den Ständen praktiſch einleuchten, daß unter ſolchen Noth⸗ 
ſtänden der Regierung, bald auch das ganze Land mitleiden würde, und 
daß ſich's daher zur Abwendung eigener ſchwererer Verluſte empfehle, die 
herzoglichen Finanzen in Ordnung zu bringen. Freilich ſuchten die Stände 
nun nach Garantien für das Ausbleiben ähnlicher durch ſchlechte Wirth- 
ſchaft herbeigeführter Nothfälle; man verlangte, daß der Herzog ſich nicht 
ohne Rath und Mitwiſſen der Stände auf Verpflichtungen einlaſſe, die er 
ſelbſt nicht erfüllen könne, man entzog ihm die Dispoſition über die auf 
gebrachten Steuern und verwendete dieſelben zu den gebilligten Zwecken 
ſelbſt, man entfernte rückſichtslos ſeine Kabinetsräthe und wies ihn an 
die ſtändiſchen Regimentsräthe, man beeinflußte endlich dieſe ſelbſt, indem 
man in die Beſetzung der Aemter eingriff, aber alle dieſe Beſchränkungen 
gaben keine vollkommene Sicherheit, wie ſie etwa das Recht der jährlichen 
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Feſtſtellung des Etats (und gegen willkürliche Ausſchreitungen der Regie⸗ 
rung auch nur unvollkommen!) gewährt hätte. Es half den Ständen 
nichts, daß ſie große Schwierigkeiten machten und die Bewilligung hinzö⸗ 
gerten. Endlich mußten ſie ſtets doch in den ſauren Apfel beißen und oft 
ohne vorher die Genugthuung zu haben, ihre Beſchwerden abgeſtellt zu 
ſehn. 1582 erklärte Georg Friedrich rundweg, daß er, wenn die Landſchaft 
ſich weigere für die Bezahlung der Reſtſchulden zu ſorgen, „gänzlich keine 
Schulden, welche er nicht gemacht, aus der Rentkammer zu zahlen und 
abzurichten Willens ſei.“ 

Vielleicht hätten ſie bei vollkommener Einigkeit mehr erreicht; aber eine 
fernere Schwäche der ſtändiſchen Inſtitutionen beſtand eben in der ſtändi⸗ 
ſchen Theilung ihrer Gewalt. Faſt ebenſo ſehr, wie die Stände ihr In⸗ 
tereſſe von dem des Herzogs getrennt anſahn, hielten ſie ſich von einander 
geſondert, nur darauf bedacht, ſich ſelbſt möglichſt zu erleichtern und die 
Hauptlaſten auf den andern Theil hinüberzuwälzen, oder für ſich ſelbſt 
Sonderprivilegien zu gewinnen. Landſchaft und Städte betrachteten ſich 
nicht als Glieder eines gemeinſamen Körpers, die einander in die Hand 
zu arbeiten hätten, ſondern als zwei faſt ſelbſtſtändige Körper, die ſich 
neben einander nach ſonderlichen Trieben bewegten und unaufhörlich an 
einander ſtießen. Es iſt hier nicht der Ort nachzuweiſen, wie ſehr dies 
für den geſammten bürgerlichen und gewerblichen Verkehr zutraf und welche 
Reibungen daraus entſtehn mußten, daß jede Art von Erwerb auf beſtimmte 
Klaſſen von Bürgern und innerhalb derſelben wieder auf beſtimmte 
privilegirte Perſönlichkeiten beſchränkt war, es genügt darauf aufmerkſam 
zu machen, daß die Städte ängſtlich darüber wachten, daß der Adel die 
ſog. ſtädtiſche Nahrung nicht ſchmälere, und daß umgekehrt der Adel ſich 
durch die Beſchränkung in der Verwendung ſeiner Erzeugniſſe von ländli⸗ 
chen Grundſtücken beengt fühlte und Alles daran ſetzte, die Grenzen feiner 
Befugniſſe mit Beeinträchtigung der ſtädtiſchen Freiheiten zu erweitern. 
Wichtig für unſere Betrachtung wird dieſer Zwieſpalt der Intereſſen, wenn 
es ſich um die Bewilligung von Steuern handelte. Hier brachten es die 
verſchiedenen Verhältniſſe des Landes und der Städte mit ſich, daß jeder 
Theil eine andere Art der Steuer wünſchenswerth fand. Den Städten 
war die Bierzieſe (Acciſe) am läſtigſten, weil das Bierbrauen ganz vor⸗ 
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züglich ſtädtiſche Nahrung war, die Steuer daher hauptſächlich von den 
Städten aufgebracht wurde, und der Adel zwar von feinen. Krügen mit- 
zahlen mußte, doch für ſeine Perſon die Steuerfreiheit behauptete und durch⸗ 
ſetzte. Das war natürlich für den Adel ein Hauptgrund, mit Vorliebe dieſe 
Steuer vorzuſchlagen und zu bewilligen. Andererſeits war der Adel meiſt 
schwierig in der Bewilligung einer Contribution der Hufen, welche wieder 
das Land mehr belaſteten und eben deßhalb von den Städten vorgezogen 
wurde. Denn wenn ſich der Adel auch hier meiſt ein Vorwerk freizuhalten, 
und die Steuer auf ſeine Hinterſaßen abzuwälzen wußte, ſo ſchmälerte er 
doch dadurch die Leiſtungsfähigkeit derſelben und litt alſo indirekt mit. 
Darum denn auch die endloſen Verhandlungen über die Art der aufzu- 
bringenden Steuer, woran fo oft die ganze Bewilligung ſcheiterte, und 
nach Feſtſtellung des modus contribuendi die neuen Verhandlungen über 
die Höhe des Bierpfennigs oder der Contribution von der einzelnen Hufe. 
Darum die Erbitterung zwiſchen Adel und Städten, die Trennung der 
Stände und die Nachgiebigkeit des einen zur Schädigung des andern. 
Dieſe Uneinigkeit machte der Herzog ſich öfters zu Nutze um die Einwil⸗ 
ligung des diſſentirenden Theils zu erzwingen. Wir erinnern an ſein Auf⸗ 
treten 1546, wo er die Städte an ihre Unterthanenpflicht mahnte und 
zur Einigung mit der Landſchaft nöthigte. Auch 1559 ging man über 
den Widerſpruch der Städte leicht hinweg, und in manchen andern Fällen 
gab der Herzog ſchließlich die Entſcheidung, indem er erklärte, welche Art 
von Steuer und in welcher Höhe er ſie annehme. So konnte nur ſelten 
von einem einigen Zuſammenwirken der Stände die Rede ſein, und der 
Grundſatz: divide et impera half auch damals die Regierung über manche 
Verlegenheit hinaus. 8 

Außer den beiden Ständen des Adels und der Städte gab es 
im herzoglichen Preußen noch einen dritten, oder eigentlich erſten Stand, 
weil er als „fürnehmer“ Stand anerkannt wurde. Ueber ſeine Stellung 
und nähere Qualification herrſcht viel Dunkel, in das auch Toeppen, der 
doch eine vollſtändige Ueberſicht über das vorhandene Material hatte, kein 
vollkommenes Licht zu bringen vermocht hat. Dieſer erſte Stand ſcheint 


aus dem alten Landesrath, oder den im Lauf der Zeiten an ſeine Stelle 


getretenen Inſtituten entſtanden zu ſein und urſprünglich aus den Prälaten, 
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den die oberften Ordensbeamten ablöſenden Räthen und Vertrauensperſonen 
des Fürſten beſtanden zu haben. Dazu traten diejenigen Herren von Adel, 
welche wegen ihrer Dienſte oder Geldforderungen in den traurigen Zeiten 
nach der Trennung des Landes vom königlichen Preußen mit herrſchaft⸗ 
lichen Gütern belehnt waren, und die man zum höheren Adel rechnete und 
in der Geſammtheit ſelbſt „Herrſchaft“ benannte. Wir ſtellen uns vor, 
daß dieſelben ungefähr auf dieſelbe Art ihre exceptionelle Stellung erhielten, 
wie die Biſchöfe nach der Eroberung des Landes durch Abtretung von 
Landestheilen, mit denen dann eine beſchränkte landesherrliche Gewalt auf 
fie überging. Ende des 15. Jahrhunderts waren fie fo einflußreiche Per: 
ſönlichkeiten, daß faſt allein auf ihre Zuſtimmung reflektirt wurde. Von 
den Biſchöfen nahm gewöhnlich nur der ſamländiſche an den Berathungen 
Theil. Die „Landräthe“ (fürſtliche Vertrauensräthe), die im erſten 
Stande ſaßen, waren meiſt aus der Zahl der herzoglichen Amtleute ge— 
nommen, aber nicht immer. 1582 beſchwerten ſich die Stände über die 
Abſchaffung aller beſtellten Landräthe, in deren Stelle wider frühere 
Gewohnheit gemeine Landſaſſen berufen ſeien. Georg Friedrich gab zu, 
daß er an Stelle einiger Verſtorbener und ſonſt nach Gutdünken dazu taug- 
liche zugezogen habe, berief ſich aber darauf, daß die vorige Herrſchaft dies 
auch gethan habe. Sie gehörten ſowohl dem höheren als niederen Adel 
an, vorwiegend dem letzteren. Ihre Zahl war vielleicht ſchon zu Anfang, 
wie ſpäter, zwölf. Sie treten übrigens auch in eigenen Verſammlungen 
auf, theils als Lehnsgerichtshof, theils als Rathgeber des Fürſten in aus— 
wärtigen Angelegenheiten, haben aber mit Geldbewilligungen nichts zu 
thun. Auch die Landräthe vertreten keine Geſammtheit. Seit 1540 werden 
„Herrſchaft und Landräthe“ in den Akten nebeneinander genannt, ohne 
daß ſich erſehen läßt, ob in den Berathungen ſelbſt eine entſprechende 
Veränderung vorkam. Oft nahmen auf Bitten der Landräthe auch die 
Hofräthe an den Berathungen Theil und hatten dann in den Sitzungen 
und Unterſchriften die Stelle nach der Herrſchaft. Als einmal 1557 der 
zweite und dritte Stand ein Gutachten des erſten Standes als das der 
„Land⸗ und Hofräthe“ bezeichnet hatte, wurden fie deshalb befragt, wes⸗ 
halb fie der Herrſchaft, „dieſes fürnehmen Standes“, nicht gedacht hätten, 
worauf ſie ſich damit entſchuldigten, daß es nicht abſichtlich geſchehn ſei 
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ſondern in der Meinung, daß, weil die Herrſchaft in den Landrath gezogen 
würde, eineutheils auch im Regiment (vertreten fei,) fie in dem Wörtlein 
(„Herren Land- und Hofräthe“) mit begriffen ſeien. Danach ſcheinen alſo 
damals außer den dem Stande der Herrſchaft angehörigen Regiments⸗ und 
Landräthen keine andern Vertreter dieſes fürnehmen Standes im Landtage 
geſeſſen zu haben, woraus aber noch nicht geſchloſſen werden kann, daß 
herrſchaſtliche Perſonen nur in ihrer Eigenſchaft als ſolche Räthe Sitz und 
Stimme hatten. Freilich finden ſich im zweiten Stande auch Deputirte 
von höherem Adel, und 1582 nennt der zweite Stand ſich ausdrücklich 
„Abgeſandte von Herrſchaft und Ritterſchaft,“ ſodaß alſo angenommen 
werden muß, daß die Herrſchaft (vielleicht wegen ihres ritterſchaftlichen 
Grundbeſitzes?) auch im zweiten Stande vertreten war. Daß in Betreff 
der Herrſchaft wenigſtens im erſten Stande keine Veränderung vorgenom— 
men war, ergiebt ſich daraus, daß derſelbe ſich bei derſelben Gelegenheit 
nach wie vor als „Herrſchaft und Landräthe“ bezeichnet. Hartknoch ſagt 
allerdings, daß der „Herrenſtand“ überhaupt nur aus zwölf Perſonen beſtand, 
nämlich den zwölf Landräthen, von denen die vier oberſten Inhaber der 
vier Hauptämter Brandenburg (zugleich Direktor des Landraths), Schaaken, 
Fiſchhauſen und Tapiau, die übrigen acht aber vom Herzog beliebig aus 
dem Adel ernannt waren, und daß die Grafen und Freiherren nur 
n fofern dazu gehörten, als fie zu Landräthen ernannt wa- 
ren. So war's in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, wo dem 
erſten Stande auch die Prälaten fehlten. Daß es im 16. Jahrh. anders 
geweſen, ergiebt ſich aus dem Vorhingeſagten und namentlich auch aus 
der Nebeneinanderſtellung von „Herrſchaft und Landräthe.“ Auch ſagt 
Hartknoch zugleich, daß unter dem erſten Herzog der Herrenſtand (Grafen 
und Freiherrn) den Regimentsräthen vorangegangen wäre, daß derſelbe 
dann aber mit den Landräthen einen Stand gebildet hätte und endlich 
unter Johann Sigismund von Brandenburg denſelben nachgetreten wäre. 
Dies ſtimmt mit unſeren früheren Aufſtellungen überein. 

Andererſeits gehörten die Regimentsräthe, auch wenn ſie in ihrer 
Eigenſchaft als Herrſchaft zum erſten Stande zählten, eigentlich gar nicht 
auf die Landtage. Dieſe Meinung vertraten 1557 Adel und Städte, und 
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Herzog „ein corpus trügen,“ wonach alfo der erſte Stand nur aus den 
nicht zum Rath des Fürſten gezogenen Herrſchaft und Landräthen beſtehn 
könnte. Dies erkannte der erſte Stand an ſich als richtig an, erklärte 
aber das bisherige Herkommen damit, daß die Hofräthe dazu gezogen, 
erbeten und erfordert worden, ſelbſt aber am liebſten mit den Händeln 
gar nichts zu thun haben mochten. 1582 bat der zweite Stand den Mark⸗ 
grafen, den Hofräthen zu geſtatten, wie zu Albrechts Zeiten bald zum 
erſten, bald zum zweiten Stande zu treten. Ein Präcedenzfall der 
letzteren Art iſt jedoch unſeres Wiſſens nicht bekannt. Der erſte Stand 
hatte alſo nach alledem eine ſehr eigenthümliche Mittelſtellung zwiſchen 
dem Herzog und den Ständen und wirkte meiſtens auch in dieſem Sinne 
vermittelnd und zu Gunſten des Fürſten. 

Dieſem erſten Stande gegenüber betrachteten ſich die beiden andern, 
Adel und Städte, im Allgemeinen als zuſammengehörig und als die 
eigentlichen Vertreter des Landes, namentlich in Geldbewilligungsangelegen⸗ 
heiten. Dieſe Zuſammengehörigkeit darf man ſich allerdings nicht fo denken, 
daß ſie in einer Verſammlung beriethen und ſtimmten, obgleich auch das 
vorkam; aber da kein Stand für ſich allein etwas durchſetzen konnte, wohl 
aber die Vereinigung zweier und die Iſolirung des dritten auf den letztern 
einen ſolchen Druck ausübte, daß derſelbe ſich dadurch gewöhnlich zur 
Nachgiebigkeit genöthigt ſah, ſo war es ſehr weſentlich, welche beiden 
Stände zuerſt unter einander einig zu werden ſuchten, um dann gemein⸗ 
schaftlich und mit doppeltem Gewicht mit dem dritten zu verhandeln. Da 
wurde es denn noch von den Zeiten des Bundes her als altes löbliches 
Herkommen betrachtet, daß Adel und Städte zuſammengingen, und nament⸗ 
lich die Städte hielten auf die Beobachtung deſſelben, weil ſie am wenigſten 
darauf rechnen konnten eine andere Verbindung ohne Schaden für ſich zu 
finden. Doch haben wir geſehn, daß ſich zu Anfang der Adminiſtration 
Georg Friedrichs die Städte dieſem willfährig erwieſen und dadurch auch 
den Adel nachgiebiger machten. Dafür hatte es unter der Regierung 
Herzog Albrechts Zeiten gegeben, wo der Adel das alte Herkommen brach 
und mit dem erſten Stande zuſammenging, wodurch der Einfluß der Städte 
lahm gelegt wurde. Bei veränderter Stimmung gegen den Herzog fand 
dann wieder ein Rücktritt zur früheren Verbindung ſtatt und die Land⸗ 
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räthe bemühten ſich nun vergebens, den Adel an der Berathung mit den 
Städten zu hindern und deren Zſolirung fortzuſetzen. Gingen Landräthe 
und Adel zuſammen, ſo pflegten ſie durch Ausſchüſſe zu verhandeln, aber 
es kommt, bei beſonders geheimgehaltenen Sachen, auch vor, daß alle drei 
Stände durch Ausſchüſſe vertreten ſind. Eine Verbindung des erſten und 
dritten Standes gegen den zweiten wurde nie verſucht. 1 

Der Adel ließ ſich als zweiter Stand in den Landtagen durch Der 
putirte vertreten. Ganz der Auffaſſung des Mittelalters gemäß waren 
dieſe Deputirte nicht Repräſentanten des Landes, aus Wahl hervorgegangen, 
ſondern im civilrechtlichen Sinne Bevollmächtigte ihrer ſpeziellen Macht⸗ 
geber, nämlich der zur Bevollmächtigung und Inſtruktion zuſammengetre⸗ 
tenen adligen Gutsbeſitzer des Kreiſes. Sie erhielten daher auch eine 
ſchriftliche von den Machtgebern unterſchriebene Vollmacht, in der zu⸗ 
gleich ihre Entſchädigung feſtgeſetzt war, und meiſtens eine Inſtruktion über 
ihr Verhalten den landesherrlichen Propoſitionen gegenüber, die mitunter 
ſehr genau abgefaßt war und zu ſelbſtſtändigem Handeln nur geringen 
Spielraum ließ. Nach wie vor galt alſo, man kann nicht einmal ſagen 
die Geſammtheit aller größeren Grundbeſitzer, ſondern jeder Einzelne der⸗ 
ſelben für berechtigt zu verlangen, daß die Regierung mit ihm verhandele, 
wenn ſie eine außerordentliche Geldbewilligung oder eine Aenderung des 
gegenwärtigen und althergebrachten Rechtszuſtandes verlangte. Daher lag 
auch durchaus nichts Ungeſetzliches oder der Landesverfaſſung Widerſtreitendes 
darin, wenn die Regierung mitunter das Bemühen, mit dem Landtage 
fertig zu werden, aufgab und ſich direkt an die Machtgeber ſelbſt wendete, 
um mit ihnen innerhalb der Kreiſe einen Vergleich zu ſuchen. Nur hatte 
dieſe Art der Verhandlung ſelten Erfolg. Schon der Orden verſuchte 
wiederholt dieſe Verbindung zwiſchen Machtgebern und Bevollmächtigten 
zu lockern und den Grundſatz durchzubringen, daß die einmal erwählten 
Deputirten „ohne Hintergang“ berechtigt und verpflichtet wären mit der 
Regierung für das Land verbindliche Beſchlüſſe zu vereinbaren. Vergebens! 
Man ließ ſich nicht hindern, bei jeder Aenderung der Sachlage die Ver⸗ 
handlungen abzubrechen und zunächſt wieder den Willen der Machtgeber 
einzuholen, „die Sache zu den ihrigen zu nehmen.“ So blieb es auch in 
der Folge. Um nun aber die aus den häufigen Rückfragen entſtehenden 
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Verzögerungen und Verſchleppungen zu vermeiden (was eben früher die 
Regierung veranlaßt hatte Vollmachten ohne Hintergang zu fordern) ſuchte 
man mit Beibehaltung der alten Rechtsanſchauung im herzoglichen Preußen 
ein anderes Mittel, indem man darauf drang, daß der Herzog ſchon bei 
Ausſchreibung des Landtages dem Ausſchreiben ſelbſt die vollſtändigen 
Propoſitionen mitgebe, damit man vor Abſendung der Deputirten darüber 
eingehend berathen und alſo eine für alle Fälle zulängliche Vollmacht aus⸗ 
ſtellen könne. Wir haben geſehn, daß die Rezeſſe von 1566 dem Herzog 
ausdrücklich eine ſolche Verpflichtung auflegten, die Stände alſo ihr Stück 
durchſetzten. Doch ließ ſich unmöglich immer vorherſehn, welche Forde⸗ 
rungen oder Modificationen der Propoſitionen im Lauf des Landtages 
nöthig werden würden. Von Alters her wurden die Vollmachten bei 
Beantwortung der Propoſitionen mit übergeben. Die Stände prüften alſo 
die Legitimation ihrer Mitglieder nicht ſelbſt (wie die jetzigen Kammern) 
ſondern es war Sache der Regierung, ſich zu überzeugen, ob diejenigen, 
mit welchen ſie verhandelte, auch mit gehöriger Vollmacht verſehen ſeien. 
Doch dürfte das Herkommen nicht immer ſtreng beobachtet fein, 1538 er- 
eignete ſich, allerdings ganz ausnahmsweiſe, der Fall, daß der Adel gar 
keine Vollmacht vorzulegen hatte. Es war eine dringliche Türkenhilfe ge- 
fordert, und der Adel ſtand ſich damals mit dem Herzog ſo gut, daß er 
erklärte, er habe Vertrauen zum Herzog und ſei deshalb im Allgemeinen 
autoriſirt, dem beizutreten, was die andern Stände als gut und nützlich 
bewilligen würden. Aber 1549 forderte der Herzog, als er nicht gleicher 
Willſährigkeit begegnete, ausdrücklich die Vollmachten ein, prüfte ſie und 
fand Manches darin bedenklich, namentlich ob die Vollmachtgeber 
zu Manchem, was fie verlangten, mächtig geweſen ſeien. Es 
war dieſes ein Schreckmittel und wurde auch ſo aufgefaßt. Die Stände 
baten demnächſt, daß er ihre Vollmacht „ob etwas darin aus Gebrechlich⸗ 
keit verſehen, zu keinen Ungnaden aufnehmen,“ und ihnen zurückgeben, 
alſo mit ihnen weiter verhandeln wolle. 1582 wurden mit den Vollmachten 
auch die beſondern Inſtruktionen überreicht, die jedoch Georg Friedrich gar 
nicht leiden wollte, aber wohl leiden mußte. Voigt theilt in ſeinen „Bei⸗ 
trägen zur Geſchichte der Familie Auerswald“ eine Vollmacht und Inſtru⸗ 
ktion der Aemter Marienwerder und Rieſenburg vom Jahr 1648 mit, 
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welche letztere aufs Genaueſte den Bevollmächtigten Hans von Auerswald 
über ſein Verhalten gegenüber dem Kurfürſten und den Städten anweiſt, 
und bei einem Punkte geradezu ausſpricht, daß der Bevollmächtigte allein 
dafür hafte, falls er wider ſolche ihm ertheilte Inftruftion das Aller⸗ 
geringſte bewillige, ihm aber aufgiebt, ad referendum Erkundigung 
einzuziehn. Zwanzig Jahre ſpäter war die Macht der Stände überhaupt 
gebrochen. — Die Deputirten konnten Übrigens dem hohen und niederen 
Adel angehören. Ehe ſich die ſtändiſchen Verhältniſſe conſolidirt hatten, 
kam auch der Fall vor, daß Nichtadlige im Landtage ſaßen, ſo 1534 
einige Freie. Im Jahre 1539 werden neben dem Adel noch beſondere 


Abgeſandte der Landſchaft erwähnt, ohne daß bekannt iſt, worin der Unter⸗ 


ſchied beſtand. Unter Landſchaft im engeren Sinne verſtand man den 
Adel, im weiteren Sinne die beiden erſten Stände. Jedenfalls hatte der 
Adel auch die Rechte der Freien, Köllmer, Schulzen, Müller, Bauern u. ſ. w. 
zu vertreten. Die Deputirten ſollten, wie Albrecht einmal ſagt: „des 


Adels, der Freien und der Andern Vollmacht haben,“ wobei jedoch nicht 


zu erſehn iſt, ob es ſich um eine bloße Rechtsfiktion handelte, oder ob 
der Herzog annahm, daß die Freien und die Andern bei der Bevollmäch⸗ 
tigung wirklich mitwirken ſollten. Aus den Verhandlungen von 1571 
ergiebt ſich, daß Schulzen und Krüger nicht zur Zehrung der Deputirten 
mitſteuerten, wohl aber die Freien. Daraus ließe ſich ſchließen, daß die 
Freien auch in den Kreisverſammlungen Stimme hatten. Die Edelleute 
eines Kreiſes pflegten unter ſich zu wechſeln, damit alle an die Reihe 
kämen. — Die Zahl der Deputirten war nicht urkundlich beſtimmt und 
wechſelte je nach Zeit und Gelegenheit. Bei der Art der Verhandlung 
und Abſtimmung war es ziemlich gleichgiltig, wie viele Bevollmächtigte 
der Zahl nach aufgeſtellt waren, wenn nur ſämmtliche Vollmachtgeber ver- 
treten waren. In früherer Zeit ſcheint es daher auch ſo ziemlich im 
Belieben der Kreiſe geſtanden zu haben, viele oder wenige zu deputiren; 
doch ſind auch Fälle namhaft zu machen, wo der die Tagfahrt oder den 
Landtag ausſchreibende Landesherr ſich darüber ausſprach, ob die Zahl 
größer oder geringer ſein ſolle. Unter Herzog Albrecht wurden gewöhn⸗ 
lich aus jedem Kreiſe vom Adel zwei Abgeſandte deputirt; doch beſchränkte 
man ſich öfters ſchon damals und namentlich ſpäter auf einen, ja es wurde 
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der Koſtenerſparniß wegen und um zu verhindern, daß ärmere Kreife 
auf den langen und oft wiederkehrenden Landtagen ganz unvertreten blieben, 
ſogar geſtattet, daß zwei und mehr Kreiſe einen Deputirten wählten, wor- 
über ſich die Stände jedoch wiederholt beſchwerten. Die Verſammlung 
mochte nur in ſeltenen Fällen mehr als ein halbes Hundert Köpfe ſtark 
geweſen ſein; gegen das Ende langer Landtage hin ſchmolz ſie mitunter 
ſehr bedeutend zuſammen. Der Grund dieſer geringen Ausdauer lag haupt⸗ 
ſächlich in dem Umſtande, daß die Deputirten nicht Reiſegelder und Diäten 
aus der Staatskaſſe erhielten, ſondern daß ihre Zehrung von den Voll 
machtgebern aufgebracht werden mußte. Deshalb auch die öftern Klagen 
über das viele „Freſſen und Saufen“ auf den Landtagen und über die 
Schädigung des Landes durch die Letzteren. So bemerkt z. B. auch Heune— 
berger zum Jahr 1577: „in dieſem Jahr iſt wiederum der alte langwäh⸗ 
rende Landtag, daran ſich viel Preußen zu Tode gefreſſen, gehalten, und 
iſt dennoch zu keiner rechten Einigung gekommen.“ — Der zweite Stand 
bediente ſich zu Zeiten eines mit den Geſchäften vertrauten Syndieus, der 
dann die Schriſtſätze beſorgte und das Wort führte. Georg Friedrich ber 
klagte ſich darüber, daß ſich auf den Landtagen wenige, etwa vier, unter— 
ſtünden, die Sache ihres Gefallens zu dirigiren und zu handeln. Es waren 
dies die Parteiführer, die in keiner politiſchen Verſammlung fehlen werden, 
aber jeder Regierung unbequem ſind. 

Der dritte Stand endlich beſtand aus den Deputirten der Städte. 
Von ihnen gilt im Allgemeinen daſſelbe, was von den adligen Abgejand- 
ten geſagt iſt. Vollmachtausſteller waren die Räthe (Magiſtratscollegien) 
doch wirkten die Gemeinden in dem Umfange wie bei ſtädtiſchen Angelegen- 
heiten überhaupt, bei Berathung der Inſtruktion mit. Das Ausſchreiben 
wurde den Hinterſtädten, wie dem Adel, durch die Amtleute vermittelt; 
an die Städte Königsberg erging dagegen die Aufforderung unmittelbar. 
Unter Herzog Albrecht wählten die Städte jedes Kreiſes gewöhnlich zu— 
ſammen zwei Deputirte, ſpäter thaten ſich meiſtens die kleinen Städte meh⸗ 
rerer Kreiſe zuſammen um einen Abgeſandten zu ſchicken. Ueberhaupt 
ſpielten die kleinen Hinterſtädte auf den Landtagen gemeinhin eine ſehr 
untergeordnete Rolle. Um ſo energiſcher handelten die drei Städte Kö— 
nigsberg, deren jede durch zwei und mehr Deputirte der Räthe vertreten 
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war. Als eigentliche Vollmachigeber wurden die Gemeinen angejehn, 
an ſie daher auch Anträge zurückgenommen, über die man nicht ſchlüſſig 
werden konnte. Die Hinterſtädte brachten wie der Adel ſchriftliche Voll⸗ 
macht auf die Landtage mit (ſelbſt in dem beſondern Fall von 1538, wo 
der Adel eine Vertrauensſtellung einnahm). Die Deputirten der drei 
Städte Königsberg dagegen erklärten keiner Bevollmächtigung für den 
ganzen Landtag zu bedürfen, da die Gemeinen ſtets zur Hand waren und 
jede Propoſition und Aenderung derſelben ſofort auf dem Rathhauſe in 
voller Verſammlung discutiren konnten, von welchem Rechte ſie denn auch 
umfaſſenden Gebrauch machten. So wie die Regierung öfters nach Schluß 
der Landtage mit dem Adel auf ſeparaten Kreisverſammlungen weiterver⸗ 
handelten, ſo wurden auch oft genug die Städte Königsberg auf das Schloß 
entboten, um eine Verſtändigung mit ihnen zu ſuchen. Sie hielten im 
17. Jahrhundert auch am längſten und zäheſten an dem verfaſſungsmäßigen 
Rechtszuſtande feſt; um ſie gänzlich zu iſoliren nahm ſich der große Kur⸗ 
fürſt der durch ſie allerdings ſtark geſchädigten Hinterſtädte an und machte 
dieſelben dadurch zuerſt zur Anerkennung der Souveränetät geneigt. Erſt 
die Gefangennehmung Rhodes und die aus der Feſtung Friedrichsburg 
drohenden Kanonen brachten die Königsberger zur Nachgiebigkeit und Unter⸗ 
werfung. 

Der Ort, an welchem die Landtage zu halten, war nicht feſt beſtimmt. 
Gewöhnlich wurde Königsberg gewählt. Deſſen Verſuch, aus dem Her⸗ 
kommen eine unabänderliche Regel zu machen, mißglückte. Es ſind auch 
Landtage in Heiligenbeil, Raſtenburg, Friedland und Bartenſtein gehalten, 
an letzterem Ort noch unter dem großen Kurfürſten. 

Die Geſchäftsordnung war folgende: Der Kanzler ſagte den verfam- 
melten Ständen im Beiſein anderer Regimentsräthe, wohl auch des Her- 
zogs wenn er im Lande war, Dank für ihr Erſcheinen, entſchuldigte 
die Einberufung mit dem Drange und der Wichtigkeit der Geſchäfte, und 
proponirte die puncta künftiger Deliberation. Dies geſchah im Stehen, 
nicht wie im Königl. Preußen im Sitzen. Im 16. Jahrh. wurde ſodann 
die Propoſition den Landräthen (ſpäter nach Hartknoch den Ständen über⸗ 
haupt) ſchriftlich übergeben; wollten Adel und Städte eine Abſchrift haben, 
ſo mußten ſie ausdrücklich darum bitten. Nun machten zunächſt die Land⸗ 
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räthe ihre Vorſchläge über die Propoſitionen; Adel und Städte gaben ihr 
Gutachten ſchriftlich ab. Kam keine Einigung zu Stande, ſo reichten die 
Landräthe dem Herzog beide Bedenken ein, der nun ſeine Anſicht darüber 
äußerte und die Verhandlungen von Neuem eröffnete. Die Form der 
Berathung war nach Gegenſtand und Neigung verſchieden. Ueber Landes⸗ 
ſachen, welche die particularen Intereſſen nicht berührten, wurde gewöhn⸗ 
lich ein Ausſchuß, oder mehrere gewählt (ſo 1540), deren Gutachten nicht 
einmal immer die Beſtätigung der Geſammtheit bedurft zu haben ſcheinen. 
Meiſt aber trat Spaltung ein, ſodaß der Adel entweder zu den Landräthen 
trat, in welchem Falle die beiden erſten Stände dann durch Ausſchüſſe 
zu verhandeln pflegten, oder ſich den Städten anſchloß, wobei die Bera— 
thung in der Geſammtheit gewöhnlich war. Selten kam es zu einer ge— 
meinſchaftlichen Berathung der Geſammtheit aller drei Stände, obgleich 
eine ſolche einigemal von den Landräthen — aus Herablaſſung — angeregt 
wurde. Für die ſpätere Zeit giebt Hartknoch als Regel an, daß die drei 
Ordnungen, nachdem ihnen die Propoſition ſchriftlich von den Oberräthen 
übergeben worden, abgeſondert und nach der Reihe beriethen, ſodaß zu— 
nächſt die Landräthe ihr ſchriftliches Bedenken an den zweiten Stand ab- 
gaben, welcher ſein eigenes Bedenken hinzufügte und es den Städten über— 
mittelte, die ſich nun ihrerſeits ausließen. Vereinigten alle drei Ordnungen 
ſich, ſo wurde ein „vereinigtes Bedenken“ abgefaßt und von allen drei 
Ständen den Oberräthen übergeben. War der Landesherr damit zufrieden, 
ſo erhielten die Stände einen ſchriftlichen Abſchied. Andersfalls wurden 
Dupliken, Repliken u. ſ. w. gewechſelt, bis man zum Schluſſe kam. Der 
1612 gemachte Vorſchlag, alle Verhandlungen auf den Landtagen mündlich 
abzumachen, ging nicht durch; es blieb bei der alten Gewohnheit. (Jetzt 
ſorgen die Stenographen dafür, daß kein flüchtiges Wort verloren geht!) 
In dieſen Abſchieden gab der Herzog diejenigen Punkte an, mit denen er 
einverſtanden war und die dadurch zum Beſchluß erhoben wurden, und 
lehnte andere ab. Beſchwerden (der Städte) und Petitionen (des Adels) 
wurden nicht immer berückſichtigt, auch wenn die Stände urſprünglich von 
deren Erledigung eine Bewilligung abhängig gemacht hatten. Sehr oft 
wurden ſie damit auf eine ſpätere Zeit vertröſtet oder auch wohl ungnädig 
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beſchieden. Auf den folgenden Landtagen war dann eine der erften Be⸗ 
ſchwerden die, daß die Beſchwerden noch nicht erledigt ſeien. 

In gemeinſamen Angelegenheiten wurde ſtets der Grundſatz, daß zwei 
Stände den dritten nicht überſtimmen könnten, theoretiſch feſtgehalten; 
praktiſch dagegen ſtellte ſich die Sache doch ſo, daß der abweichende Stand 
jedesmal in die Enge kam und ſchließlich nachgeben mußte, um dem ge⸗ 
fürchteten Vorwurf der Separation aus dem Wege zu gehn. Daher das 
ſtete Bemühn des erſten und dritten Standes, den zweiten, der dann 
gemeinhin den Ausſchlag gab, auf ihre Seite zu bringen. War damit auch 
zunächſt nur die Art der Verhandlung feſtgeſtellt, ſo beeinflußte dieſelbe 
doch auch ſtark die materielle Entſcheidung ſelbſt. Die Landräthe behaupteten 
ausdrücklich, daß ſie vom Adel und den Städten im Verein nicht überſtimmt 
werden könnten. Ebenſo gaben die Städte auf dem Landtage von 1579 
die Erklärung ab, daß Stimmenmehrheit auf den Landtagen nicht gelte, wo 
ein Theil gedrückt werde. Doch wollte man von Seiten der Landesherr⸗ 
ſchaft dieſe ſehr unbequeme Theorie nicht immer gelten laſſen. Als 1546 
die beiden erſten Stände im Ausſchuß berathen hatten, die Städte aber 
deſſen höhere Bewilligung nicht acceptiren wollten und auch durch den 
„auferlegten Befehl, ſich mit der Landſchaft zu einigen“ nicht von ihrer 
Weigerung abzubringen waren, trat trotzdem der Herzog dem Gut— 
achten des Ausſchuſſes bei. „Und obwohl die von den Städten“, 
hieß es im Abſchiede, „damit nicht einig, ſo ſind ſie doch nicht mehr 
weder eine Stimme und folgt billig Fürſtl. Durchlaucht und der von 
Prälaten, Herrſchaft, Ritterſchaft und Adel Beſchlüſſen.“ Auch von einer 
nachträglichen Separatverhandlung mit den Städten wurde diesmal Ab- 
ſtand genommen. Trotz dieſes rückſichtsloſen Abſchieds aber, und das iſt 
das Wichtigſte, wagte der Herzog doch nicht den Bierpfennig erheben zu 
laſſen. Freilich ſahen ſich die Städte ſpäter zur Nachgiebigkeit genöthigt. 
Auch ſpäter wurde dieſelbe Theorie unter der Curatel, jedoch nicht mit 
beſſerem Erfolge, aufgeſtellt, bis es dem großen Kurfürſten gelang, auch 
dieſen Damm zu durchbrechen und das ſog. Complanationsrecht, nämlich 
die Befugniß des Fürſten, durch ſeinen Beitritt zu dem Gutachten zweier 
Stände den Widerſpruch des dritten zu beſeitigen, praktiſch zur Geltung 
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zu bringen. Von da war bis zum abſoluten Regiment ji Nachfolger 
nur noch ein Schritt. —, * 
Wir haben hiemit die Stände Preußens bis zum Höhenpunkte ihrer 


Macht geführt; einer ſpäteren Arbeit mag es vorbehalten bleiben, den 


Verfall derſelben im Einzelnen nachzuweiſen. Es hat ſich ergeben, daß 
die ſtändiſche Verfaſſung in ihrer Ausbildung bis ins kleinſte Detail ein 
rein hiſtoriſcher Prozeß war, der ſich daher vom doctrinären Stand: 


punkte aus keiner allgemeinen Nützlichkeitstheorie zu unterwerfen vermag. 
Wie ſich die politiſche Stellung der Stände mit Nothwendigkeit aus den 


civilrechtlichen, gewerblichen, handelspolitiſchen und geſellſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Mittelalters ergeben mußte, ſo verlor dieſelbe ihren Boden, 
indem im Verlaufe des 18. und 19. Jahrh. gerade dieſe Verhältniſſe einer 
bedeutenden Umwandlung und Umgeſtaltung unterzogen wurden. Der 
Unterſchied von Stadt und Land im früheren Sinne exiſtirt nicht mehr, 
der Adel hat aufgehört, alleiniger Inhaber des größeren Grundbeſitzes zu 
ein, der größere Grundbeſitz überhaupt hat eine andere Bedeutung erhalten, 
ſeitdem feine Veräußerlichkeit und Theilung freigegeben und feine Bezie- 
hung zum bäuerlichen Grundbeſitz gelöft iſt. Das Vermögen tft im All- 
gemeinen mobiliſirt, und daher nicht mehr, wie im Mittelalter, geeignet 
ſelbſt als Subjekt von Rechten zu gelten. Handel und Gewerbe ſind den 
Zünften entwachſen; aus Mitgliedern von Corporationen ſind überall 
Staatsbürger geworden. Die Wiederherſtellung einer ſtändiſchen Verfaſſung 
als politiſcher Inſtitution iſt daher ebenſo undenkbar, als eine Rückkehr 
unſeres modernen Staats bürgerthums, unſerer Civilgeſetzgebung und unſerer 
geſellſchaftlichen Beziehungen zu jener ſtändiſchen Gliederung des Mittel⸗ 
alters, die alle bürgerlichen Verhältniſſe durchdrang. Was damals Frei- 
heit hieß, würde uns der unleidlichſte Zwang ſcheinen. Gleichwohl dürfte 


nichts weniger gerechtfertigt ſein, als das Achſelzucken derer, die für die 


politiſche Weisheit unſerer Vorfahren nur ein hochmüthig-mitleidiges 
Lächeln haben, weil ſie nach modernen Prinzipien Staatsgewalten auf 
dem Papier zu conſtruiren und gegen einander abzugrenzen verſtehen. Es 
iſt von ihnen noch viel zu lernen. — 
— — 
Gedruckt bei Albert Rosbach in Königserg. 
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